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Zur Städtebaupolitik 


Die Bundesministerin für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau hat mit Schreiben vom 3, April 
1990 die Große Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

Der Städtebau in der Bundesrepublik Deutschland 

steht gegenwärtig in einem Umbruch. 

— Die Leistungen der Vergangenheit im Aufbau und 
in der Stadterneuerung sind beeindruckend. Bund, 
Länder und Gemeinden haben mit großen Anstren- 
gungen dafür gesorgt, daß die Städte und Gemein- 
den einen hohen städtebaulichen Standard auf wei- 
sen. Sowohl der öffentliche wie der private Baube- 
stand sind in guter Verfassung. Der Standard der 
Infrastruktur ist im allgemeinen gut. Das durch- 
schnittliche Niveau der Wohnungs Versorgung liegt, 
wie die Volkszählung 1987 gezeigt hat, im inter- 
nationalen Vergleich mit an der Spitze. Die hohe 
Attraktivität der deutschen Städte und Gemeinden 
ist, wie vergleichende wissenschaftliche Studien 
ausweisen, ein wichtiger Aktivposten des Wirt- 
schaftsstandortes Bundesrepublik Deutschland im 
europäischen Wettbewerb. 

— Gleichzeitig sind neue Herausforderungen deutlich 
geworden. Neue politische und wirtschaftliche Ent- 
wicklungen haben bisher als sicher erscheinende 
Annahmen über die zukünftige städtebauliche Ent- 
wicklung verändert. Damit zeigt sich erneut, daß 
Stadtentwicklung und Städtebau auf das engste mit 


politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Bedingungen verknüpft sind. 

Die Auswirkungen des sich nunmehr im 8. Jahr 
fortsetzenden Wirtschaftsaufschwungs, die stark 
angewachsene Wohnungsnachfrage, die Vorberei- 
tungen auf den europäischen Binnenmarkt, die Öff- 
nung der Grenzen durch die DDR am 9. November 
1989 mit den noch nicht absehbaren Folgen für die 
innerdeutschen Wanderungsbewegungen und wei- 
tere Entwicklungen machen es erforderlich, über 
den bislang als sicher geltenden Rahmen von Stadt- 
entwicklung und Städtebau hinauszudenken. 

Die aktuellen Herausforderungen lassen sich wie folgt 

zusammenfassen: 

1. Die Engpässe in der Wohnungsversorgung für ein- 
kommensschwache Haushalte und solche Nachfra- 
ger, die - aus welchen Gründen auch immer - eine 
neue Wohnung suchen, haben erneut deutlich ge- 
macht, daß der Wohnungsmarkt Schwankungen 
unterworfen ist. 

Vor allem die durch den Einkommenszuwachs der 
privaten Haushalte möglich gewordene Steigerung 
des Wohnungskonsums sowie die hohe Zahl von 
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Haushaltsneugründungen durch die geburtenstar- 
ken Jahrgänge haben die Wohnungsnachfrage 
stark ausgeweitet. Hinzu treten allein 1989 Zuwan- 
derungsgewinne von 720 000 Aus- und Obersied- 
lem, die den Nachfrage druck auf den Wohnungs- 
märkten verschärfen. Die Bundesregierung hat mit 
den im Laufe des Jahres 1989 beschlossenen Maß- 
nahmen rasch und angemessen reagiert. Ihre Maß- 
nahmen zielen vorrangig darauf ab, das Wohnungs- 
angebot auszuweiten. Sie hat deshalb sowohl die 
Rahmenbedingungen für den privaten Wohnungs- 
bau verbessert wie auch den sozialen Wohnungs- 
bau deutlich gestärkt. Ziel ist eine nachhaltige und 
dauerhafte Anhebung der Wohnungsbau- Produk- 
tion. Das wohnungspolitische Programm der Bun- 
desregierung hat die Weichen richtig gestellt: 1989 
gab es bei den Baugenehmigungen bereits einen 
Anstieg auf fast 280 000 neue Wohnungen. 

Für die Städte und Gemeinden stellt sich damit 
wieder in der Breite eine Aufgabe, die noch vor 
wenigen Jahren vor allem den Verdichtungsräumen 
im Süden der Bundesrepublik Deutschland Vorbe- 
halten schien: die Voraussetzungen für eine Sied- 
lungsentwicklung zu schaffen, die einer wachsen- 
den Nachfrage nach Wohnraum und gewerblichen 
Flächen entspricht. 

2. Dieser von der Wohnungsnachfrage ausgehende 
Wachstumsdruck wird in den anderen städtebau- 
hchen Bereichen verstärkt durch die stabile wirt- 
schaftliche Dynamik und die bereits jetzt spürbaren 
Wachstumsimpulse, die vom europäischen Binnen- 
markt 1992 ausgehen. Die gegenwärtige Wachs- 
tumsphase ist in ihrer Stabilität ohne Beispiel in der 
deutschen Nachkriegsgeschichte. Sie erleichtert 
und beschleunigt den wirtschafthchen Struktur- 
wandel, der sich vor allem in den Städten der Mon- 
tan- und Werftregionen vollzieht und vollziehen 
muß. Sie gibt Impulse für den zukunfts orientierten 
Ausbau neuer Infrastruktur vor allem im Bereich 
des Verkehrs und der Telekommunikation, die wie- 
derum für die zukünftige Stadtstruktur von hoher 
Bedeutung ist. 

3. Diesen neuen Wachstumsschub gilt es so zu nutzen, 
daß er zu einer neuen städtebauhchen Quahtät 
führt. Dies bedeutet, daß sowohl den Erfordernissen 
des Umweltschutzes und der Ressourcenschonung 
wie auch dem Wunsch nach einem angenehmen, 
gesunden Wohnumfeld Rechnung zu tragen ist. Da- 
mit erhält die Aufgabe Städtebau eine neue Dimen- 
sion, die direkt oder indirekt mit den großen 
Umweltproblemen verknüpft ist. 

4. Im Bereich der DDR ist der Städtebau eine der 
wichtigsten Aufgaben der nächsten Jahre. Es geht 
dabei sowohl um die Bewahrung eines wichtigen 
Teils des Kultur- und Bauerbes aller Deutschen wie 
auch um die spürbare Verbesserung der Lebensbe- 
dingungen der Bürger in der DDR. Die Städte und 
Gemeinden der DDR sind vom Verfall bedroht. Er- 
hebliche Mängel in der Bausubstanz, sowohl bei 
Wohn- wie auch gewerblichen Gebäuden ergeben 
einen riesigen Nachholbedarf an Investitionen vor 
allem im Bestand. Die Bundesregierung sieht in der 


Verbesserung der Wohn- und Wohnumfeldbedin- 
gungen eine entscheidende Voraussetzung, den 
Menschen in ihrer angestammten Heimat gute 
Lebensbedingungen zu schaffen. Darüber hinaus 
sind für den Aufbau einer leistungsfähigen Wirt- 
schaft attraktive Standorte unerläßhch. Ein organi- 
sches Zusammenwachsen beider Teile Deutsch- 
lands erfordert die Schaffung und Sicherung gleich- 
wertiger Lebensbedingungen auch in den Städten 
und Gemeinden. Angesichts der desolaten Lage der 
DDR im Bereich des Wohnungs- und Städtebaus ist 
es notwendig, daß möghchst schnell Maßnahmen 
ein geleitet werden, um Zeichen dafür zu setzen, 
daß das Gefälle in den Lebensbedingungen zwi- 
schen Bundesrepubhk Deutschland und DDR-Ge- 
biet abgebaut wird. Diesem Ziel dient auch die 
starke Intensivierung der Zusammenarbeit mit der 
DDR, die mit den „Gemeinsamen Erklärungen" der 
beiden Bauminister vom 5. Januar und 1. Februar 
1990 auf eine neue Grundlage gestellt wurde. 

Es ist geplant, im Rahmen einer gemeinsamen 
Fachkommission unter Leitung der Minister Ar- 
beitsgruppen für Stadt- und Dorferneuerung, Woh- 
nungswirtschaft, Bauwesen und für Bautechnik/ 
Bauwissenschaft einzurichten. Im städtebauhchen 
Bereich steht die Verbesserung der Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse, der Infrastruktur sowie die 
Erhaltung und Erneuerung vorhandener Bausub- 
stanz im Vordergrund. 

Ein nachhaltiger Aufschwung im Städtebau setzt 
voraus, daß in der DDR grundlegende pohtische 
und rechtliche Veränderungen stattfinden. Dabei 
geht es insbesondere um eine funktionierende kom- 
munale Selbstverwaltung, um örtliche Planungs- 
hoheit auf rechtsstaathchen Grundlagen, um die 
Beteihgung der Bürger an der Planung, um die 
Freiheit des Eigentums sowie um die Schaffung von 
wirtschafthchen Rahmenbedingungen für die Ent- 
faltung der privaten Initiative im Städtebau. Ohne 
solche Bedingungen kann die in Aussicht gesteUte 
Unterstützung aus der Bundesrepubhk Deutschland 
nicht wirksam eingesetzt werden. 

Bis dahin kann zur Finanzierung entsprechender 
Maßnahmen auf Mittel des sogenannten Gegen- 
wertfonds zurückgegriffen werden. Im übrigen wird 
angestrebt, zusätzhche private, genossenschaftliche 
und sonstige Initiativen für Stadtemeuerungsmaß- 
nahmen zu wecken. Es ist des weiteren vorgesehen, 
daß sich der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau in vier Kreisstädten der 
DDR - Meißen, Weimar, Brandenburg und Stral- 
sund - an modeUhaften Maßnahmen der Stadter- 
neuerung beteihgt, um die Vorbereitung und 
Durchführung von Sanierungsmaßnahmen in part- 
nerschafthcher Zusammenarbeit beispielhaft zu 
demonstrieren. Eine fünfte Stadt im Bereich Sach- 
sen-Anhalt wird z. Z. aus gewählt. 

Der Städtebau ist heute eine Aufgabe mit großer 

Spannweite: 

— Er umfaßt - heute mit besonderer Dringhchkeit - 
den Bau von Wohngebäuden einschließhch der vor- 
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bereitenden Tätigkeiten der Planung, Bodenord- 
nung, Erschließung und Baureifmachung. 

— Die Stadtemeuerung bleibt eine wichtige Dauerauf- 
gabe, die sowohl für die Wohnungsversorgung wie 
für die Strukturpolitik Beiträge leistet. 

— Die Errichtung neuer sowie die Erneuerung vorhan- 
dener Gewerbegebiete wird zunehmend durch Fra- 
gen der städtebaulichen Gestaltung und Einbin- 
dung geprägt. Die Verknüpfung mit strategisch 
wichtigen Kristallisationspunkten wie Forschungs- 
einrichtungen oder Verkehrsknotenpunkten ge- 
winnt an Bedeutung. 

— Besondere Chancen bietet die Wiederverwendung 
und Aufbereitung auf gegebener Industrie-, Ge- 
werbe- und Verkehrsflächen. 

— Der Verkehrsbedarf nimmt weiter zu; die Grenzen 
der Aufnahmefähigkeit der Städte für den motori- 
sierten Individualverkehr zeichnen sich ab. Ver- 
kehrsplanung ist heute nur im engen Verbund der 
Transportmittel zu betreiben. 

— Die internationale Standortkonkurrenz erfordert - 
zumindest für die größeren Städte - eine städtebau- 
üche Gesamtstrategie, die die Wirtschaftsförderung 
ebenso einbezieht wie die Kultur- und Freizeitbe- 
lange. Das Stadtbüd ist die Visitenkarte einer Stadt; 
seine Pflege ist nicht nur eine kulturelle, sondern 
ebenso eine strukturpolitische Aufgabe. 

Soweit das Grundgesetz dem Bund auf dem Gebiet des 

Städtebaus Zuständigkeiten zuweist, werden diese ins- 
besondere durch die nachfolgenden Regelungen und 

Maßnahmen aus gefüllt: 

— Das Baugesetzbuch enthält alle notwendigen mate- 
riellen Planungsgrundsätze für die Bewältigung der 
städtebauhchen Zukunftsaufgaben. Sie gelten wei- 
terhin ohne Abstriche. Das vom Deutschen Bundes- 
tag am 15. März 1989 beschlossene Gesetz zur Er- 
leichterung des Wohnungsbaus im Planungs- und 
Baurecht sowie zur Änderung mietrechtlicher Vor- 
schriften (Bundesratsdrucksache 204/90) bringt auf 
fünf Jahre befristete Erleichterungen im Verfah- 
rensbereich, soweit der Wohnungsbau betroffen ist. 
Es wird durch begrenzte Mietrechtsänderungen 
und Änderungen im Recht der Zweckentfremdung 
von Wohnraum ergänzt. 

Die am 27. Januar 1990 in Kraft getretene Novelle 
zur Baunutzungs Verordnung paßt auch diese wich- 
tige Grundlage für die Bauleitplanung den zukünf- 
tigen Erfordernissen an. 

— Die Finanzhilfen des Bundes für den Städtebau 
haben den Ländern und Gemeinden wirksame Un- 
terstützung bei der Erneuerung von Städten und 
Dörfern gegeben. 

Die Bundesmittel für das Bund-Länder-Städtebau- 
förderungsprogramm wurden seit 1982 verdrei- 
facht. Sie betragen jetzt 660 Mio. DM pro Jahr. Die 
Bundesregierung hat im vergangenen Jahr 
beschlossen, dieses Programm zunächst für den 
Zeitraum der Finanzplanung bis 1993 fortzuführen. 


Mit den Ländern werden gegenwärtig Verhandlun- 
gen über die dafür notwendige Verwaltungsverein- 
barung geführt. Das Bund- Länder- Programm ist 
somit für die Gemeinden eine verläßliche Grund- 
lage für ihre weiteren Planungen. 

Auch die Mittel des Strukturhilfegesetzes werden 
zu einem erheblichen TeU für die Stadterneuerung 
eingesetzt. Zusammen mit den Mitteln des Städte- 
bauförderungsprogramms hat der Bund auf diese 
Weise 1989 weit über 1 Mrd. DM für die Stadt- 
emeuerung zur Verfügung gestellt. Die Fördemng 
des Stmkturhilfegesetzes ist eine besonders wirk- 
same Unterstützung für die Gemeinden, da hier ihr 
Eigenanteil gering bleibt. 

Für die Stadtemeuemng bedeutsam ist ebenfalls 
die unbefristete Weiter geltung der §§ 82 g und 82 i 
der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
und deren Übernahme in das EStG. Danach können 
Aufwendungen für Maßnahmen an Baudenkmälern 
weiterhin besonders günstig ab geschrieben wer- 
den. 

Die Bundesregierung hat im Jahr 1989 Maßnahmen 
zur Belebung des Wohnungsbaus beschlossen, die 
bis 1993 für den Bund zu Mehrausgaben bzw. 
Steuermindereinnahmen in Höhe von über 10 Mrd. 
DM führen werden. 

Wichtig für die Gemeinden ist auch das Aufschlie- 
ßungsprogramm der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW). Aus diesem Programm werden zinsverbil- 
ligte Kredite gewährt für die Finanziemng der bei 
der Gemeinde verbleibenden Kosten der Erschlie- 
ßung von Wohnbauland. Die vom Bund getragene 
Zinsverbühgung beträgt bis zu 4 Prozent gegenüber 
dem Kapitalmarktzins. 

Die wirksamste Unterstützung für die städtebau- 
lichen Investitionen der Gemeinden geht jedoch 
von der wachstumsstärkenden Wirtschafts- und 
Finanzpolitik der Bundesregierung aus. Dank die- 
ser Politik, die durch die Konsolidierung der öffent- 
lichen Haushalte neue Wachstumsspielräume 
geschaffen hat, wurde die Finanzlage der Gemein- 
den seit 1982 entscheidend verbessert: 

— Die Einnahmen sind seit 1982 kontinuierlich ge- 
stiegen. Vor allem die Steuereinnahmen sind 
überproportional gewachsen. Die Befürchtun- 
gen, daß die Entlastung der Steuerzahler im Rah- 
men der Steuerreform 1986/1988/1990 den 
finanziellen Spielraum der Gemeinden einengen 
könnte, haben sich nicht bewahrheitet. Das Ge- 
genteil ist eingetreten. 

— Der Ausgabenzuwachs wurde gebremst, so daß 
das Finanzierungsdefizit, das im Jahre 1981 noch 
10,1 Mrd. DM betragen hatte, in einen Finanzie- 
rungsüberschuß umgewändelt werden konnte, 
der nach dem Gemeindefinanzbericht im Jahre 
1989 1,6 Mrd. DM betrug. 

— Dementsprechend konnten die gemeindlichen 
Sachinvestitionen, die zum größten Teü städte- 
bauliche Investitionen sind, seit 1985 ununter- 
brochen steigen. Im Jahr 1989 betrugen die 
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Sachinvestitionen nach dem Gemeindefinanzbe- 
richt 39,8 Mrd. DM gegenüber ihrem tiefsten 
Stand im Jahr 1984 von 30,5 Mrd. DM. 

Durch die Gesundung der gemeindlichen Haus- 
halte ist auch deren finanzielles Leistungsvermögen 
im Städtebau wiederhergestellt. Auch in Zukunft 
wird den Gemeinden ein ausreichender Spielraum 
für städtebauliche Investitionen zur Verfügung ste- 
hen, sofern es weiterhin gelingt, den Ausgabenan- 
stieg in den Verwaltungshaushalten in Grenzen zu 
halten. 


Allgemeine städtebauliche Fragen 

1. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 

über die städtebaulichen Auswirkungen 

— der Bevölkerungsentwicklung, 

— der Altersstrukturveränderungen, 

— der Veränderung der Struktur der privaten 
Haushalte, 

— des Anteils der ausländischen Bevölkerung, 

— der Wanderungsströme, 

— des soziologischen Wandels der Bevölkerung 

vor? 

In den genannten Bereichen sind folgende Entwick- 
lungen für die Städtebaupolitik bedeutsam: 

a) Bevölkerungsentwicklung (einschließlich Wande- 
rungsströme) 

Nach den Ergebnissen der Volkszählung 1987 
haben am Zählstichtag, dem 25. Mai 1987, insge- 
samt 61,077 Mio. Personen in der Bundesrepublik 
Deutschland gelebt. Die Zahl lag damit um rund 
426 500 (+0,7 Prozent) höher als am Stichtag der 
letzten Volkszählung (27. Mai 1970). Der Zeitraum 
von 1980 bis 1987 ist dabei von einer leicht rückläu- 
figen Bevölkerungszahl gekennzeichnet (ge- 
ringfügige Abnahme um 0,6 Prozent zwischen 1980 
und 1987). Ursache hierfür ist ein seit 1972 beste- 
hender negativer natürlicher Saldo (mehr Sterbe- 
fälle als Geburten), der nur zum Teil durch Außen- 
wanderungsgewinne kompensiert worden ist, im 
Zeitraum 1982 bis 1984 sogar durch vermehrte 
Abwanderungen noch verstärkt wurde. In den Jah- 
ren 1980 bis 1987 gab es einen Sterbeüberschuß von 
rund 761000 Personen und Außenwanderungsge- 
winne von 608 000 Personen. Insgesamt ist infolge- 
dessen bis zum Jahr 2000 von einer leichten Bevöl- 
kerungsabnahme auszugehen. Eine regionale Dif- 
ferenzierung der bislang erwarteten Ge- 
samtentwicklung zeigt Unterschiede, die je nach 
Siedlungsstruktur verschieden stark ausf allen: Die 
erwartete Bevölkerungsabnahme konzentriert sich 
auf die Kernstädte, während deren Umland leichte 
Zuwächse aufweist und die eher ländlichen Regio- 
nen ihre Bevölkerungszahl konstant halten. 

Die bisherigen Modellrechnungen berücksichtigen 
nicht den Strukturbruch bei den Außenwanderun- 
gen, der sich in den letzten Jahren durch die Zu- 


nahme der Zuwanderungen in die Bundesrepublik 
Deutschland ergeben hat: 


Zusammenstellung (ohne Zuwanderungsgewinne 
von Ausländern aus EG-Staaten) 



1987 

1988 

1989 

Übersiedler aus 
der DDR 

18 958 

39 832 

343 854 

Aussiedler 

78 523 

202 673 

377 055 

Asylbewerber 

57 379 

103 076 

121 318 

Insgesamt 

154 860 

345 581 

842 227 


Bei allen Überlegungen zu den Konsequenzen der 
Bevölkerungsentwicklung - auch was ihre im fol- 
genden dargestellte Struktur nach Alter und Natio- 
nalität betrifft - ist zu bedenken, mit welch hoher 
Unsicherheit vor allem bezüglich der Außenwände - 
rungen solche Prognosen behaftet sind. Dies hat die 
jüngste Entwicklung besonders deutlich vor Augen 
geführt. Der seit 1988 zu verzeichnende verstärkte 
Zuzug von Aussiedlern aus Osteuropa und Über- 
siedlern aus der DDR macht bereits heute eine Revi- 
sion der bisherigen Prognoseannahmen für den mit- 
telfristigen Zeitraum erforderlich. Inwieweit dieser 
Zustrom anhält, zurückgeht oder zum Teil von Zu- 
wanderungen etwa aus den Ländern der Europäi- 
schen Gemeinschaft abgelöst wird, entzieht sich der 
Prognostizierbarkeit. 

Knapp die Hälfte aller Zuwandernden wählte in der 
Vergangenheit als Wohnstandort eine Kernstadt. 
Auch von den Fortziehenden kommt etwa die 
Hälfte aus dieser Raumkategorie, so daß auf die 
Kemstädte bisher knapp die Hälfte aller Außen- 
wanderungsgewinne entfiel. Ein weiteres knappes 
Viertel entfiel auf das hochverdichtete Umland der 
Regionen mit großen Verdichtungsräumen, wäh- 
rend die eher ländlichen Regionen einen Anteil von 
lediglich ca. 30 Prozent an den Außenwanderungs- 
gewinnen hatten. Die Aus- und Übersiedler werden 
derzeit nach Quoten auf die Bundesländer verteilt, 
wobei die Anteile sich an den Bevölkerungszahlen 
der Länder orientieren. Es ist zu vermuten, daß 
diese erste Verteilung durch spätere Umzüge (dann 
als Binnenwanderungen) verändert wird. Sofern 
diesen Wanderungen ähnliche Motive wie bisher 
zugrunde liegen, stellen sich voraussichtlich die 
bekannten oder ähnliche Wanderungsmuster ein. 

b) Altersstrukturveränderungen 

Ebenso bedeutsam wie die Veränderung der Bevöl- 
kerungszahl sind derzeit und mittelfristig bis zum 
Jahr 2000 die Verschiebungen in der Altersstruktur 
der Bevölkerung. Der viel diskutierte Alterungspro- 
zeß - die Abnahme der Zahl junger bei gleichzeiti- 
ger Zunahme der Zahl alter Menschen - ist bereits 
in vollem Gange und setzt sich noch fort. Die Tat- 
sache, daß die Aus- und Übersiedler eine ver- 
gleichsweise jüngere Altersstruktur aufweisen, 
kann diesen Prozeß nicht wesentlich beeinflussen. 

— Der Rückgang der Geburten seit Mitte der 60er 
Jahre führte zu einer laufenden Abnahme der 
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Personen unter 20 Jahren, die sich in den 80er 
Jahren noch beschleunigte und bis 2000 keines- 
wegs zum Stillstand kommen wird. Bereits bis 
1980 war die Zahl der Jugendhchen von 18,1 
Mio. (Volkszählung 1970) auf 16,3 Mio. gesun- 
ken, bis zur Volkszählung 1987 auf 13,3 Mio. Im 
Jahr 2000 wird mit einem weiteren Absinken 
dieser Personengruppe gerechnet. 

— Am anderen Ende der Bevölkerungspyramide 
nahm die Zahl alter Menschen (60 und mehr 
Jahre) zwischen 1970 bis 1980 von 11,8 Mio. auf 
12,0 Mio. leicht zu; bis 1987 hat sich eine weitere 
Zunahme um 6 Prozent auf 12,7 Mio. ergeben. 
Dieser Alterungsprozeß wird sich beschleuni- 
gen. Bis 2000 wird mit einem Ansteigen um rund 
2 Mio. oder knapp 15 Prozent gerechnet. 

— Die mittleren Altersgruppen der zwanzig- bis 
unter sechzigjährigen (Erwerbspersonenpotenti- 
al) verzeichneten im Zeitraum von 1970 bis 1980 
eine kontinuierliche Zunahme von 31,1 Mio. auf 
33,4 Mio.; dies entspricht rund 7,4 Prozent, bis 
1987 stieg der Anteil dieser Personengruppe bis 
auf 35,1 Mio. an. Die bisherige Erwartung, daß 
bis zum Jahr 2000 ihre Zahl wieder auf das 
Ausgangsniveau von 1980 zurückgehen würde, 
kann aufgrund der Außenwanderungen nicht 
mehr aufrechterhalten werden; vielmehr muß 
mit einer Vergrößerung dieser Personengruppe 
gerechnet werden. 

Mit Ausnahme der Kernstädte in Regionen mit gro- 
ßen Verdichtungsräumen (hier war das Erwerbsper- 
sonenpotential fast stabil) zeigten die Regionen in 
den 80er Jahren recht ähnliche Entwicklungsver- 
läufe mit Zuwachsraten zwischen 4 und 8 Prozent. 
In Zukunft ist allerdings mit größeren regionalen 
Unterschieden zu rechnen: Abnahmen des Er- 
werb spersonenpotentials konzentrieren sich - ähn- 
hch wie bei den Jugendlichen - fast ausschließlich 
auf die Kernstädte, während die Umlandkategorien 
und die ländlich geprägten Regionen noch 
Zuwächse verzeichnen. Folgen ergeben sich daraus 
vor allem in den Bereichen städtebauliche Infra- 
struktur, Verkehr, Baulandbedarf und der Tertiäri- 
sierung (vgl. Beantwortung der Fragen 2 bis 9). 

c) Veränderungen der Struktur privater Haushalte 

Insbesondere für das Wohnungsmarktgeschehen ist 
nicht die absolute Zahl der Bevölkerung, sondern 
die Zahl der privaten Haushalte die zentrale demo- 
graphische Bestimmungsgröße. 

Zwischen den Volkszählungen 1970 und 1987 stieg 
die Haushaltszahl von 22 Mio. über 24,4 Mio. (1980) 
auf rund 26,2 Mio. an, was einem Plus von rund 19 
Prozent entspricht. Selbst im Zeitraum 1980 bis 
1987, als die Bevölkerung um fast 1 Prozent ab- 
nahm, stieg die Zahl der privaten Haushalte noch 
um insgesamt 7 Prozent. Die stärksten Zuwächse 
hatten die Einpersonenhaushalte um ca. 22 Prozent 
und die Zweipersonenhaushalte um 8 Prozent. Zur 
Zeit besteht etwa jeder dritte Haushalt aus lediglich 
einer Person, weitere 28 Prozent haben zwei Perso- 
nen. Nur noch 7 Prozent der Haushalte haben fünf 


und mehr Personen (1970 noch 13 Prozent). Die 
durchschnittliche Personenzahl je Haushalt sank 
von 2,74 (1970) über 2,52 (1980) auf 2,35 (Volkszäh- 
lung 1987). 

Auffallend und für die städtebauliche Entwicklung 
bedeutsam ist die starke Konzentration der kleinen 
Haushalte in den großen Städten: Von allen Haus- 
halten wohnten 1987 38 Prozent in Großstädten (ab 
100 000 Einwohner), von den Einpersonenhaushal- 
ten dagegen fast die Hälfte (48 Prozent). Haushalte 
ab drei Personen sind in den Großstädten unter- 
repräsentiert. 

d) Anteil der ausländischen Bevölkerung 

Die Zahl der Ausländer stieg zwischen 1970 und 
1987 um 1,7 Mio. auf 4,1 Mio. an; dabei entfiel auf 
den Zeitraum zwischen 1980 und 1987 ledighch 
eine Zunahme von 0,4 Prozent. Diese Zunahme 
konzentrierte sich sehr stark (zu über 80 Prozent) 
auf die Kern Städte in Regionen mit großen Verdich- 
tungsräumen. Dort leben auch mit über 2 Mio. die 
meisten Ausländer, ihr Anteil ist dort mit knapp 
18 Prozent bei weitem am höchsten (Bundesdurch- 
schnitt 7,6 Prozent, Minimum mit knapp 4 Prozent 
in den ländlich geprägten Regionen). 

e) Sozialer Wandel der Bevölkerung 

Städte und Gemeinden sind nicht nur Orte des 
demographischen Wandels, sondern auch eines be- 
schleunigten sozialen Wandels. 

— Der einst enge Zusammenhang zwischen Fami- 
lien- und Haushaltsentwicklung lockert sich. 
Hinter den demographischen Verschiebungen 
zu immer kleineren Haushalten steht auch die 
Tendenz, daß mehr Menschen als früher eine 
selbständige Lebensführung wählen. 

— Die veränderte Rolle der Frauen in Politik, Wirt- 
schaft und Gesellschaft, ihr wachsendes Engage- 
ment und Bewußtsein, aber auch Faktoren wie 
der technologische Wandel tragen dazu bei, daß 
sich für viele Menschen neue Muster der Le- 
bensplanung und alltäghchen Lebensführung 
bis hin zu neuen Rollen in Famüie, Verwandt- 
schaft und Nachbarschaft ergeben. 

— Der Wertewandel der Bevölkerung, verbunden 
mit höheren verfügbaren Einkommen und mehr 
freier Zeit für einen großen Teü der Bevölke- 
rung, verändert die Ansprüche an Arbeit und 
Freizeit. 

— Die Tendenz zur jeweils individuellen Lebensge- 
staltung wächst („Individualisierung"), Es gibt 
(aus demographischen Gründen) zunehmend 
mehr ältere, aber auch mehr jüngere Haushalte, 
alleinerziehende Elternteile und nicht-familiäre 
Formen des Zusammenlebens. Für all diese 
Gruppen gilt, daß sich jeweils andere, besondere 
Ansprüche an Wohnstandort, Wohnungsgrund- 
risse und an die Infrastruktur im Wohnumfeld 
ausbilden. 

— Die steigende Flexibilität bei der Ausgestaltung 
von Arbeit und freier Zeit stellt neue Anforde- 
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rungen an die Nähe von Arbeitsplätzen, Wohnen 
und Freizeiteinrichtungen und damit an die 
Balance und Verträghchkeit verschiedener Nut- 
zungen auf gleichem Raum. 

Die städtebaulichen Auswirkungen dieser Entwick- 
lungen sind vor allem in folgenden Bereichen zu 
sehen: 

— Ein weiter wachsender Wohnungsbedarf erfor- 
dert eine verstärkte Wohnungsbautätigkeit und 
zwingt die Städte und Gemeinden dazu, alle 
Möglichkeiten zum Neubau sowie zur Erweite- 
rung und Sicherung von Wohnraum zu nutzen. 
Dabei sind auch wieder neue Baugebiete in da- 
für geeigneten Lagen zu erschheßen, wobei 
monotone Wohnsiedlungen und eine Zersied- 
lung der Landschaft zu vermeiden sind. 

Im Rahmen der Stadterneuerung, die bisher 
schon Wohnraum in erheblichem Umfang durch 
Sanierung gesichert hat, sind alle Möglichkeiten 
der Schaffung von Wohnraum zu nutzen. 

— Unter dem Gesichtspunkt einer veränderten Al- 
ters- und Sozialstruktur gewinnt die Qualität des 
Wohnumfelds an Bedeutung. So wird es in einer 


Gesellschaft mit einem hohen Anteil älterer 
Menschen auch mehr Stadtteile geben, die von 
dieser Altersgruppe geprägt werden. Die von 
allen gewünschte aktive Teilnahme der Älteren 
am sozialen Leben erfordert ein Wohnumfeld, 
das solchen Bedürfnissen entspricht. Auf der an- 
deren Seite gehört zu einer kinderfreundlichen 
Stadt, daß Kinder ihre engste Wohnumgebung 
als abwechslungsreich imd gefahrlos erleben 
können. Ein derartiges Wohnumfeld erleichtert 
es den jungen Familien, sich bewußt für ein 
Leben mit Kindern zu entscheiden. 

— Die Infrastruktur der Städte und Gemeinden 
muß auf neue Anforderungen eingestellt wer- 
den. 

Anmerkung zu den folgenden Tabellen: 

Die folgenden Tabellen beruhen weitgehend auf 
den Mikrozensus-Erhebungen, da differenzierte 
Angaben auf Basis der Volkszählung 1987 noch 
weitgehend fehlen. 

Da die Tabellen keine absoluten Werte enthalten, 
sondern lediglich Entwicklungen und Verteilungen 
aufzeigen, wird ihre Aussagekraft durch diesen 
Nachteil nur geringfügig geschmälert. 


Bevölkerungsentwicklung 

1980 bis 2000 in den Regionen der Bundesrepublik Deutschland 


Wohnbevölkerung insgesamt 



1980 = 

100 


regionale Anteile 



1987 

2000 

1980 

1987 

2000 

Regionen mit großen Verdichtungsräumen 
— Kemstädte 

96,5 

86,0 

27,5 

26,7 

24,2 

- Hochverd. Umland 

101,1 

103,7 

19,9 

20,3 

21,2 

- Ländl. Umland 

101,5 

105,7 

8,5 

8,6 

9,2 

Regionen mit Verdichtungsansätzen 
- Kemstädte 

97,9 

88,3 

5,5 

5,4 

5,0 

- Ländl. Umland 

100,5 

102,0 

23,0 

23,3 

24,1 

Ländlich geprägte Regionen 

100,4 

102,2 

15,6 

15,8 

16,4 

Bundesgebiet 

99,4 

97,5 

100,0 

100,0 

100,0 


Quellen: Laufende Raumbeobachtung und BfLR-Bevölkerungsprognose 1984 bis 2000/Status quo 
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Altersstruktur der Bevölkerung 1980 bis 2000 in den Regionen der Bundesrepubhk Deutschland 


Wohnbevölkerung von . . . 

bis unter . . 

. Jahren 



Jahresende 







1980 



1987 



2000 



0-20 

20-60 

60 u.m. 

0-20 

20-60 

60 u.m. 

0-20 

20-60 

60 u.m. 

Regionen mit großen Verdichtungsräumen 
- Kernstädte 








1980 = 100 

100,0 

100,0 

100,0 

81,2 

100,8 

99,2 

69,4 

86,6 

101,5 

Anteil 

- Hochverd. Umland 

22,3 

56,1 

21,6 

18,9 

58,9 

22,3 

18,0 

56,6 

25,5 

1980 = 100 

100,0 

100,0 

100,0 

83,9 

105,9 

109,9 

77,8 

104,2 

142,8 

Anteil 

- Ländl. Umland 

27,0 

55,6 

17,3 

22,5 

58,5 

18,9 

20,3 

55,9 

23,8 

1980 = 100 

100,0 

100,0 

100,0 

84,0 

107,8 

108,6 

78,0 

109,7 

137,2 

Anteil 

28,2 

53,7 

18,2 

23,4 

57,2 

19,5 

20,8 

55,7 

23,6 

Regionen mit Verdichtungsansätzen 
- Kernstädte 









1980 = 100 

100,0 

100,0 

100,0 

79,7 

103,7 

102,3 

68,1 

91,6 

102,4 

Anteil 

23,6 

55,3 

21,0 

19,3 

58,7 

22,0 

18,2 

57,4 

24,4 

- Ländl. Umland 










1980 = 100 

100,0 

100,0 

100,0 

83,9 

106,7 

107,7 

78,1 

106,2 

126,9 

Anteil 

28,8 

52,5 

18,7 

24,1 

55,8 

20,0 

22,1 

54,7 

23,2 

Ländl. geprägte Regionen 
1980 = 100 

100,0 

100,0 

100,0 

84,3 

106,8 

107,2 

80,1 

107,3 

122,2 

Anteil 

29,2 

51,4 

19,4 

24,5 

54,7 

20,7 

22,9 

53,9 

23,2 

Bundesgebiet 

1980 = 100 

100,0 

100,0 

100,0 

83,2 

104,8 

105,2 

75,9 

99,9 

120,6 

Anteil 

26,4 

54,2 

19,4 

22,1 

57,3 

20,6 

20,5 

55,5 

24,0 


Quellen: Laufende Raumbeobachtung und BfLR-Bevölkerungsprognose 1984 bis 2000/Status quo 


Ausländer in den Regionen der Bundesrepublik Deutschland in den 80er Jahren 


Wohnbevölkerung 


Regionen mit großen Verdichtungsräumen 

- Kernstädte 

- Hochverd. Umland 

- Ländl. Umland 

Regionen mit Verdichtungsansätzen 

- Kernstädte 

- Ländl. Ümland 

Ländlich geprägte Regionen 
Bundesgebiet 

Quelle: Laufende Raumbeobachtung 


Anteil an Gesamtbevölkerung 




Differenz 

1980 

1987 

1987-1980 

11.4 

12,7 

1.3 

8,2 

8,3 

0,0 

4,3 

4,5 

0,2 

7,5 

7,8 

0,2 

4,7 

4,6 

-0,1 

3,9 

3,9 

0,0 

7,2 

7,6 

0,3 
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3. Veränderung der Haushaltsstruktur 1970 bis 1987 nach Gemeindegrößenklassen 


a) 1970 





Haushalte mit , . 

. Personen 



Gemeinden 

Haushalte 

1 

2 

3 

4 

5+ 

Durchschnitt- 

von . . . bis 

insgesamt 






liche 

unter . . . 







Haushalts- 

Einwohnern 







größe 




1970- 

in v.H. aller Haushalte 



unter 5 000 

100,0 

16,3 

23,4 

19,5 

18,5 

22,3 


5 000 bis 20 000 

100,0 

21,1 

26,4 

20,8 

17,4 

14,3 


20 000 bis 100 000 

100,0 

24,9 

27,7 

20,6 

15,7 

11,1 


100 000 bis 200 000 

100,0 

33,8 

28,8 

18,1 

11,9 

7,5 


200 000 bis 500 000 

100,0 

31,3 

30,2 

19,4 

12,0 

7,1 


500 000 und mehr 

100,0 

34,5 

29,6 

18,3 

11,6 

6,1 


insgesamt 

100,0 

25,2 

27,1 

19,6 

15,2 

12,9 


b) 1980 











Haushalte mit ... 

Personen 



Gemeinden 

Haushalte 

1 

2 

3 

4 

5+ 

Durchschnitt- 

von . . . bis 

insgesamt 






hche 

unter . . , 







Haushalts - 

Einwohnern 







größe 




1970 = 100 (Index) 



unter 5 000 

55,3 

65,5 

60,5 

54,1 

57,8 

41,4 

91,7 

5 000 bis 20 000 

143,2 

157,9 

150,1 

135,0 

147,4 

115,5 

94,8 

20 000 bis 100 000 

147,5 

168,0 

154,4 

132,2 

147,8 

112,7 

93,7 

100 000 bis 200 000 

96,3 

100,1 

98,2 

91,2 

100,0 

78,6 

96,6 

200 000 bis 500 000 

104,1 

116,6 

108,5 

86,9 

98,6 

86,2 

94,1 

500 000 und mehr 

142,7 

175,3 

143,4 

114,4 

116,9 

88,5 

89,1 

insgesamt 

112,7 

135,2 

119,5 

101,6 

108,4 

76,6 

90,5 




1980- 

in v.H. aller Haushalte 



unter 5 000 

100,0 

19,3 

25,6 

19,1 

19,3 

16,7 


5 000 bis 20 000 

100,0 

23,3 

27,7 

19,6 

17,9 

11,6 


20 000 bis 100 000 

100,0 

28,3 

29,0 

18,4 

15,7 

8,5 


100 000 bis 200 000 

100,0 

35,1 

29,3 

17,2 

12,3 

6,1 


200 000 bis 500 000 

100,0 

35,1 

31,5 

16,2 

11,4 

5,9 


500 000 und mehr 

100,0 

42,4 

29,7 

14,7 

9,5 

3,8 


insgesamt 

100,0 

30,2 

28,7 

17,7 

14,6 

8,8 
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c) 1987 

Gemeinden 

Haushalte 

1 

Haushalte mit . . . 

2 3 

Personen 

4 

5+ 

Durchschnitt- 

von ... bis 
unter . . . 

Einwohnern 

unter 5 000 

insgesamt 

58,7 

82,7 

1970 

71,3 

= 100 (Index) 

59,2 57,9 

28,3 

liche 

Haushalts- 

größe 

82,9 

5 000 bis 20 000 

157,1 

203,7 

174,9 

147,5 

145,6 

83,4 

86,8 

20 000 bis 100 000 

167,8 

223,1 

184,8 

145,9 

139,3 

82,5 

85,4 

100 000 bis 200 000 

110,2 

134,6 

113,4 

91,2 

94,0 

58,9 

88,1 

200 000 bis 500 000 

104,4 

138,4 

103,5 

80,6 

86,6 

54,5 

86,6 

500 000 und mehr 

150,0 

200,2 

149,5 

110,5 

105,3 

71,0 

84,3 

insgesamt 

122,7 

168,7 

134,5 

106,9 

103,4 

55,0 

83,2 

unter 5 000 

100,0 

22,9 

1987 - in v.H. aller Haushalte 

28,5 19,7 18,2 

10,8 


5 000 bis 20 000 

100,0 

27,4 

29,4 

19,5 

16,1 

7,6 


20 000 bis 100 000 

100,0 

33,1 

30,6 

17,9 

13,0 

5,5 


100 000 bis 200 000 

100,0 

41,3 

29,6 

15,0 

10,1 

4,0 


200 000 bis 500 000 

100,0 

41,5 

29,9 

15,0 

10,0 

3,7 


500 000 und mehr 

100,0 

46,0 

29,5 

13,5 

8,1 

2,9 


insgesamt 

100,0 

34,6 

29,7 

17,1 

12,8 

5,8 



Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Fachserie 1, Reihe 3: Haushalte und Familien 
(Mikrozensus) ; eigene Berechnungen 


Haushaltsstruktur 1987 im Bundesgebiet und nach Kreistypen 


Haushalte 

insgesamt 

Regionen mit großen Verdichtungsräumen 

Einpersonen- 

haushalte 

Mehr- 

personen- 

haushalte 

Durchschnittliche 

Haushalts- 

größe 

- Kernstädte 

8 259,0 

3 642,5 

4 616,5 

2,00 

- Hochverd. Umland 

5 078,0 

1 421,5 

3 656,5 

2,45 

- Ländl. Umland 

2 029,8 

511,9 

1 517,9 

2,59 

Regionen mit Verdichtungsansätzen 

- Kernstädte 

1 599,6 

692,3 

907,3 

2,05 

- Ländl. Umland 

5 525,3 

1 479,7 

4 045,6 

2,60 

Ländlich geprägte Regionen 

3 726,8 

1 018,9 

2 707,9 

2,61 

Bundesgebiet 

26 218,4 

8 766,8 

17 451,7 

2,35 


Quelle: Volkszählung 1987 
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Privathaushalte nach Haushalts- und Familientypen 1972 bis 1987 


Haushalte 

Haushaltstyp 1987 1972 = 100 

% 


1 

Einpersonenhaushalte 
davon von 

34,1 

155,5 

1.1 

Ledigen 

14,2 

200,3 

1.2 

Verheiratet, Getrenntlebenden 

1,9 

139,8 

1.3 

Verwitweten 

13,9 

121,9 

1.4 

Geschiedenen 

4,1 

198,6 

2 

Mehrpersonenhaushalte von Ehepaaren ohne Kinder im Haushalt 

22,3 

116,1 

3 

Mehrpersonenhaushalte von Eltern mit Kindern im Haushalt 

38,2 

98,9 

3.1 

Mehrpersonenhaushalte mit vollständiger Familie 

31,5 

94,3 

3.2 

Mehrpersonenhaushalte nüt unvollständiger Familie 

6,7 

131,9 

4 

Mehrpersonenhaushalte von Großeltern, Eltern, Kindern und Enkeln 
im Haushalt^) 

1,5 

54,3 

5 

Mehrpersonenhaushalte, in denen nicht nur gradlinig Verwandte 
und Verschwägerte und evtl, noch famüienfremde Personen leben 

0,6 

89,4 

6 

Mehrpersonenhaushalte, in denen nur Famüienfremde wohnen 

3,2 

539,4 


insgesamt^) 

100 

119,1 


Quelle: Mikrozensen 1972 und 1987, Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 4, Haushalte und Familien 
Auch Haushalte mit nur einem Eltern- oder Großeltemteil. 

Kleinere Abweichungen zu den Summen konnten nicht erklärt werden. 


2. Die Mobüität in der Bundesrepublik Deutschland 
steigt; wie beurteilt die Bundesregierung die 
städtebauliche Auswirkung dieser Entwicklung? 

Verkehr als Ortsveränderung von Personen, Gütern 
und Nachrichten ist das Resultat der räumlichen 
teilung der Lebensbereiche und des gesellschaftlichen 
Verhaltens. Für die Lebensfähigkeit einer Stadt spielen 
die Verkehrseinrichtungen eine wesentliche Rolle, ihre 
Qualität beeinflußt die Attraktivität einer Stadt insge- 
samt wie auch die Entwicklung in allen Bereichen - 
Wohnen, Industrie, Handel und Gewerbe - erheblich. 

Die Mobilitätsbedürfnisse der Bevölkerung und Wirt- 
schaft spiegeln sich in den nachfolgenden Ausführun- 
gen wider: 

Im Bereich der globalen verkehrlichen Leistungsdaten 
(vgl. DIW- Verkehr in Zahlen) haben von 1970 bis 1987 
zugenommen, 

— der motorisierte Personenverkehr um 50 Prozent, 

— der Güterverkehr auf der Straße um 83 Prozent und 

— der öffentliche Straßenpersonenverkehr um 5 Pro- 
zent 

(seit 1980 erfolgt allerdings eine Schrumpfung bis 
zu 18 Prozent) begleitet von einer Renaissance des 
Fahrrad Verkehrs. 

Ebenso ist der Motorisierungsgrad seit 1970 um ca. 
50 Prozent gestiegen und hat heute ca. 460 PKW/1000 
Einwohner erreicht. 

Die Verkehrs Wissenschaftler gehen davon aus, daß 
sich diese Entwicklung künftig fortsetzt. Die aktuellen 


PKW-Bestandsprognosen nehmen bis zum Jahr 2000 
einen weiteren Anstieg des Motorisierungsgrades bis 
zur Höhe von ca. 500 PKW/1000 Einwohner an. 

Das höhere Verkehrsaufkommen wird im wesentiichen 
getragen von der Zunahme des Versorgungsverkehrs 
sowie der Freizeit- bzw. Erlebnismobüität. Dabei spielt 
das künftig starke Anwachsen der Gruppe der Senio- 
ren, die in hohem Maße motorisiert sein werden, eine 
entscheidende Rolle. Demgegenüber nimmt der durch 
Beruf imd Ausbildung verursachte Pendelverkehr 
demographisch bedingt ab. Insgesamt rechnen Exper- 
ten bis zum Jahr 2000 mit einer Zunahme der Ver- 
kehrsleistungen um etwa 15 Prozent (von 565 auf 
651 Mrd. Personenkilometer). 

Auch der Güterverkehr auf der Straße nimmt kontinu- 
ierlich zu (im Straßengütemahverkehr eine Verdoppe- 
lung der Verkehrsleistung von 1960 mit 21,8 Mrd. t km 
bis 1986 auf 42,6 Mrd. t km; Quelle: Verkehr in Zahlen 
1987). Dabei führen die Erhöhung der zulässigen Fahr- 
zeugabmessungen und Achslasten sowie Strukturver- 
änderungen bei der Güterverteilung dazu, daß immer 
mehr schwere Nutzfahrzeuge direkt zu ihren Zielen in 
die Stadt fahren. Aus städtebaulicher Sicht hat diese 
Entwicklung auch Schattenseiten. Der motorisierte 
Individualverkehr, also insbesondere der PKW-Ver- 
kehr, 

— belastet die Innenstädte mit Lärm, Staub und Ab- 
gasen insbesondere im Bereich der Hauptverkehrs- 
straßen, 

— stellt wachsende Flächenansprüche (auch wegen 
der erforderlichen Abstellflächen) mit der Gefahr, 
daß Grün- und Freiflächen umgewidmet werden 
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und die sozialen Funktionen des Straßenraumes 
verlorengehen, 

— führt zu hohen Unfallzahlen im Straßenverkehr, mit 
einer besonderen Gefährdung von Kindern, älteren 
Menschen, Behinderten, also der sog. „schwäche- 
ren" Verkehrsteilnehmer. 

Die Bundesregierung sieht in der wachsenden Mobili- 
tät der Bürger ein wesentliches Element der selbstbe- 
stimmten Lebensführung in einer freiheitlich verfaßten 
Gesellschaft. Der motorisierte Individualverkehr sollte 
jedoch noch intakte Stadt- und Siedlungsstrukturen 
nicht beschädigen und eine Revitalisierung der Städte 
nicht behindern. Ziel der Stadtentwicklungsplanung 
muß es sein, die Ursachen für die Entstehung von 
Verkehr frühzeitig zu erkennen und Einfluß auf die 
stadtstrukturellen Rahmenbedingungen im Sinne einer 
Verkehrsvermeidung zu nehmen. Nur wenn Art und 
räumliche Verteilung von Nutzungen insbesondere im 
Hinblick auf Mobüitätswirkungen überprüft werden, 
wird es möglich sein, die steigende Verkehrsnachfrage 
zu begrenzen. Verbesserte Angebote bei öffentlichen 
Verkehrsmitteln können darüber hinaus dazu beitra- 
gen, den nicht vermeidbaren Verkehr möglichst stadt- 
verträglich abzuwickeln (vgl. hierzu Antworten auf die 
Fragen 25 bis 28). 


3. Wie hat sich der Grundstücksmarkt in der Bundes- 
republik Deutschland entwickelt, und welche Aus- 
wirkungen hat er auf die Siediungsentwicklung? 

Der Baulandmarkt ist vornehmlich in den attraktiven 
Verdichtungsräumen durch eine verstärkte Nachfrage 
mit einem überdurchschnittlichen Preisanstieg ge- 
kennzeichnet. Nach den Marktanalysen des Ringes 
Deutscher Makler (RDM) hat sich die aktuelle Nach- 
frage- und Preisentwicklung bei Bauland für Zwecke 
des Wohnungsbaus vor allem in den Großstädten und 
im süddeutschen Raum nachhaltig belebt. Nachdem 
sich dort bei Einfamilienhausgrundstücken mit Preis- 
zunahmen um ca. 8 Prozent p.a. eine bereits im Vorjahr 
registrierte Entwicklung fortsetzt, signalisiert der Preis- 
anstieg bei Mehrfamilienhausbauplätzen in den Groß- 
städten von bis zu 10 Prozent p.a. ein anziehendes 
Interesse an Wohnungsbauinvestitionen. Ursache hier- 
für ist der gestiegene Baulandbedarf infolge von Zu- 
wanderungen, der gestiegenen Einkommen und des 
wirtschaftlichen Aufschwungs einhergehend mit dem 
wirtschaftlichen Strukturwandel. 

Um vor diesem Hintergrund zu einer nachfragegerech- 
ten Baulandbereitstellung beizutragen, hat die Bun- 
desregierung eine Reihe zusätzlicher Maßnahmen er- 
griffen, die zu einer Verbesserung des Baulandange- 
bots beitragen: 

a) die Erweiterung des Gemeindeprogramms der Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) für die Auf Schlie- 
ßung von Wohnbauland, 

b) die Vergabe von Erbbaurechten an bundeseigenen 
Grundstücken zu einem abgesenkten Erbbauzins, 
wenn dies besondere Umstände oder die Marktver- 
hältnisse erfordern. 


c) die Förderung der Brachflächen- und Altlasten- 
sanierung im Rahmen des Strukturhilfegesetzes 
(vgl. Frage 23). 

Das vom Deutschen Bundestag beschlossene Woh- 
nungsbau-Erleichterungsgesetz - WoBauErlG - (Bun- 
desratsdrucksache 205/90) sieht darüber hinaus - auf 
fünf Jahre begrenzt - eine Verbesserung des boden- 
politischen Instrumentariums der Gemeinden zur Aus- 
weitung des Baulandangebots vor; hierzu gehören 

— Änderungen und Ergänzungen des Bau- und Pla- 
nungsrechts, mit denen die Aufstellung von Bebau- 
ungsplänen erleichtert und beschleunigt wird, 

— eine Erweiterung des gesetzlichen Vorkaufsrechts 
der Gemeinde und 

— die Möglichkeit, städtebauliche Entwicklungsmaß- 
nahmen mit fortentwickelter Aufgabenstellung ein- 
zuleiten. 

Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme hat sich in 
der Vergangenheit als ein wirksames Instrument er- 
wiesen, Bauland in größerem Umfang bereitzustellen; 
ihr besonderer Vorteü liegt darin, daß die Grundstücke 
preiswert, schnell und zügig ihrer bestimmungsgemä- 
ßen Nutzung zugeführt werden können. 

Die befristete Wiedereinführung der städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme dient dazu, ein mittelfristig 
wirkendes Instrument zur Entwicklung von Ortsteilen 
oder anderen Teilen eines Gemeindegebietes zur Ver- 
fügung zu haben. Dabei sind Fehlentwicklungen, wie 
sie in Großsiedlungen in der Vergangenheit aufgetre- 
ten sind, zu vermeiden. 

Des weiteren sind mit der novellierten Baunutzungs- 
verordnung die Möglichkeiten des Ausbaus von Dach- 
geschossen verbessert worden. Darüber hinaus hat die 
Bundesregierung beschlossen. Um- und Ausbaumaß- 
nahmen an bestehenden Gebäuden bis Ende 1992 
finanziell zu fördern. Auch diese Maßnahmen tragen 
zur Entlastung des Baulandmarktes bei. 

Die jüngeren Preissteigerungen in den unter Sied- 
lungsdruck stehenden Regionen müssen vor dem Hin- 
tergrund gesehen werden, daß der Grundstücksmarkt 
im Verhältnis zu früheren Jahren gerade im letzten 
Jahrzehnt eine vergleichsweise hohe Preisstabilität 
aufwies: Der Grundstücksmarkt war seit Aufhebung 
des Preisstopps (1960) bis Anfang der 80er Jahre 
zunächst durch steigende Preissteigerungsraten ge- 
kennzeichnet, die in den Jahren 1976 bis 1982 mit 
durchschnittlich 14,2 Prozent p.a. für baureifes Land 
ihren Höhepunkt fanden. Die Preissteigerungen für 
Bauland waren damit erheblich höher als die der allge- 
meinen Lebenshaltung (4,6 Prozent). Nach dem Re- 
gierungswechsel hat sich die Preissteigerungsrate im 
Jahre 1983 heim Bauland auf 7,5 Prozent nahezu hal- 
biert. Diese Preisberuhigung hat sich im Jahre 1984 
verstärkt (Preiszuwachs 1,7 Prozent) und mündete im 
Jahre 1985 sogar in einen Preisrückgang von 4,8 Pro- 
zent. Auch die Jahre 1986 bis 1988 waren trotz deut- 
lichen Anstiegs der Realeinkommen durch eine vorher 
nicht gekannte Preisstabilität bei Grundstücken ge- 
kennzeichnet. Insgesamt gesehen stellt der Zeitraum 
von 1983 bis 1988 seit Aufhebung des Preisstopps die 
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längste Phase mit mäßigem Preisanstieg für baureifes 
Land dar (vgl. auch Tabelle 1, Anhang). 

Bei diesen Aussagen über generelle Entwicklungs- 
trends ist zu berücksichtigen, daß der Grundstücks- 
markt in der Bundesrepubhk Deutschland durch eine 
Vielzahl höchst unterschiedlicher regionaler und loka- 
ler Teilmärkte geprägt ist, die eine differenzierte 
Betrachtungsweise erfordern. 

So waren zwischen 1980 und 1988 die Preissteigerun- 
gen für baureifes Land in den ländhch geprägten 
Regionen mit durchschnitthch 6,6 Prozent pro Jahr 
deutlich höher als in den hochverdichteten Regionen 
mit 3,5 Prozent. Angesichts der bereits vorhandenen 
starken Unterschiede des absoluten Preisniveaus führ- 
ten diese Steigerungsraten dennoch nicht zu einer we- 
senthchen Angleichung der seit Jahren divergierenden 
Preisniveaus zwischen ländhchen und hochverdichte- 
ten Regionen. So waren 1988 die Preise für baureifes 
Land in den hochverdichteten Regionen mit durch- 
schnittiich rd. 178 DM/m^ immer noch doppelt so hoch 
wie in den ländhch geprägten Regionen (rd. 89 DM/ 
m^). Spitzenreiter mit durchschnitthch 345 DM/m^ war 
das Bauland in den Kernstädten der hoch verdichteten 
Regionen, wobei sich aber selbst „Hochpreisgebiete" 
wie München und Stuttgart in den letzten Jahren 
durch relativ hohe Preisstabüität auszeichneten (vgl. 
im übrigen Tabelle 2, Anhang). 

Für die Siedlungsentwicklung bedeutsam ist die Tat- 
sache, daß die Preisberuhigung für Bauland in den 
Jahren 1983 bis 1988 mit einem Umsatzrückgang und 
einer Verlagerung des Schwerpunkts der Nachfrage in 
den (bebauten) Bestand verbunden war. Bei der 
quantitativ wichtigsten Baulandart, dem baureifen 
(Wohnbau-)Land, das noch 1980 mit rd. 7 400 ha einen 
Umsatzanteil von rd. 63 Prozent der insgesamt umge- 
setzten Baulandfläche aufwies, ging der Umsatz seit- 
her um über 9 Prozent jährhch auf rd. 4 000 ha 1986 
zurück. Für 1987, vor allem aber für 1988 ist wieder 
eine stärkere Marktbelebung feststellbar. Mit rd. 4 700 
ha umgesetzter Fläche entfiel 1988 auf das baureife 
Land nur ein Umsatzanteil von rd. 55 Prozent. Für die 
Vorstufe des baureifen Landes, das Rohbauland, ist 
gleichfalls ein deuthcher Umsatzrückgang bis 1986, 
seitdem Umsatzstagnation kennzeichnend. Der Um- 
satz sank hier von 2 700 ha (23 Prozent) im Jahre 1980 
auf rd. 1 000 ha (12 bis 13 Prozent) jährlich seit 1986. In 
einem gegenläufigen Trend zu den übrigen Bauland- 
arten erhöhte sich der Flächenumsatz bei Industrieland 
von 1 200 ha (rd. 10 Prozent) 1980 auf nahezu 2300 ha 
(rd. 27 Prozent) 1988. 

Dem Rückgang der Baulandumsätze speziell für 
Wohnbauzwecke steht eine Steigerung der Marktan- 
teile von bebauten Grundstücken gegenüber. Nach 
Feststellungen des Deutschen Städte tags von 1988 ent- 
fielen im Durchschnitt der 20 größten Städte im Bun- 
desgebiet auf die Teümärkte Ein- und Zweifamüien- 
häuser, Mehrfamihenhäuser und Wohnungseigentum 
(25,9 und 56 Prozent) zusammen 82 Prozent der Kauf- 
fälle, während auf den Teilmarkt für unbebaute 
Grundstücke lediglich 10 Prozent entfielen. Wesentlich 
höhere Marktanteile haben die unbebauten Grund- 


stücke allerdings noch in den mehr ländhch geprägten 
Regionen. 

Die Siedlungsentwicklung ist seit etwa 1985 durch 
einen deutiich verminderten Zuwachs der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche gekennzeichnet. Eine Hochrech- 
nung, die von der Bundesforschungsanstalt für Landes- 
kunde und Raumordnung aufgrund der bisher zur Ver- 
fügung stehenden Ergebnisse der Flächenerhebung 
1989 (von 10 Bundesländern) durchgeführt wurde, 
weist für 1989 eine Siedlungs- und Verkehrsfläche um 
etwas über 3 Mio. ha oder 12,2 Prozent der Gesamt- 
fläche des Bundesgebiets aus. Gegenüber einem Zu- 
wachs von rd. 166 000 ha (=114 ha/Tag) von 1981 bis 
1985 betrug der Zuwachs der Siedlungs- und Ver- 
kehrsfläche von 1985 bis 1989 nur noch 124 000 ha 
(=85 ha/Tag). Der Anteil der Wohnbauflächen an der 
Gesamtfläche betrug rd. 3,3 Prozent, der Anteil von 
gewerblich und industriell genutzten Bau- und Be- 
triebsflächen (ohne Abbauland) rd. 1,0 Prozent. 

Auch die durchschnittlichen Baugrundstücksgrößen 
haben sich in den 80er Jahren kontinuierhch verrin- 
gert. Bei Einfamilienhausgrundstücken betrug die 
durchschnittliche jährhche Flächenabnahme in den 
Baujahrgängen 1980 bis 1987 rd. 2,1 Prozent, bei 
Mehrfamilienhausgrundstücken sogar 3,2 Prozent p.a. 
Mit rd. 580 m^ sind die Einfamilienhausgrundstücke 
1987 um rd. 100 m^, die Mehrfamüienhausgrundstücke 
mit rd. 960 m^ sogar 270 m^ kleiner als 1980. Die 
Verringerung der Grundstücksgrößen fällt relativ wie 
absolut am stärksten bei den hochverdichteten Regio- 
nen ins Gewicht. Hier umfassen 1987 die Baugrund- 
stücke für den Einfamüienhausbau im Durchschnitt 
nur noch 500 m^, diejenigen für den Mehrfamüien- 
hausbau rd. 950 m^. In den ländhch geprägten Regio- 
nen sind es hingegen immerhin noch 740 m^ bzw. 1060 
m^. Mit der Verkleinerung der Baugrundstücke ist eine 
intensivere Grundstücksausnutzung verbunden, die 
einer Zersiedelung der Landschaft entgegenwirkt. Der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau fördert daher seit Jahren erfolgverspre- 
chende Formen flächensparenden Bauens. 

Bei Gewerbe- und Industriegrundstücken verringerten 
sich die Grundstücksgrößen im Durchschnitt der Jahre 
1980 bis 1987 für Gewerbe und Industrie um 1,3 Pro- 
zent auf 3 300 m^ bzw. für Büro und Verwaltungsge- 
bäude um 1,8 Prozent p.a. auf 3 150 m^ im Jahr 1987. 
Allerdings erhöhen sich seit etwa 1985 die durch- 
schnitthchen Grundstücksgrößen wieder. 

Die Tendenz abnehmender Grundstücksgrößen deckte 
sich in der ersten Hälfte der 80er Jahre mit der Erwar- 
tung, daß die Zeit expansiver Siedlungsentwicklung 
vorbei sei. Heute wird jedoch insbesondere in den 
Verdichtungsräumen wieder über einen Mangel an 
Bauland geklagt. Im Unterschied zu den attraktiven 
Ballungszentren, wo die Siedlungsentwicklung auf 
Grenzen stößt und infolgedessen die Baulandreserven 
zur Neige gehen, bestehen in weiten Teilen des Bun- 
desgebiets, selbst im Umland der größeren Städte und 
vor aUem im ländhchen Raum noch erhebhche Bau- 
landpotentiale. Ähnhch ist es - wenngleich etwas 
uneinheithcher als bei den Wohnbaulandreserven - 
bei den Gewerbeflächenreserven. Hier stehen teil- 
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weise auch im firmeneigenen Besitz häufig hinrei- 
chende Flächenreserven zur Verfügung, zumindest in 
den Umiandbereichen der Städte. 


Tabelle 1 

Bodenpreise in der Bundesrepublik Deutschland 
1965 bis 1988 

- Baureifes Land/Bundesgebiet - 


Jahr 

DM/m^ 

Veränderung gegen- 
über dem Vorjahr 

Index 

absolut 

% 

1960=100 

1965 

21,89 

_ 

_ 

26,7 

1966 

23,61 

1,72 

7,9 

28,8 

1967 

25,71 

2,10 

8,9 

31,3 

1968 

28,37 

2,66 

10,3 

34,6 

1969 

29,86 

1,49 

5,3 

36,4 

1970 

30,74 

0,88 

2,9 

37,5 

1971 

33,56 

2,82 

9,2 

40,9 

1972 

40,23 

6,67 

19,9 

49,1 

1973 

40,77 

0,54 

lr3 

49,7 

1974 

40,34 

-0,43 

- Irl 

49,2 

1975 

44,08 

3,74 

9,3 

53,7 

1976 

48,80 

4,72 

10,7 

59,5 

1977 

53,98 

5,18 

10,6 

65,8 

1978 

59,91 

5,93 

11,0 

73,1 

1979 

69,17 

- 9,26 

15,5 

84,3 

1980 

82,01 

12,84 

18,6 

100,0 

1981 

96,07 

14,06 

17,1 

117,1 

1982 

111,51 

15,44 

16,1 

136,0 

1983 

119,91 

8,40 

7,5 

146,2 

1984 

121,95 

2,04 

1,7 

148,7 

1985 

116,09 

-5,86 

-4,8 

141,6 

1986 

121,07 

4,98 

4,3 

147,6 

1987 

126,08 

5,01 

4,1 

153,7 

1988 

127,74 

1,66 

1,6 

155,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie M, Reihe 5 11, 
1965 bis 1974 

Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Reihe 5, 1975 bis 1988 
Anmerkung: 

Die amtliche Statistik weist Bodenpreise als flächengewogene 
Durchschnittswerte nach. 

Diese Durchschnittswerte sind für räumliche und zeitliche 
Vergleiche nur bedingt geeignet, da die statistischen Massen, 
aus denen sie ermittelt werden, sich örtlich und zeitlich aus 
quantitativ und qualitativ anders gearteten Einzelfällen 
zusammensetzen (können). Aussagen auf der Grundlage der 
amtlichen Kaufwertestatistik ermöglichen insofern nur die 
Charakterisierung der Relationen in Strukturunterschieden 
und Entwicklungstendenzen regionaler und sachlicher Bau- 
landmärkte. 
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Tabelle 2 


Bodenpreise in der Bundesrepublik Deutschland 1965 bis 1989 
- Baureifes Land/Siedlungsstrukturelle Regionstypen - 


Jahr 

Regionen mit großen 
Verdichtungsräumen 

Regionen mit 
Verdichtungsansätzen 

Ländlich geprägte Regionen 

DM/m^ 

Veränderung gegen- 
über dem Vorjahr 

Index 

DM/m^ 

Verändenmg gegen- 
über dem Vorjahr 

Index 

DM/m^ 

Veränderung gegen- 
über dem Vorjahr 

Index 

absolut 

% 

CD 

00 

o 

II 

o 

o 

absolut 

% 

1980 = 100 

absolut 

% 

1980 = 100 

1965 

30,9 

_ 


22,9 

15,1 

_ 

_ 

23,8 

14,3 

_ 

_ 

27,0 

1966 

33,9 

3,0 

9,7 

25,1 

16,7 

1,6 

10,6 

26,3 

15,8 

1,5 

10,5 

29,8 

1967 

36,7 

2,8 

8,3 

27,2 

19,2 

2,5 

15,0 

30,3 

16,4 

0,6 

3,8 

30,9 

1968 

39,6 

2,9 

7,9 

29,4 

20,6 

1,4 

7,3 

32,5 

18,5 

2,1 

12,8 

34,9 

1969 

42,2 

2,6 

6,6 

31,3 

22,0 

1,4 

6,8 

34,7 

19,6 

1,1 

5,9 

37,0 

1970 

43,2 

LO 

2,4 

32,0 

23,9 

1,9 

8,6 

37,7 

21,1 

1,5 

7,7 

39,8 

1971 

47,4 

4,2 

9,7 

35,1 

25,8 

1,9 

7,9 

40,7 

23,1 

2,0 

9,5 

43,6 

1972 

61,0 

13,6 

28,7 

45,2 

28,3 

2,5 

9,7 

44,6 

26,7 

3,6 

15,6 

50,4 

1973 

62,9 

1,9 

3,1 

46,7 

29,7 

1,4 

4,9 

46,8 

28,5 

1,8 

6,7 

53,8 

1974 

62,5 

- 0,4 

- 0,6 

46,3 

29,8 

0,1 

0,3 

47,0 

28,0 

- 0,5 

- 1,8 

52,8 

1975 

68,8 

6,3 

10,1 

51,0 

33,5 

3,7 

12,4 

52,8 

30,3 

2,3 

8,2 

57,2 

1976 

73,3 

4,5 

6,5 

54,3 

37,4 

3,9 

11,6 

59,0 

33,4 

3,1 

10,2 

63,0 

1977 

82,2 

8,9 

12,1 

60,9 

41,2 

3,8 

10,2 

65,0 

35,3 

1,9 

5,7 

66,6 

1978 

91,6 

9,4 

11,4 

67,9 

45,4 

4,2 

10,2 

71,6 

42,7 : 

7,4 

21,0 

80,6 

1979 

110,5 

18,9 

20,6 

81,9 

51,9 

6,5 : 

14,3 

81,9 

45,8 

3,1 

7,3 

86,4 

1980 

134,9 

24,4 

22,1 

100,0 

63,4 

11,5 

22,2 

100,0 

53,0 

7,2 

15,7 

100,0 

1981 

159,0 

24,1 

17,9 

117,9 

75,7 

12,3 

19,4 

119,4 

64,2 

11,2 

21,1 

121,1 

1982 

180,9 

21,9 

13,8 

134,1 

85,8 

10,1 

13,3 

135,3 

76,0 

11,8 

18,4 

143,4 

1983 

181,4 

0,5 

0,3 

134,5 

94,0 

8,2 

9,6 

148,3 

86,1 

10,1 

13,3 

162,5 

1984 

192,5 

11,1 

6,1 

142,7 

90,7 

- 3,3 

- 3,5 

143,1 

82,8 

- 3,3 

- 3,8 

156,2 

1985 

176,9 

- 15,6 

- 8,1 

131,1 

85,4 

- 5,3 

- 5,8 

134,7 

74,5 

- 8,3 

- 10,0 

140,6 

1986 

174,3 

- 2,6 

- 1,5 

129,2 

89,6 

4,2 

4,9 

141,3 

77,0 

2,5 

3,4 

145,3 

1987 

183,6 

9,3 

5,3 

136,1 

94,3 

4,7 

5,2 

148,7 

86,4 

9,4 

12,2 

163,0 

1988 

177,6 

- 6,0 

- 3,2 

131,7 

93,4 

- 0,9 

- 1,0 

147,3 

88,6 

2,2 

2,6 

167,2 


Quelle: Statistische Landesämter, Reihe M I 6 
Anmerkung: ab 1980 geänderter Berechnungsmodus. 

(Kreise mit fehlenden Daten wurden bei der Aggregation zu Regionstypen nicht berücksichtigt) 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Verände- 
rung der Struktur der Arbeitsplätze in den zurück- 
liegenden zehn Jahren, und welche städtebau- 
lichen Auswirkungen ergeben sich hieraus? 

Die westlichen Industriegesellschaften befinden sich in 
einem tiefgreifenden wirtschaftlichen Strukturwandel. 
Zunehmende Bedeutung kommt in diesem Zusam- 
menhang den nicht unmittelbar mit der Produktion von 
Waren befaßten Tätigkeiten zu, insbesondere der Ver- 
arbeitung von Informationen und der Produktion von 
Dienstleistungen. Dieser Prozeß ist im wesentlichen 
geprägt durch Schrumpfungstendenzen im sekun- 
dären und Wachstumstendenzen des tertiären Sektors. 

In der Bundesrepublik Deutschland arbeitet seit nun- 
mehr über zehn Jahren mehr als die Hälfte der Er- 
werbstätigen im tertiären Sektor (derzeit ca. 54 Pro- 
zent), wird dort mehr als die Hälfte des Bruttoinland- 
produkts (ca. 56 Prozent) erwirtschaftet. Neue Arbeits- 
plätze werden überwiegend im tertiären Sektor 
geschaffen. Die Wachstumsdynamik im Dienstlei- 
stungssektor gründet sich vor allem auf die Bereiche 
unternehmensorientierte Dienstleistungen, Datenver- 
arbeitung, Finanzen/Banken, Reise- und Freizeitindu- 
strie. Folgende Komponenten der Tertiärisierung las- 
sen sich benennen. 


— Neue Tätigkeitsprofile mit tertiären Charakter: 
Immer mehr Tätigkeiten innerhalb des produzie- 
renden Sektors wandeln sich in „tertiäre" Tätig- 
keiten. 

— Verselbständigung von Dienstleistungsauf gabem 
Ein Teil dieser neuen tertiären Aufgaben wird in 
eigenen Organisationseinheiten ausgelagert bzw. 
an selbständige Dienstleistungsunternehmen ver- 
geben. Damit wird auch in der (Beschäftigten-) 
Statistik die Tertiärisierung von Arbeitsprozessen 
vollzogen. Die produktionsbezogenen Dienstlei- 
stungen wachsen überproportional. 

— Verlagerung von Aufgabenbereichen in tertiäre 
Betriebe: Durch neue Produktionskonzepte (z.B. 
„Just-in-time-production") werden Aufgabenbe- 
reiche vom sekundären in den tertiären Sektor 
transferiert (z. B. Auslagerung der Lagerhaltung auf 
„rollende Lager"). 

— Auch innerhalb des tertiären Sektors gibt es 
Gewichtsverschiebungen, der tertiäre Sektor wird 
vielfältiger und in sich heterogener: Neuen wach- 
senden Dienstleistungsbranchen stehen schrump- 
fende Bereiche gegenüber. 

Diese Entwicklung bleibt nicht ohne Folgen für Städte- 
bau und Stadtentwicklung. Die Umschichtung vom 
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sekundären Sektor in den Dienstleistungsbereich geht 
in der Regel allerdings nicht mit Flächenfreisetzungen 
und -Umwidmungen einher. Der sinkende Beschäfti- 
gungsanteil ist weit überwiegend auf Rationahsie- 
rungseffekte imd den Einsatz leistungsfähiger Techno- 
logien zurückzuführen; die Betriebe selbst bleiben in 
der Regel unverändert. Für die umgeschichteten Ar- 
beitsplätze werden dabei tendenziell neue Rächen be- 
nötigt. 

Gleichzeitig verändern sich aber auch die Anforderun- 
gen an die Quaütät des Standortes. Die Intemationah- 
sierung der Wirtschaft führt zur Ausbüdung lieuer 
Wirtschaftsmetropolen, deren Standortanforderungen 
vorzugsweise an im Weltmaßstab zentralen Orten 
(„World cities") befriedigt werden können. Die Kon- 
kurrenz der Städte um eine derartige hochwertige 
Position in der Städtehierarchie wird schärfer. Städte 
und Regionen konkurrieren zunehmend international, 
aber durchaus branchenspezifisch speziaüsiert. 

Die regionale Konzentration auf wenige weltweit kon- 
kurrierende (Dienstleistungs-)Branchen stellt hohe An- 
forderungen an die materielle und immaterielle Infra- 
struktur der Region. Betroffen ist insbesondere das 
Qualifikationsniveau und die Beschaffenheit des regio- 
nalen Arbeitsmarktes. Darüber hinaus gewinnen aber 
sogenannte „weiche'' Standortfaktoren an Bedeutung. 
Dies betrifft sowohl die großräumige Lage des Stand- 
ortes (hoher Wohn- imd Freizeitwert sowohl des Stand- 
ortes als auch seiner Umgebung) als auch die Ausstat- 
tung imd Gestaltung des Mikrostandortes. Hierzu ge- 
hören insbesondere ein attraktives Erscheinungsbüd, 
eine angenehme Arbeitsumgebung, eine bedarfsge- 
rechte Infrastruktur (Geschäfte, Restaurants etc.). 

Wenn die Regionen, die mit der Tertiärisierung und 
Intemationahsierung der Wirtschaft verbimdenen Um- 
strukturierungsprozesse erfolgreich bewältigen wol- 
len, sind Stadt und Umland mehr denn je aufeinander 
angewiesen. Die Notwendigkeit einer interkommuna- 
len Kooperation und der Erprobung neuer stadtregio- 
naler Konzepte der arbeitsteiligen Zusammenarbeit 
wird damit dringhcher. 


5. Inwieweit können die Wohn- und die Dienstlei- 
stungsfunktionen der Innenstädte erhalten und 
gestärkt werden? Wie beurteilt die Bundesregie- 
rung die städtebaulichen Auswirkungen der Ent- 
wicidung im Einzelhandel sowie die gestärkte 
Nachfrage nach Büroflächen? 

Die Innenstadt hat eine besondere Bedeutung im wirt- 
schafthchen, kulturellen und politischen Leben einer 
Gemeinde. Zentraler räumücher Ausgangspunkt kom- 
munaler Maßnahmen zur Standort- und Imageverbes- 
serung sind daher die Stadtzentren und Innenstadtbe- 
reiche. 

Die Innenstädte, vor allem die Geschäftszentren im 
engeren Sinne, haben sich in den vergangenen Jahren 
als außerordenthch attraktive Standorte erwiesen. Dies 
wird an überdurchschnittiich steigenden Bodenwerten 
und Mietpreisen für Geschäfts- und Büroräume deut- 
lich. Auch Wohnraum wird in Innenstadtbereichen von 


bestimmten Personen gruppen wieder stark nachge- 
fragt, vor allem von Studenten, jüngeren, mobilen 
Haushalten sowie von Haushalten in fortgeschrittenem 
Alter. 

Vor allem der Dienstleistungsbereich bevorzugt nach 
wie vor die Innenstadt als Geschäftsstandort. Aufgrund 
der stark ausgeweiteten Nachfrage sind die Mieten 
z.B. für Büroflächen vor allem in den bevorzugten 
Lagen stark angestiegen. Die Spitzenmieten erreichten 
1988/89 in Frankfurt 55 DM/m^, in der Münchner 
Innenstadt 45 DM/m^, in Hannover 25 DM/m^ und in 
Köln 20 DM/m^. Wegen dieser Nachfrage hat seit 1985/ 
86 auch der Neubau von Bürogebäuden wieder star- 
ken Aufschwung erfahren. Dadurch erhalten die In- 
nenstädte nicht nur der großen Zentren, sondern auch 
der übrigen Städte weitere wirtschafüiche und gestal- 
terische Impulse. 

Im Einzelhandel hat sich der Strukturwandel weiter 
fortgesetzt, der den traditionell in den Innenstädten 
angesiedelten Geschäften in einigen Fachsparten Kon- 
kurrenz an den Stadträndern gebracht hat. Um den 
Gemeinden die Möghchkeit zu geben, unerwünschten 
städtebauhchen Auswirkungen besser zu begegnen, 
hat der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau mit Wirkung vom 1. Januar 1987 den in 
der Baunutzungsverordnung für die Zulässigkeit von 
großflächigen Einzelhandelsbetrieben maßgeblich § 1 1 
Abs. 3 geändert (Herabsetzung der Regelobergrenze 
für die insbesondere in Misch- und Gewerbegebieten 
zulässigen Betriebe auf 1 200 m^ Geschoßfläche). 

Allgemein ist jedoch das „Einkäufen in der Innen- 
stadt" vor allem bei hochwertigen Gütern noch attrak- 
tiver geworden. Der Umbau von Kaufhäusern, das 
„shop-in-shop-System", die Galerien- und Passagen- 
projekte in vielen Städten, die Überdachungen von 
Einkaufsstraßen sind Beispiele dafür, daß der inner- 
städtische Einzelhandel in der Lage ist, sich an verän- 
derte Käuferwünsche anzupassen. 

Das Wohnen in der Innenstadt ist für eine gesunde 
Nutzungsmischung außerordentlich wichtig. Die Ge- 
meinden sind deshalb im Rahmen der Stadterneue- 
rung um eine Sicherung der traditionellen innerstädti- 
schen Wohngebiete bemüht. Dies schheßt Instandset- 
zung und Modernisierung ebenso ein wie die Errich- 
tung neuer Wohngebäude in Baulücken oder auf bis- 
her gewerblich genutzten Rächen. Die Nachfrage 
nach inner städtischem Wohnraum hat nicht nur wegen 
der gegenwärtig vorhandenen Wohnungsengpässe, 
sondern auch wegen einer höheren Wertschätzung 
urbanen Wohnens zugenommen. Ergebnisse einzelner 
Untersuchungen, die jedoch noch nicht als repräsen- 
tativ angesehen werden können, belegen für be- 
stimmte Städte sogar eine Zunahme von Wohnungen 
im Innenstadtbereich. 

In Einzelfällen kann in innerstädtischen Lagen beob- 
achtet werden, daß auf bislang für Wohnzwecke ge- 
nutzten Grundstücken gewerbliche Gebäude, z.B. 
Bürogebäude, errichtet werden. Hieraus läßt' sich 
jedoch nicht allgemein auf eine „Verdrängung" der 
Wohnnutzung schließen. Denn umgekehrt werden 
auch auf bislang gewerbUch genutzten Grundstücken 
neue Wohngebäude errichtet, insbesondere im Falle 
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von Betriebsstillegungen oder -Verlagerungen. Eine 
Bilanzierung dieser z. T. gegenläufigen Tendenzen ist 
jedoch nicht möglich, da entsprechende Daten nicht 
vorhegen. 


6. Bestehen nach Auffassung der Bundesregierung 
Möghchkeiten für die städtebauhche Weiterent- 
wicklung der Großsiedlungen, und welche Konse- 
quenzen ergeben sich für die Zukunft? 

Die Bundesregierung hat auf Anforderung des Deut- 
schen Bundestages in einem Städtebauhchen Bericht 
„Neubausiedlungen der 60er und 70er Jahre" über die 
städtebauhche Situation der Großsiedlungen berichtet 
(BT-Drucksache 11/2586). Anhand vieler Beispiele 
wird dargelegt, welche Möghchkeiten der städte- 
bauhchen Weiterentwicklung in Großsiedlungen be- 
stehen. Demnach empfiehlt die Bundesregierung den 
ganzheitlichen städtebauhchen Lösungsansatz, der die 
Verbesserung der Gebäudesubstanz, des Wohnum- 
feldes und der ökologischen Funktionen mit Maßnah- 
men im sozialen Bereich und der öffentlichen Infra- 
struktur verbindet. 

Der Bund hat auf diesem Feld frühzeitig Zeichen 
gesetzt. Im Rahmen des Ressortforschungsprogramms 
Experimenteller Wohnungs- und Städtebau hat sich 
der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau seit 1983 in 22 Großsiedlungen an Maßnah- 
men der städtebauhchen Weiterentwicklung mit einer 
Bundesbeteiligung in Höhe von 25,69 Mio. DM maß- 
geblich beteiligt. Des weiteren hat der Bund seit 1986 
im Bund-Länder-Programm der Städtebauförderung 
für städtebauhche Maßnahmen zur Verbesserung der 
Lebensverhältnisse in 15 Siedlungen Bundesmittel in 
Höhe von derzeit 32,8 Mio. DM aufgewendet. 

Eine städtebauhche Weiterentwicklung der Großsied- 
lungen wurde vor wenigen Jahren insbesondere auf- 
grund der bestehenden hohen Wohnungsleerstände in 
einigen der Siedlungen für notwendig erachtet. Aber 
auch unter veränderten Bedingungen des Wohnungs- 
marktes hält die Bundesregierung eine langfristig 
orientierte städtebauhche Weiterentwicklung der 
Großsiedlungen für erforderhch. Kommunen und 
Eigentümer müssen ihren Beitrag leisten, damit Groß- 
siedlungen nicht durch eine einseitige Belegungspoli- 
tik und die Vernachlässigung der baulichen Substanz, 
des Wohnumfeldes, der ökologischen Funktionen und 
der Infrastruktur zu Wohngebieten zweiter Wahl ab- 
gleiten. 

Angesichts des Wohnungsbedarfs müssen für die 
städtebauhche Weiterentwicklung der Großsiedlungen 
zukünftig auch solche Flächen ins Auge gefaßt wer- 
den, auf denen noch bauliche Entwicklungsmöghch- 
keiten bestehen. Das Potential an Wohnbauflächen in 
oder in Nachbarschaft der Großsiedlungen wird durch 
aktuelle Ergebnisse einer Umfrage im Auftrag der 
Bundesregierung bei Gemeinden und Wohnungsun- 
ternehmen belegt, die exakte Angaben zu 50 Groß- 
siedlungen erbringt. Demnach erlauben in 19 dieser 
Siedlungen untergenutzte oder nicht genutzte Grund- 
stücke den Bau von 6000 Wohneinheiten bzw. eine 
Erweiterung des Wohnungsbestandes um 6 Prozent. In 


21 dieser Siedlungen bestehen Möghchkeiten der Er- 
weiterung nach außen in einer Größenordnung von 
insgesamt 20 000 Wohneinheiten. Nur ein Drittel davon 
kann jedoch aufgrund bestehender Baurechte oder 
durch Arrondierung reahsiert werden. Zwei Drittel 
erfordern Neuplanungen, die z. T. schon begonnen 
wurden. 

Die Bundesregierung ist bemüht, durch Vereinfachun- 
gen im Planungsrecht die kurzfristige Verfügbarkeit 
dieser Flächen für den Wohnungsbau zu verbessern. 
Das kann jedoch nicht bedeuten, daß die bestehende 
monotone Bauweise fortgesetzt wird. Vielmehr müssen 
auf diesen Bauflächen die positiven Erfahrungen mit 
verdichteten Bauweisen bei überschaubarer Geschoß- 
zahl umgesetzt werden, um die vorhandenen Siedlun- 
gen in einem menschengerechten Maßstab fortzuset- 
zen. Das bestehende Flächenpotential der Großsied- 
lungen für den Wohnungsbau bietet aufgrund der be- 
stehenden Infrastruktur und der unmittelbaren Verfüg- 
barkeit der Flächen Vorteile, die für die städtebauliche 
Weiterentwicklung, insbesondere für die Überwin- 
dung der städtebauhchen Isolation vieler Siedlungen, 
unter Beachtung der umweltrelevanten Gesichts- 
punkte, genutzt werden können. 


7. Wie sind die städtebaulichen Auswirkungen der 
verstärkten Nachfrage nach Wohnraum in den 
Verdichtungszonen und in deren Randzonen zu 
beurteilen? 

Die verstärkte Nachfrage nach Wohnraum, die vor 
allem in den Verdichtungsräumen erkennbar ist, hat 
bereits zu einer nachhaltigen Belebung des Woh- 
nungsbaus geführt. Es ist das Ziel der Bundesregie- 
rung, mit den von ihr beschlossenen Maßnahmen rasch 
neuen Wohnraum zu schaffen und den gegenwärtigen 
Angebotsengpaß am Wohnungsmarkt zu beseitigen. 

Für die Städte und Gemeinden stellt sich die Aufgabe, 
die städtebaulichen Voraussetzungen für neuen Wohn- 
raum im erforderlichen Umfang zu schaffen. Dazu ge- 
hören 

— die verbesserte Ausnutzung und ggf. Umnutzung 
vorhandener Gebäude, 

— die Mobilisierung von bebaubaren Grundstücken 
innerhalb ihrer bereits bebauten Gebiete, 

— die bedarfsgerechte Ausweisung, Erschheßung und 
Baureifmachung von Wohnbauflächen. 

Den am Bau- und Planungsgeschehen Beteiligten fällt 
die besondere Verantwortung zu, den benötigten 
Wohnraum möghchst rasch unter Wahrung der gebote- 
nen städtebaulichen Qualität zu schaffen. 

Zu diesen Standards gehören 

— energiesparende und umweltgerechte Siedlungs- 
formen, 

— familien- und kindergerechte Wohn- und Gebäude- 
formen sowie ein entsprechend gestaltetes Wohn- 
umfeld. 
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— hohe gestalterische und bautechnische Qualität, 

— intensive Auseinandersetzung mit Nutzungs- und 
Verdichtungsmöglichkeiten im Baubestand, 

— bedarfsgerechter und zeitlich abgestimmter Ausbau 
der Infrastruktur. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß diese 
Bau- und Planungsaufgaben auch unter Wahrung der 
Umweltbelange zu lösen sind, wenn das gerade in den 
letzten Jahren rasch angewachsene Wissen auf dem 
Gebiet des umweltgerechten Bauens breit angewendet 
wird. Im Rahmen der Ressortforschung des Bundes- 
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
sind hierzu praktisch erprobte Wege aufgezeigt wor- 
den. 

Angesichts der knapper werdenden Flächenreserven 
in vielen Ballungszentren ist die regionale Abstim- 
mung der Siedlungsentwicklung von besonderer Be- 
deutung. Die Gemeinden im Umland der großen Kern- 
städte verfügen oft noch über Entwicklungsreserven, 
die zur Entlastung der Zentren beitragen können. Die 
Bundesregierung appelliert an die Länder und die 
Gemeinden, im Rahmen der Landes- und Regionalpla- 
nung und in der interkommunalen Zusammenarbeit 
die städtebaulichen Entwicklungsperspektiven für die 
Verdichtungsregionen so aufeinander abzustimmen, 
daß für den Wohnungsbau ausreichend Flächen bereit- 
gestellt werden. 


8. Wie schätzt die Bundesregierung die gegenwärti- 
gen Rahmenbedingungen für den Städtebau ein, 
und welches sind die zukünftigen städtebaulichen 
Aufgaben? 

Die Aufgaben der Städtebaupolitik in den 90er Jahren 

sind im wesentlichen durch folgende Entwicklungen 

gekennzeichnet : 

— Als Folge der Freizügigkeit in Europa, des Zustroms 
von Aus- und Übersiedlern sowie von Asylanten 
müssen sich Städte und Gemeinden auch weiterhin 
auf einen Bevölkerungszuwachs, des weiteren auf 
demographische Strukturveränderungen einher- 
gehend mit einer Zunahme der Zahl der Haushalte 
einrichten (vgl. Frage 1). 

— Der wirtschaftsstrukturelle und technische Wandel 
mit einem anhaltenden Trend zur Tertiärisierung 
wird - begünstigt durch, die Verwirklichung des 
europäischen Binnenmarktes - fortschreiten (vgl. 
Frage 4). 

— Der Wohlstand der Bevölkerung, verbunden mit 
steigenden Einkommen bei gleichzeitiger Zunahme 
der Freizeit, wird weiterhin wachsen; infolgedessen 
werden neue Anforderungen an die Funktionen 
Freizeit und Erholung auch in den Städten gestellt 
(vgl. Frage 9) . 

— Die wachsenden Anforderungen an einen Vorsorge - 
orientierten Umweltschutz verlangen nach einer 
verstärkten Berücksichtigung ökologischer Belange 
im Städtebau. 


— Die Verflechtungen der Städte mit ihrem jeweiligen 
Umland wachsen; die räumliche Arbeitsteilung 
wird vertieft. Bewohner und Betriebe des Umlands 
nutzen die Angebote der Kemstädte; aus ihnen 
werden - wegen zunehmender Flächenknappheit - 
Einrichtungen in das Umland verlagert. Aus dem 
gleichen Grund wächst der Bedarf an Wohnbauflä- 
chen in Umlandgemeinden. Deswegen sind die ge- 
meindlichen Planungen noch mehr als bisher auf 
der Grundlage abgestimmter regionaler Entwick- 
lungsziele zu verzahnen. 

Auch bei der Stadtentwicklung mißt die Bundesregie- 
rung dem Schutz der Umwelt große Bedeutung bei. Es 
ist Aufgabe einer vorausschauenden Städtebaupolitik, 
die Flächenansprüche aus den Bereichen Wohnen, 
Arbeiten und Freizeit mit den Erfordernissen des Um- 
weltschutzes und eines vorsorgenden Bodenschutzes 
(entsprechend der Bodenschutzklausel des § 1 Abs. 5 
Satz 3 BauGB) in Einklang zu bringen. Die Verbesse- 
rung der städtischen Umwelt bedeutet nicht nur ein 
Mehr an Lebensqualität für den Bürger, sondern steht 
als ein bedeutsamer Standortfaktor auch im Interesse 
der Wirtschaft. 

Diese ausschnittartig wiedergegebene Entwicklung 
stellt die heute schon an die Grenzen ihres Wachstums 
stoßenden Städte und Gemeinden vor ungleich höhere 
Herausforderungen als diejenigen, die noch über aus- 
reichende Entwicklungspotentiale verfügen. Vor allem 
die zuerst genannten Gemeinden stehen vor der Auf- 
gabe, bei der Beschaffung von Bauflächen noch enger 
mit ihrem Umland und der Region zu kooperieren. 
Denn die anhaltende Nachfrage nach zusätzlichem 
Wohnraum und Gewerbeflächen kann nicht überall 
ohne Inanspruchnahme bisher unbebauten Bodens be- 
wältigt werden, der aber in den zentralen Gemeinden 
nur begrenzt zur Verfügung steht. 

Dem wirtschaftsstrukturellen Wandel und gleichzeitig 
den Flächenbedürfnissen der Bevölkerung gilt es in 
den 90er Jahren im Städtebau unter Berücksichtigung 
ökologischer Belange Rechnung zu tragen; Stadter- 
neuerung und Stadterweiterung bleiben damit unter 
fortentwickelten Zielsetzungen auch in Zukunft die zu 
bewältigenden Hauptaufgaben des Städtebaus. 

Neben den Erneuerungsaufgaben in den größeren 
Städten ist auch auf die wachsenden Aufgaben zur 
Erneuerung von Dörfern und kleinen Orten hinzuwei- 
sen; der Strukturwandel zwingt auch in diesem Be- 
reich viele Gemeinden, sich neuen Funktionen zu öff- 
nen und dafür die städtebaulichen Standortvorausset- 
zungen zu schaffen. 

a) Wo das Entwicklungspotential „im Bestand" nicht 
ausreicht, stellt sich vor allem angesichts der 
Zuwanderungsgewinne die Aufgabe einer bedarfs- 
gerechten Ortserweiterung sowie der aufeinander 
abgestimmten städtebaulichen Entwicklung der 
Gemeinden im Umland der überlasteten Kern- 
städte; hierzu hat die Raumordnung und Landespla- 
nung mit dem System der zentralen Orte (Ober- 
Mittel -Unterzentren) beizutragen. 

In diesem Zusammenhang ergibt sich die Chance, 
die vielerorts verbesserungswürdigen Ortsränder 
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neu zu gestalten. Mit umweltschonenden Planungs- 
konzepten, einer rationellen Wärme- und Energie- 
versorgung sowie einer bodenschonenden Ver- 
kehrserschließung kann dort dem Baulandbedarf 
durch eine maßvolle und umweltschonende Abrun- 
dung der bestehenden Siedlungen Rechnung getra- 
gen werden. 

b) Stadterneuerung bleibt eine Daueraufgabe. Die 
Modernisierung und Instandhaltung des Bestands 
verbunden mit Maßnahmen der Ortsbildpflege, des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege wird an 
Bedeutung noch zunehmen (vgl. Frage 10). 

Aufgrund des gewachsenen Umweltbewußtseins 
und des Flächenbedarfs treten im Rahmen der 
Stadterneuerung die Aufgaben der Revitalisierung 
von Brachflächen, der Wiedernutzung aufgelasse- 
ner Gewerbe- und Industriegebäude, des ökologi- 
schen Stadtumbaus sowie einer angemessenen Ver- 
dichtung im Bestand zur Vermeidung von Neuer- 
schließungen in den Vordergrund. Die gestalteri- 
sche Qualität, eine Aufwertung der verschiedenen 
Stadträume als Erlebnis- und Kommunikationsorte 
für Freizeit und Kultur werden ebenso noch an Be- 
deutung gewinnen. 

Im Rahmen der verstärkten ökologischen Ausrichtung 
des Städtebaus geht es bei alledem darum, die Ver- 
kehrsbelastungen zu mindern. Hierzu sind Maßnah- 
men zur Förderung des öffentlichen Personennahver- 
kehrs, des Fahrradverkehrs und zur Verkehrsberuhi- 
gung erforderlich (vgl. Frage 26). Die Reduzierung der 
Verkehrsbelastung wird deshalb zunehmend zu einer 
wichtigen kommunalen Planungsaufgabe. Des weite- 
ren bleibt das Problem der Abfallvermeidung und 
Abfallentsorgung zu lösen. Die städtische Infrastruktur 
muß erhalten und den sich wandelnden Anforderun- 
gen angepaßt werden. 


9. Welche städtebaulichen Auswirkungen hat der 
zunehmende Freizeitanteil unserer Gesellschaft, 
und wie stellen sich Städte und Gemeinden auf 
die Kultur- und Freizeitbedürfnisse der Bevöl- 
kerung ein? 

Der Umfang der Freizeit, als Teil des persönlichen 
Zeitbudgets verstanden, der nicht für Ausbildung, Er- 
werbsarbeit, Hausarbeit, Besorgungen und für die kör- 
perliche Regeneration (z. B. Schlaf) verwendet wird, 
nimmt ständig zu: 

— Zwischen 1978 und 1988 ist die durchschnittliche 
tarifvertragliche Wochenarbeitszeit von 40,17 auf 
38,97 Stunden gesunken. 

— Die durchschnittliche tarif vertragliche Urlaubs - 
dauer ist in demselben Zeitraum von 24,5 Tagen auf 
29 Tage gestiegen. 

— Die Zahl der Rentner und Pensionäre, eines Bevöl- 
kerungsteils mit viel Freizeit, nimmt sowohl absolut 
wie auch relativ zur übrigen Bevölkerung zu (^gl. 
Antwort auf Frage 1). 

Entsprechend dieser Entwicklung zur sog. Freizeit- 
gesellschaft steigt die Bedeutung von Freizeitaktivi- 


täten und Freizeitausgaben. Die Aufwendungen eines 
durchschnittlichen 4 - Person en- Arb eitn ehmerhaushalts 
mit mittlerem Einkommen für Freizeitgüter sind zwi- 
schen 1982 und 1986 von 486 DM auf 534 DM pro 
Monat gestiegen. Der Anteil der Freizeitausgaben am 
privaten Verbrauch ist bei diesem Haushaltstyp zwi- 
schen 1965 und 1985 von 10,7 Prozent auf 16,2 Prozent 
gestiegen (Quelle: Statistisches Bundesamt). 

Die städtebaulichen Auswirkungen dieses Trends sind 
vielfältig: 

— Wohnung und Wohnumfeld gewinnen als Ort für 
die Gestaltung von Freizeit an Bedeutung. Ebenso 
wächst die Rolle des „Freizeit- Wohnens vor allem 
in Fremdenverkehrsgemeinden. Die wichtigste Ent- 
wicklung ist hier die Zunahme von Ferienwohnun- 
gen, Ferienhäusern und Campingplätzen mit einem 
hohen Anteil an Dauerplätzen. In einigen Fremden- 
verkehrsgemeinden hat die Häufung von Ferien- 
Eigentumswohnungen zu unerwünschten Folge- 
erscheinungen geführt. Mit dem § 22 des Bauge- 
setzbuchs ist der Praxis ein Instrument an die Hand 
gegeben worden, der Umwandlung von Hotelapart- 
ments in Wohneigentum und der damit verbunde- 
nen Reduzierung der Unterkunftsmöglichkeiten zur 
Sicherung der kur- und fremdenverkehrsorientier- 
ten Zweckbestimmung bestimmter Gebiete wirk- 
sam einen Riegel vorschieben zu können. 

— Die wachsende Nachfrage nach Freizeiteinrichtun- 
gen wie Sporthallen, wohnnahen Sportanlagen, 
aber auch Fitneß-Zentren und Spielhallen innerhalb 
bebauter Gebiete, wie andererseits Sportanlagen in 
der freien Landschaft (z. B Golfplätze, Tennisanla- 
gen) führt zu ansteigendem Bächenbedarf. Frei- 
zeiteinrichtungen können zu Konflikten mit ande- 
ren Nutzungen und Belangen führen. Es ist eine 
klassische Aufgabe der vorsorgenden städtebauli- 
chen Planung, solchen Konflikten vorzubeugen 
bzw. widerstreitende Interessen auszugleichen. 
Eine verbesserte Berücksichtigung von Umweltbe- 
langen bei der Planung größerer Ferien- und Frei- 
zeitanlagen ermöglicht auch das novellierte Raum- 
ordnungsgesetz vom 19. Juh 1989. Das Instrument 
des Raumordnungsverfahrens mit der darin inte- 
grierten Umweltverträglichkeitsprüfung bietet die 
Möghchkeit, umweltbelastende Auswirkungen von 
raumbedeutsamen Vorhaben frühzeitig zu erken- 
nen und damit bereits in einem früheren Planungs- 
stadium eine gerechte und offene Abwägung der 
Interessen des Antragstellers mit den Belangen des 
Raumes und seiner Bürger zu gewährleisten. 

— Die zunehmende Freizeitorientierung der Gesell- 
schaft äußert sich in einem Aufschwung kultureller 
Einrichtungen wie Museen, Theatern und einer 
Vielfalt von Kulturinitiativen in privater Träger- 
schaft. Dies ist in städtebaulicher Hinsicht eine 
Bereicherung für die Städte und Gemeinden. Da- 
neben sind viele ältere Gebäude, die ihre ursprüng- 
liche Nutzung verloren haben, für kulturelle 
Zwecke hergerichtet und mit neuem Leben erfüllt 
worden. Die Städte und Gemeinden sehen in einem 
reichen kulturellen Angebot vielfach einen wichti- 
gen Faktor ihrer Attraktivität und haben ihre Auf- 
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Wendungen für die Kulturförderung entsprechend 
verstärkt. Die Verbindung von städtebaulichen und 
kulturellen Anliegen, z.B. bei architektonisch be- 
deutsamen neuen Kulturbauten oder in der Revitali- 
sierung alter Bausubstanz, kann als einer der wich- 
tigsten Entwicklungsimpulse für die deutschen 
Städte und Gemeinden in der Gegenwart angese- 
hen werden. 


Stadt- und Dorferneuerung 

10. Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherigen 
Wirkungen der Städtebauförderung, wie schätzt 
sie den städtebauhchen Erneuerungsbedarf der 
90er Jahre ein, und welchen finanziellen Beitrag 
wiU sie dazu bringen? 


Das seit 1971 bestehende Bund-Länder-Programm der 
Städtebauförderung hat vor dem Hintergrund eines 
erheblichen Erneuerungsbedarfs in den letzten beiden 
Jahrzehnten entscheidend zur städtebaulichen Ver- 
besserung in den Städten, Gemeinden und Dörfern 
beigetragen. Der Bund hat den Ländern auf der 
Grundlage dieses Programms seit 1971 rd. 7,3 Milliar- 
den DM für die Förderung städtebaulicher Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen in Stadt und Land zur 
Verfügung gestellt. Seit 1988 wird die Städtebauförde- 
rung auf der Grundlage einer Bund-Länder-Verwal- 
tungsvereinbarung gemäß Artikel 104 a Abs. 4 des 
Grundgesetzes fortgeführt. Die Bundesfinanzhilfen 
betragen seitdem jährhch 660 Mio. DM; zusammen mit 
den Komplementärmitteln der Länder und Gemeinden 
stehen damit in dem gemeinsam finanzierten Pro- 
gramm jährlich rd. 2 Milliarden DM Städtebauförde- 
rungsmittel zur Verfügung. Hinzu kommen Förde- 
rungsmittel aus ländereigenen Programmen. 

Die bisherigen qualitativen und quantitativen Wirkun- 
gen der Städtebauförderung werden von den Gemein- 
den, der Bauwirtschaft und den Bürgern sehr positiv 
beurteilt. Das wird durch zahlreiche Untersuchungen 
belegt. Attraktivitätssteigerungen als Folge städtebau- 
licher Sanierungsmaßnahmen sowie wirtschafts- und 
beschäftigungspolitische Effekte sind allgemein aner- 
kannt. 

Im Vordergrund der städtebaulichen Sanierungspraxis 
steht eine große Nachfrage für Zwecke der Stadt- 
erneuerung, die vor allem die Innenentwicklung von 
Städten und Gemeinden betrifft. Darüber hinaus ge- 
winnen städtebauliche Sanierungsmaßnahmen als 
flankierendes Instrument der strukturellen und ökolo- 
gischen Erneuerung an Bedeutung. 

Die Aufgaben in Umweltschutz, die Bewältigung der 
Strukturveränderungen in Wirtschaft und Landwirt- 
schaft, die Aufwertung kommunaler Standorte für In- 
dustrie und Gewerbe, die städtebauliche Erneuerung 
von Dörfern und kleinen Orten, aber auch Maßnahmen 
zur Standortverbesserung im Hinblick auf die Öffnung 
des europäischen Binnenmarktes sind zunehmend 
Gegenstand städtebaulicher Erneuerungsmaßnahmen. 

Daneben leisten Stadterneuerung und Städtebauförde- 
rung einen wichtigen Beitrag zur Überwindung der 
gegenwärtig bestehenden Engpässe am Wohnungs- 


markt. Sie tragen zur Schaffung und Erhaltung von 
Wohnraum bei und sorgen z.B. dafür, daß die alten 
Wohnquartiere weiterhin von der Bevölkerung ange- 
nommen werden. Darüber hinaus sind sie ein wirk- 
sames Instrument zur Umnutzung bestehender Ge- 
bäude für Wohnzwecke und tragen dazu bei, daß 
Brachflächen auf bereitet und u. a. als Flächen für den 
Wohnungsbau genutzt werden können. Bund und Län- 
der sind sich in der Einschätzung einig, in den kom- 
menden Jahren auf eine stärkere wohnungspolitische 
Ausrichtung der Städtebauförderung hinzuwirken. 

Auf der Grundlage des Bund-Länder-Programms der 
Städtebauförderung für das Jahr 1990 werden insge- 
samt 1 573 Sanierungs- und 19 Entwicklungsmaßnah- 
men in 1 162 Städten und Gemeinden gefördert. 196 
Maßnahmen und 89 Städte und Gemeinden wurden 
neu aufgenommen. Wie in den vorangegangenen Jah- 
ren übersteigen die Programmanmeldungen der Ge- 
meinden das zur Verfügung stehende Mittelvolumen 
bundesweit wieder um ein Mehrfaches. 

Aus einer im Jahr 1988 durchgeführten Umfrage bei 
den Bauministern und -Senatoren der Länder ergibt 
sich eine gesteigerte Nachfrage nach Stadt- und Dorf- 
erneuerungsmitteln im nächsten Jahrzehnt. Als Ur- 
sachen werden der weitere Finanzierungsbedarf bei 
bereits laufenden Maßnahmen, Anforderungen für bis- 
lang nicht in Programme aufgenommene Maßnahmen 
(„Antragsstau") und neue Anforderungen im Rahmen 
einer ökologischen und ökonomischen städtebaulichen 
Erneuerung im Zuge des sich vollziehenden Struktur- 
wandels sowie gestiegene Ansprüche an Wohnkomfort 
und Wohnumfeld angegeben. 

Vor dem Hintergrund der fortbestehenden und neu 
hinzutretenden Aufgabenfelder der Stadt- und Dorfer- 
neuerung mißt die Bundesregierung der Städtebauför- 
derung auch für die Zukunft hohe Bedeutung bei. Der 
Bund wird sich daher auch über das Jahr 1990 hinaus 
auf dem jetzt erreichten hohen Niveau an der Städte- 
bauförderung beteiligen (vgl. hierzu das Nähere in den 
Vorbemerkungen). Wenn auch die originär zuständi- 
gen Länder und Gemeinden weiterhin Leistungen 
mindestens in bisheriger Höhe erbringen, erhält die 
Stadt- und Dorferneuerung die für Gemeinden, Bau- 
wirtschaft und Investoren erforderliche längerfristige 
Perspektive. 


1 1 . Was hat die Bundesregierung zur Bewältigung der 
angesichts des Strukturwandels im ländlichen 
Raum wachsenden städtebauhchen Entwick- 
lungs- und Erneuerungsaufgaben in den Dörfern 
und Ortsteilen unternommen? 


Der soziale und ökonomische Wandel, insbesondere 
der Strukturwandel in der Landwirtschaft, zwingt dörf- 
liche Siedlungen, sich verstärkt auch neuen Aufgaben 
und Funktionen zu öffnen. Dabei werden - neben 
agrarstrukturellen Maßnahmen und den großräumigen 
Maßnahmen der regionalen Wirtschaftsförderung oder 
der Landesplanung - städtebauliche Planungen, Maß- 
nahmen und Förderungen immer wichtiger, um in- 
terne Entwicklungsfaktoren zu stärken, vorhandene 
bauliche, infrastrukturelle, ökologische und gestalteri- 
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sehe Mängel oder Mißstände zu beseitigen, Standort- 
vorzüge herauszuarbeiten und so lokale Entwicklungs- 
potentiale zu unterstützen. Diese Emeuerungsmaß- 
nahmen haben erhebhehe Bedeutung für die Wahr- 
nehmung von Entwicklungschancen in dörflichen 
Siedlungen und damit auch für die Bewältigung des 
Strukturwandels im ländlichen Raum. 

Dorferneuerung ist zuallererst eine Aufgabe der kom- 
munalen Selbstverwaltung. Ihre Struktur- und wirt- 
schaftspohtische Bedeutung macht die Erneuerung der 
Dörfer und kleinen Orte auch auf Landes- und Bun- 
desebene zu einem politischen Handlungsschwer- 
punkt. 

— Mehr als die Hälfte der im Bund-Länder-Programm 
geförderten Sanierungsmaßnahmen der Städtebau- 
förderung liegt im ländlichen Raum; hierauf entfie- 
len im Jahr 1989 ca. 37,6 Prozent der Fördermittel. 
Über ein Drittel der in den letzten Jahren neu in das 
Bund-Länder-Programm der Städtebauförderung 
aufgenommenen Maßnahmen sind inzwischen 
Erneuerungsmaßnahmen in Gemeinden unter 
10 000 Einwohner. Auf diese Maßnahmen entfallen 
bislang rd. 10 Prozent der Bundesmittel. 

— Mit der Novelle zum Flurbereinigungsgesetz im 
Jahre 1976 wurde die Durchführung der Dorfer- 
neuerung in der Flurbereinigung ausdrücklich ge- 
regelt und damit ein Handlungsrahmen geschaffen, 
der neben Maßnahmen der Verbesserung der Pro- 
duktions- und Arbeitsbedingungen in der Land- 
und Forstwirtschaft auch die Förderung der allge- 
meinen Landeskultur und die Entwicklung länd- 
licher Orte zum Ziel hat. 

— In den Jahren 1977 bis 1980 wurde die Dorferneue- 
rung auch im Rahmen des Zukunftsinvestitionspro- 
gramms gefördert. 

— Auch im Rahmen der Bund-Länder- Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" ist die Dorferneuerung seit 1984 
ein eigener von der Flurbereinigung unabhängiger 
Fördergegenstand. Seitdem wurden in diesem Rah- 
men Dorferneuerungsmaßnahmen mit rd. 295 Mio. 
DM (Bundesanteil 177 Mio. DM) gefördert. 

— In das am 1. Januar 1989 in Kraft getretene Struk- 
turhilfe gesetz des Bundes sind Maßnahmen der ein- 
fachen Dorferneuerung als eigener Fördergegen- 
stand aufgenommen worden. Damit wird eine 
Lücke im Förderinstrumentarium geschlossen. Die 
Finanzhilfen des Bundes an ^lie Länder werden 
nach Artikel 104 a Abs. 4 GG zum Ausgleich unter- 
schiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet 
gewährt. Sie beziehen sich auf strukturbedeutsame 
Investitionen, so z. B. auch im Fremdenverkehr oder 
bei der Verkehrsinfrastruktur. Insgesamt, d. h. für 
alle Förderbereiche, stehen jährlich 2,45 Milliarden 
DM auf die Dauer von 10 Jahren zur Verfügung. Im 
Jahr 1989 werden hieraus rd. 100 Mio. DM zur För- 
derung von Maßnahmen der Dorferneuerung ein- 
gesetzt. 

— Zu den genannten Hilfen kommen weitere finan- 
zielle Leistungen des Bundes, so z. B. die Finanzie- 


rung von Bundesfemstraßen nach dem Bundesfern- 
straßengesetz, Finanzhilfen nach dem Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz, die regionale Wirt- 
schaftsförderung im Rahmen der Bund-Länder- 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur", die soziale Wohnungsbau- 
förderung, die sektoralen Hilfen für die Landwirt- 
schaft usw. 

— Hinzuweisen ist ferner auf Verbesserungen im 
Bereich des Planungsrechts. Die Erfahrungen mit 
dem vereinfachten Sanierungsverfahren sind in der 
Antwort zu Frage 32 ausführlich behandelt. Die 
Verbesserungen im Bereich der Baunutzungs Ver- 
ordnung sind in der Antwort auf Frage 15 erläutert. 

— Schließlich ist auf die vielfältige ideelle Unterstüt- 
zung und Bereitstellung von Orientierungshilfen 
des Bundes im Rahmen von Wettbewerben, For- 
schungs- und Modellvorhaben sowie Kampagnen 
hinzuweisen. Im Rahmen der europäischen Kam- 
pagne für den ländlichen Raum hat der Bund, im 
Zusammenwirken mit Ländern, Gemeinden und 
Verbänden, die besonderen, durch Dorferneuerung 
gegebenen Chancen für den ländlichen Raum und 
die damit verbundene Verantwortung - gerade 
auch für das kulturelle Erbe in ländlichen Siedlun- 
gen - einer breiten Öffentlichkeit bewußtgemacht. 
Hervorzuheben ist ferner der Wettbewerb des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten „Unser Dorf soll schöner werden" sowie die 
Forschungsarbeiten des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau mit 
Modell Vorhaben zur städtebaulichen Dorferneue- 
rung. 

Mit den genannten Instrumenten und Programmen 
stehen vielfältige, auf die spezifischen Erneuerungs- 
aufgaben ausgerichtete Handlungsgrundlagen zur 
Verfügung, die sowohl den fortbestehenden agrar- 
strukturellen Aufgaben als auch weiteren, insbeson- 
dere auch den städtebaulichen Aufgaben Rechnung 
tragen. Im einzelnen wird hierzu auf den (soeben 
gesondert vorgelegten) Bericht der Bundesregierung 
zur Erneuerung von Dörfern und kleinen Orten hinge- 
wiesen. 


12. Auf welche Weise will die Bundesregierung im 
Rahmen der Bestandserneuerung der Mischung 
städtischen Wohnens mit anderen Nutzungen, so- 
weit städtebaulich verträglich, verstärkt Geltung 
verschaffen? 


Das Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe hat mit 
dem Aufkommen industrieller Fertigungsmethoden im 
vorigen Jahrhundert verbunden mit Lärm, Staub und 
Abgasimmissionen in den Städten und Gemeinden zu 
Nutzungskonflikten geführt. Die zur Lösung dieses 
Problems angestrebte Trennung dieser Funktionen 
(Charta von Athen 1933) ist vielfach mit städtebaulich 
unerwünschten Nebenwirkungen (z. B höheres Ver- 
kehrsaufkommen) und einem Verlust an städtebau- 
hchen Quahtäten verbunden. Vor allem die Entwick- 
lung umweltschonenderer Produktionsmethoden so- 
wie der fortschreitende Strukturwandel hin zu „saube- 
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rem“ Gewerbe eröffnen Chancen und Möglichkeiten 
für ein verträghches Miteinander von Wohnen und 
Arbeiten, dem das Baugesetzbuch Rechnung trägt. 

Wie die im Auftrag des Bundesministeriums für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau durchgeführte 
„Evaluierung städtebaulicher Instrumente der Ge- 
werbestandortsicherung in Gemengelagen“ zeigt, 
hängt die Fähigkeit der Kommunen, komplexe 
städtebauhche Problemstellungen wie gerade die 
umweltverträghche Standortsicherung zu meistern, 
wesentlich davon ab, ob und in welcher Weise der 
Einsatz des verfügbaren rechtlichen Instrumentariums 
mit der Anwendung nicht rechtlicher Handlungsnüttel 
verknüpft und durch sie ergänzt vrird (vgl. u. a. 'Schrif- 
tenreihe des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, Bände 453, 458). 

a) Die notwendigen baurechthchen Voraussetzungen 
sind nüt dem Baugesetzbuch geschaffen worden. So 
wurden die Abgrenzung zum Imnüssionsschutz- 
recht klargestellt, Erschwernisse in den Genehmi- 
gungsverfahren abgebaut und die leichtere Ertei- 
lung von Befreiungen von den Festsetzungen eines 
Bebauungsplans (§31 Abs. 2) ermöglicht. Da sich 
die Betriebe häufig in zusammenhängend bebauten 
Ortsteilen nach § 34 befinden, sind die Verbesse- 
rungen dieser Zulässigkeitsvorschrift von besonde- 
rer Bedeutung. Dies güt namenthch für die Mög- 
lichkeit, im Einzelfall ein Vorhaben auch genehmi- 
gen zu können, wenn das Vorhaben sonst nicht zu- 
lässig ist, es jedoch einem Betrieb dient, städtebau- 
lich vertretbar ist und auch unter Würdigung nach- 
barlicher Interessen mit den öffenthchen Belangen 
vereinbar ist. 

b) Darüber hinaus fördert der Bund Maßnahmen, die 
eine durchgreifende Verbesserung in Gemengela- 
gen ermöglichen: 

— Das Bund-Länder-Programm der Städtebauför- 
derung hilft zum einen, im Rahmen städtebau- 
hcher Sanierungsmaßnahmen betriebhche 
Standorte zu sichern und auszubauen: Die Städ- 
tebauförderung unterstützt Maßnahmen, die zur 
Erhaltung und zum Wachstum der Betriebe an 
ihrem bisherigen Standort erforderüch sind (et- 
wa die Verstärkung des Immissionsschutzes, die 
Verbesserung des Wohnumfeldes, die Freile- 
gung von Flächen zur Betriebserweiterung, bes- 
sere Verkehrsanbindungen). Aber auch dort, wo 
ein Betrieb nur erhalten werden kann, wenn er 
verlagert wird, vermag die Städtebauförderung 
gute Dienste zu leisten. 

— Das Strukturhilfegesetz eröffnet seit Anfang 
1989 zusätzliche Möglichkeiten, derartige 
städtebauliche Sanierungsmaßnahmen zu för- 
dern. Es gestattet darüber hinaus, die Standort- 
aufbereitung von Flächen zu Industrie- und Ge- 
werbezwecken zu unterstützen. 

— Mit den zinsgünstigen Krediten der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau und erhöhten steuerlichen Ab- 
schreibungen wild in den nächsten drei Jahren 
zusätzlicher Wohnraum im Gebäudebestand ge- 
fördert z.B. durch Umwandlung von Räumen, 


die nach ihrer baulichen Anlage und Ausstat- 
tung bisher nicht zu Wohnzwecken bestimmt 
waren, u. a. Gewerberäume. 

— Hinzu treten das ERP-Standortprogramm, die 
ERP-Umweltschutzprogramme und z.B. das In- 
vestitionsschutzprogramm zur Verminderung 
von Umweltbelastungen (Altanlagenprogramm) 
der Deutschen Ausgleichsbank sowie das Um- 
weltprogramm für Umweltschutzmaßnahmen 
der gewerblichen Wirtschaft der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau. 

— Zusätzlich zu den Bundesprogrammen bieten die 
Bundesländer und teilweise auch die Kommunen 
finanzielle Förderprogramme an. 

\ 

Im Rahmen des Experimentellen Wohnungs- und 
Städtebaus des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau werden Verfahren zur Lö- 
sung der Probleme in Gemengelagen „vor Ort“ er- 
probt. Die Bauleitplanung nach dem Baugesetzbuch 
hat sich als ein Verfahren erwiesen, geeignete 
Lösungen von Gemengelagenkonflikten rechtlich 
abzusichern. 


13. Welche Zielvorstellungen hat die Bundesregie- 
rung im Hinblick auf die Tauglichkeit der Lebens- 
bedingungen des städtischen Quartiers für ältere 
Menschen und Behinderte? 

Die Entwicklungsdaten über Bevölkerungszahl, die 
Änderung der Altersstruktur und die Lösung damit 
zusammenhängender Fragen entwickeln sich mehr 
und mehr zu einem kommunalpolitisch zentralen 
Thema. Denn wenn die Lebensqualität im Alter in 
erster Linie auch durch wirtschaftliche und soziale 
Bedingungen bestimmt ist, geht es auch darum, wie 
die räumliche Umwelt den besonderen Interessen älte- 
rer Menschen an Wohnungen, an die Wohnumwelt 
und das Wohnquartier entspricht: Von besonderer 
Bedeutung ist die möglichst barrierefreie Erschließung 
der Wohnung, aber auch die Gestaltung der Wohnum- 
gebung. 

Eine an den Interessen älterer - zum großen Teil noch 
aktiven - Menschen orientierte Städtebaupolitik muß 
sich zum Ziel setzen, 

den Verbleib in ihrer vertrauten Umgebung und 
Wohnung so lange wie möglich zu sichern, 

ihre selbstbestimmte Lebensführung und gesell- 
schaftliche Mitgestaltung zu sichern und auszu- 
bauen, 

die Möglichkeit des Zusammenlebens aller Genera- 
tionen zu fördern, 

das städtebauliche Instrumentarium und woh- 
nungsbezogene Maßnahmen mit sozialen Program- 
men zu verbinden. 

Dabei kann es nicht darum gehen, die „altengerechte“ 
Wohnung und die „altengerechte“ Stadt zu bauen. 
Vielmehr güt es, unsere Konzepte für die städtebau- 
hche Erneuerung wie für den Neubau von Anfang an 
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auf ihre „barrierefreie" TaugÜchkeit auch für die ältere 
Generation hin zu überprüfen. 

Um diese Ziele zu sichern, müssen Wohngebiete dahin 
gehend so weiter entwickelt werden, daß das „Mit- 
einanderleben" verschiedener Generationen verbes- 
sert wird und daraus gegenseitige Hilfe erwachsen 
kann: 

Auch wenn sich das Augenmerk auf diejenigen älteren 
Menschen richtet, die ihr Leben selbst gestalten wollen 
und können, dürfen darüber die Behinderten als Ziel- 
gruppe städtebauücher Projektionen nicht außer acht 
gelassen werden. Die Wohnformen für Behinderte 
müssen im Hinbhck auf ihre Taughchkeit zunehmend 
differenziert werden nach der Art und Schwere der 
Behinderung und nach den unterschiedÜchen indivi- 
duellen Bedürfnissen. Die seinerzeit unter Federfüh- 
rung des BMBau erarbeiteten Planungsnormen für den 
Bau von behindertengerechten Wohnungen unter ent- 
sprechender Umgestaltung ' auch des Wohnumfeldes 
werden zur Zeit überarbeitet und neu gefaßt. 

Im Programm des Experimentellen Wohnungs- und 
Städtebaus hat der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau aus insgesamt mehr als 
70 Vorschlägen auf der Basis einer wissenschafthchen 
Vorbewertung für die Programmjahre 1989 und 1990 
23 Modellvorhaben ausgewählt. Sie sollen Beiträge zur 
Weiterentwicklung eines humanen Wohnungs- und 
Städtebaus formulieren und erproben, indem die unbe- 
hinderte Teilnahme auch der älteren Bewohner am 
Quartiersleben und deren bedarfsgerechte Nutzung 
des Wohnumfeldes und der Wohnungen gefördert 
wird. Die ausgewählten Modellvorhaben konzentrie- 
ren sich auf drei quartiersbezogene Themenschwer- 
punkte: 

— Ältere Menschen in innerstädtischen Altbauquar- 
tieren 

— Ältere Menschen in Wohnsiedlungen 

— Ältere Menschen auf dem Land und im Umland von 
Städten. 


14. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung dem 
Strukturhilfegesetz für die Städtebauförderung 
bei? 


Einen zusätzhchen, kräftigen Schub hat die Stadt- und 
Dorferneuerung durch das am 1. Januar 1989 in Kraft 
getretene Strukturhilfegesetz erfahren. Nach diesem 
Gesetz stellt der Bund für einen Zeitraum von zehn 
Jahren den Ländern jährlich 2,45 Mrd. DM für struk- 
turverbessemde Investitionen zur Verfügung. Nach 
dem Förderkatalog des Gesetzes können Maßnahmen 
der Stadt- und Dorfemeuerung, der Standortaufberei- 
tung von Rächen für Industrie- und Gewerbezwecke 
und besonders herausragende und strukturpoti tisch 
bedeutsame Maßnahmen gefördert werden. Finanzhil- 
fen des Bundes können nach diesem Gesetz bis zu 
90 Prozent der öffentiichen Finanzierung ausmachen. 
Damit kann vor allem solchen Städten und Dörfern 
geholfen werden, denen es schwerfällt, eigene Kom- 
plementärmittel in größerem Umfang aufzubringen. 


Eine Auswertung der im Jahr 1989 nach dem Struktur- 
hüfegesetz geförderten Maßnahmen zeigt, deiß der Be- 
reich der städtebauhchen Maßnahmen mit ca. 17 Pro- 
zent der bereit ge stellten Strukturhilfemittel an dritter 
Stelle - nach Umweltschutz und Verkehrsbereich - der 
geförderten Investitionsbereiche hegt. Die Fördermittel 
des Strukturhüfege setze s für städtebauüche Maßnah- 
men erreichen damit für 1989 eine Summe von rd. 385 
Mio. DM. Diese Finanzhilfen treten zu den 660 Mio. 
DM hinzu, die der Bund zum Bund-Länder-Programm 
der Städtebauförderung beisteuert. Außerdem bedeu- 
tet der für die Dorferneuerung eingesetzte Teü der 
Fördermittel des Strukturhilfegesetzes eine wichtige 
Ergänzung der im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" geförderten Dorferneuerung, die mit rd. 50 
Mio. DM Bundesmittel im Jahr gefördert werden. Ins- 
gesamt belaufen sich damit die Finanzhilfen des Bun- 
des zur Stadt- und Dorfemeuerung und zu sonstigen 
städtebauhchen Maßnahmen im Jahre 1989 auf rd. 
1,1 Mrd. DM. 


15. Welchen Beitrag für die Stadt- und Dorfemeue- 
rung beabsichtigt die Bundesregiemng mit der 
Novelliemng der Baunutzungsverordnung? 


Am 27. Januar 1990 ist die vom Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau erlassene 
Vierte Verordnung zur Änderung der Baunutzungs Ver- 
ordnung - BauNVO - in Kraft getreten. Ziel der ÄJide- 
mngsverordnung ist es, das geltende Recht auf die 
geänderten städtebauhchen Aufgaben auszurichten. 
Für die Stadt- und Dorferneuemng sind vor allem die 
folgenden Neuerungen von Bedeutung: 

a) Um dem Strukturwandel in der Landwirtschaft und 
im ländhchen Raum Rechnung zu tragen, wird die 
Dorfgebietsvorschrift des § 5 BauNVO neu gefaßt. 
Einer in den Dörfern zurückgehenden Zahl land- 
wirtschafthcher Betriebe steht vielfach eine Zu- 
nahme der Wohnnutzung und eine stärkere Ent- 
wicklung von Handwerk und Gewerbe gegenüber. 
Mit der Neufassung der Zweckbestimmung der 
Dorfgebietsvorschrift werden im wesenthchen zwei 
Ziele verfolgt: Zum einen der Schutz der landwirt- 
schafthchen Betriebe, indem andere Nutzungen 
ausdrückhch zur vorrangigen Rücksichtnahme auf 
die Landwirtschaft verpflichtet werden, zum ande- 
ren aber eine Öffnung des Dorfgebiets für das Woh- 
nen, das Handwerk und das Gewerbe. 

b) Die neue Baunutzungsver Ordnung soU es den 
Gemeinden ermöglichen, innerstädtische Gebiete 
auf verbesserter planungsrechtlicher Gmndlage zu 
überplanen. Zu diesem Zweck ermächtigt § 1 
Abs. 10 BauNVO die Gemeinden, bei Festsetzung 
eines Baugebiets auch Festsetzungen zugunsten 
von Nutzungen zu treffen, die in dem Gebiet vor- 
handen, aber nach der Baugebietsvorschrift nicht 
vorgesehen sind. Bestehende bauüche Nutzungen 
können somit an ihrem Standort besser als bisher 
gesichert werden. Dabei muß die Zweckbestim- 
mung des Baugebiets im übrigen gewahrt bleiben. 
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c) Maßnahmen der Stadt- und Dorferneuerung wer- 
den auch durch die Neuordnung des Rechts der 
Vergnügungsstätten erleichtert. Um eine bessere 
Steuerung der städtebaulich nachteiligen Auswir- 
kungen vor allem von Spielhallen zu ermöglichen, 
wurden folgende Regelungen getroffen: 

— Für die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten in 
den Baugebieten gelten unabhängig davon, ob 
es sich um einen nach Inkrafttreten der Ände- 
rungsverordnung aufgestellten oder um einen zu 
diesem Zeitpunkt bestehenden Bebauungsplan 
handelt, folgende Regelungen: Unzulässig sind 
Vergnügungsstätten sowohl in den Wohngebie- 
ten als auch in den Industriegebieten; nur aus- 
nahmsweise können kleinere („gebietstypi- 
sche") Anlagen in den besonderen Wohngebie- 
ten und den Dorf gebieten sowie in den Teüen 
von Mischgebieten zugelassen werden, die nicht 
überwiegend gewerblich geprägt sind; wie 
schon im geltenden Recht sind größere („kern- 
gebietstypische") Vergnügungsstätten in den 
Kemgebieten zulässig; in den Gewerbe gebieten 
sind solche größeren Anlagen ausnahmsweise 
zulassungsfähig. 

— Um dem mit der Neuregelung des Zulässigkeits- 
rechts für Vergnügungsstätten erfolgten Anlie- 
gen gemeindeweit Geltung zu verschaffen, wur- 
de die Baunutzungsverordnung in § 25 c Abs. 3 
Satz 2 um eine Satzungsermächtigung für den 
unbeplanten Innenbereich ergänzt. In den Ge- 
bieten nach § 34 Abs. 1 BauGB dürfen die Ge- 
meinden zur Verhinderung der Beeinträchti- 
gung schutzbedürftiger Anlagen (z.B Wohnen, 
Kirchen, Schulen, Kindertagesstätten u. ä.) und 
der städtebaulichen Funktion eines Gebiets Be- 
stimmungen über die Zulässigkeit von Vergnü- 
gungsstätten festlegen. Eine solche Satzung 
kann für überwiegend gewerblich geprägte Ge- 
biete erlassen werden, dies jedoch unter etwas 
engeren Voraussetzungen. Bestehende Vergnü- 
gungsstätten werden im Rahmen des baurecht- 
lichen Bestandsschutzes von dieser Neuregelung 
nicht berührt. 

d) Erleichtert wird ferner der Ausbau von Dach- und 
Untergeschossen zu Wohnzwecken. Diese Neu- 
regelung soll dazu beitragen, die Wohnraumreser- 
ven in bestehenden Gebäuden rasch zu mobüisie- 
ren, um die gegenwärtigen Engpässe auf dem Woh- 
nungsmarkt abzubauen. 

e) Ein weiteres wichtiges Anliegen der Verordnung ist 
die Begrenzung der Bodenversiegelung. Auch in 
den Fällen, in denen eine verdichtete Bebauung 
angestrebt wird, muß ein bestimmtes Maß begrün- 
barer Flächen erhalten bleiben. Die Novelle sieht 
dafür verbesserte Instrumente vor. 


16. Welchen Einfluß auf die städtebauliche Entwick- 
lung haben der Denkmalschutz sowie die Denk- 
malpflege, und welche Änderungen des städte- 
baulichen Erscheinungsbildes haben Stadtpla- 
nung und Architektur bewirkt? 


Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung 
vom 18. März 1987 zur Bewahrung des kulturellen 
Erbes aufgerufen; Stadtplanung, Stadtbildpflege und 
Denkmalschutz können hierzu einen gewichtigen Bei- 
trag leisten. Hierbei muß es Ziel des Denkmalschutzes 
und der Denkmalpflege sein, die historische Bausub- 
stanz und Grundstruktur der Städte und Dörfer zu 
erhalten und die örtlichen geschichtlichen Dimensio- 
nen bei den zukünftigen städtebaulichen Maßnahmen 
zu berücksichtigen. 

Durchschnittlich weist jede Gemeinde ausweislich 
einer 1987 vom Deutschen Institut für Urbanistik ver- 
öffentlichten Untersuchung 264 Denkmäler aus, in 
Großstädten mit mehr als 500 000 Einwohnern sind es 
gar 3 385. Sie bestimmen zusammen mit den erhaltens- 
werten Ortsteüen, Straßen und Plätzen das Orts- und 
Erscheinungsbild einer Stadt. Städte und Gemeinden 
tragen nach der genannten Untersuchung dem unter 
Anwendung eines auf unterschiedliche Problemsitua- 
tionen ausgerichteten Rechtsinstrumentariums Rech- 
nung (vgl. Abbildung) : 


Anwendung städtebaulicher Rechtsetzungen 
mit Auswirkungen auf den Denkmalschutz 

% der Städte/Gemeinden mit besonderen Gebieten 

nach Sanierungsrecht 

G estaltungssatzungen 

Bebauungspläne 

Erhalt. Satz. n. 39h 
BBauG/172 BauGB 

0 20 40 60 80 

% 



Wichtiges Handlungsfeld ist danach die Städtebauför- 
derung. Bei rund 44 Prozent der im Bund-Länder- 
Programm geförderten Sanierungsmcißnahmen gehört 
nach Untersuchungen des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau die Erhal- 
tung bau- und stadtgeschichtlich bedeutsamer Ge- 
bäude zu den wichtigsten Schwerpunkten der städte- 
baulichen Erneuerung. 

Neben den Instrumentarien des BauGB erhält auch 
die finanzielle Förderung von Baudenkmälern einen 
immer höheren Stellenwert. Neben Bund, Ländern und 
Gemeinden reicht die Reihe der Zuschußgeber von der 
EG -Kommission bis zu den Diözesen und Landeskir- 
chen. 

— In den Jahren von 1980 bis 1987 haben Länder und 
Gemeinden insgesamt 1 587,3 Mio. DM für die Bau- 
denkmalpflege auf ge wandt. 

— Im gleichen Zeitraum hat der Bund für die Erhal- 
tung und den Wiederaufbau von Baudenkmälern 
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mit besonderer nationaler kultureller Bedeutung 
insgesamt 66,3 Mio. DM aufgewandt; trotz der an- 
gespannten Haushaltstage konnten die Bundesmit- 
tel des Förderprogramms im Jahre 1989 um 9 Pro- 
zent auf 9,8 Mio. DM und im Jahre 1990 um 12 Pro- 
zent auf 11 Mio. DM erhöht werden. 

— Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
hat ein mit 100 Mio. DM ausgestattetes Forschungs- 
programm „Substanzerhaltung in der Denkmal- 
pflege" eingeleitet, das schwerpunktmäßig auf die 
Erhaltung von Kulturgütern aus Naturstein ausge- 
richtet ist, aber beispielsweise auch die Konservie- 
nmg historischer Glasfenster und Wandmalereien 
umfaßt. 

— SteuerÜche Vergünstigungen für Denkmaleigen- 
tümer sind neben der direkten staatlichen und kom- 
munalen Förderung ein wesentliches Instrument 
zur Erhaltung, Nutzung und Pflege der Baudenk- 
mäler und damit ein bedeutender Beitrag zur Ak- 
zeptanz des Denkmalschutzgedankens in der 
Bevölkerung; insoweit wird auf die Antwort zu 
Frage 33 verwiesen. 

In Anwendung dieses reichhaltigen Instrumentariums 
hat der Städtebau mit dem Ziel der erhaltenden 
Erneuerung eine neue Stadtqualität geschaffen, in der 
die historische Kontinuität der Städte und Dörfer in 
ihren Straßen und Plätzen, Bauten und Baustrukturen 
sichtbar und erlebbar gestaltet wurde. Der Ausgleich 
von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft im Er- 
scheinungsbüd der Städte und Dörfer hat zu einem 
großen Identitäts- und Geborgenheitsgefühl der Bür- 
ger in vielen Städten und Gemeinden geführt. 


Umweltgerechter Städtebau 

17. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
zur Flächeninanspruchnahme, beim Boden- und 
Freiraumschutz sowie bei den Umweltmedien 
Luft, Wasser, Lärm und Abfall vor? 


Im Jahr 1989 nahmen Siedlungs- und Verkehrsflächen 
insgesamt 12,2 Prozent der Gesamtfläche des Bundes- 
gebiets ein, wobei einzelne Gemeinden in Verdich- 
tungsräumen bereits einen Siedlungsflächenanteil von 
über 70 Prozent erreichen. 

Die Inanspruchnahme der freien Landschaft für Sied- 
lungszwecke bedeutet für den Naturhaushalt zunächst 
eine Verringerung ökologisch wirksamer Räume und 
den Verlust bzw. die qualitative Verschlechterung von 
Lebensräumen für Pflanzen und Tiere. In stark ver- 
dichteten Regionen können sich darüber hinaus aus 
einer hochgradigen Überbauung und Bodenversiege- 
lung in besonderem Maße Probleme für den Wasser- 
haushalt und das Kleinklima ergeben. So kann versie- 
gelter Boden seine ökologischen Funktionen zur Spei- 
cherung und Reinigung des Oberflächenwassers nicht 
erfüllen. Grundwasserabsenkungen und eine Erhö- 
hung der Abflußspitzen sind die Folge. Auch das Stadt- 
klima wird durch einen hohen Versiegelungsgrad und 
durch Verringerung von Vegetationsflächen negativ 
beeinflußt. Es kommt zu erhöhten Wärmeentwicklun- 


gen (sog. Wärmeinseleffekt) und zu einer Beeinträchti- 
gung des Luftaustausches. 

Als Folge der kleiner werdenden Baugrundstücke und 
einer in der Summe intensiveren Gnmdstücksnutzung 
hat zwischen 1980 und 1987 der Versiegelungsgrad 
der einzelnen Wohnbaugrundstücke zugenommen. 
Dies ist bei allen Wohngebäudearten sowohl im länd- 
lichen Raum als auch in den städtischen Gebieten 
festzustellen. Dieselbe Entwicklung zeigt sich auf 
Gnmdstücken mit Wirtschaftsgebäuden bis 1984/1985. 
Danach werden die Grundstücke der Wirtschaftsge- 
bäude wieder größer, die Versiegelungsgrade wegen 
der zunehmenden Nutzungsintensität der Gnmd- 
stücke aber nicht geringer. Regionen mit großen Ver- 
dichtungsräumen weisen insgesamt die höchsten Ver- 
siegelungsgrade auf. Das güt für Wohn- wie für Wirt- 
schaftsgebäude. 

Zu diesen durch das jeweilige Gebäude überbauten 
Grundstücksflächen treten weitere versiegelte Flächen 
wie Erschließungswege auf dem Grundstück, Park- 
plätze, Garagen, Lagerflächen, Terrassen hinzu. Das 
Ausmaß der tatsächlichen Versiegelung neu bebauter 
Baugrundstücke liegt z. B. bei Ein- und Zweifamilien- 
häusern bei rd. 60 Prozent. Die Versiegelungsgrade 
liegen in Altbauquartieren höher als in Neubaugebie- 
ten. In Verdichtungsgebieten können diese Werte 
über- und in ländlichen Räumen erheblich unterschrit- 
ten werden. 

Um die Bodenversiegelung bei der Neubebauung von 
Grundstücken auf das absolut notwendige Maß zu 
begrenzen, sieht die am 27. Januar 1990 in Kraft getre- 
tene neue Baunutzungs Verordnung in § 19 Abs. 4 
Obergrenzen für den Anteil versiegelter Grundstücks- 
flächen vor (vgl. Antwort auf Frage 19). 

Ein vom Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau vergebener Forschungsauftrag über 
städtebauliche Lösungsansätze zur Verminderung der 
Bodenversiegelung erbrachte, daß Maßnahmen zur 
Verminderung der Versiegelung bisher vorwiegend 
Nebeneffekte von kommunalen Aktivitäten sind, die 
ursprünglich aus anderen städtebauüchen oder um- 
weltpolitischen Gründen eingeleitet wurden (z. B Maß- 
nahmen zur Wohnumfeldverbesserung oder zur städ- 
tebaulichen Sanierung, Maßnahmen zur Umgestaltung 
des Straßenraumes, zur Erweiterung des öffentlichen 
Grünflächenangebotes sowie zur Sicherung von Frei- 
räumen im Rahmen der Landschafts- und Bauleitpla- 
nung). Derartige Maßnahmen sind aufgrund der stei- 
genden Bedeutung des Umweltschutzes vor allem im 
Rahmen der städtebaulichen Erneuerung in den ver- 
gangenen Jahren verstärkt ergriffen worden. 

In jüngster Zeit sind einzelne Städte zunehmend 
bestrebt, den Versiegelungsgrad zu begrenzen und zu 
verringern. Voraussetzungen hierfür sind: 

— eine flächendeckende oder zumindest großräumi- 
gere Bestandsaufnahme des städtischen Versiege- 
lungsgrades als Vorstufe für eine systematische 
Maßnahmeplanung, 

— eine systematische Festsetzung von Vorranggebie- 
ten für die Begrenzung des Versiegelungsgrades 
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bzw. für die Entsiegelung im Rahmen der Land- 
schafts- und Bauleitplanung und 

— die Bereitstellung von Investitionsmitteln für Entsie- 
gelungsmaßnahmen im Rahmen spezieller Entsie- 
gelungspläne oder Bodenschutzprogramme. 

Im Hinblick auf die Belastung der Umweltmedien Was- 
ser, Boden und Luft durch Schadstoffeinträge ist fest- 
zustellen, daß infolge der mit der Siedlungstätigkeit, 
vor allem der Ansiedlung von Gewerbe und Industrie 
und der Schaffung der notwendigen Ver- und Entsor- 


gungsinfrastruktur, verbundenen erhöhten Emissionen 
die Naturgüter besonders in stark verdichteten Regio- 
nen belastet werden. Dagegen ist die Beeinträchtigung 
der Bevölkerung durch Immissionen, insbesondere 
durch Luftschadstoffe und Lärm, nicht allein abhängig 
von der Besiedlungsdichte einer Region. Im Hinblick 
auf die Immissionsseite sind auch kleinräumige Effekte 
bedeutsam, die durch die städtebaulichen Strukturen 
beeinflußt werden; von besonderer Bedeutung sind 
hier die kleint eiligen innerörtiichen Grün- und Freiflä- 
chen, welche die Umweltqualität in den Wohngebieten 
erheblich verbessern. 


Übersicht 1 

Ausmaß der Versiegelung bei den genehmigten Wohngebäuden*) 1987 
- Errichtung neuer Gebäude - (ohne Bayern) 


Bei den 198? genehmigten Wohngebäuden 


mit 3 und mehr Wohnungen mit 2 Wohnungen mit einer Wohnung 


Grundstücksfläche * ) 

0 959 

0 717 

0 562 

Zahl der Vollgeschosse 

2,8 

L7 

1,6 

Geschoßflächendichte^) 

0,705 

0,344 

0,292 

Bruttogeschoßfläche (BGF) 

676 

247 

164 m^ 

Gnmdflächendichte^) 

0,252 

0,199 

0,185 

Wohnfläche (ca. 80% v. BGF) 

541 

197 

131 m^ 

Wohneinheit^) 

7,5 (72 m^jeWE**) 

2 (95m2je WE**) 

1 (123 m^je WE*^) 

Stellplätze"^) 

9 (1,2 Stellplätze je WE) 

3(1,5 Stellplätze je WE*') 

2(1,5 Stellplätze je WE) 


Flächenbüanzen 

m^ 

% 

m^ 

% 

m^ 

% 

überbaute Fläche*) 

242 

25 

143 

20 

104 

19 

Stellplätze einschl. Zufahrten^) 

188 

20 

75 

10 

50 

9 

Nebenanlagen®) 

54 

6 

20 

3 

13 

2 

Fußwege,Terrassen,Kellereingänge^) 

96 

10 

72 

10 

56 

10 

Versiegelung®) 

580 

61 

310 

43 

223 

40 

biologisch aktive Freiräume 

379 

39 

407 

5? 

339 

60 


Anmerkungen 

*) Die hier verwendeten Zahlen wurden entnommen aus; Bautätigkeit und Wohnungen, Fachserie 5, Reihe 2, Städtebauliche 
Festsetzungen und Bautätigkeit 1987. Hrsg.: Statistisches Bundesamt 1988 

Die Geschoßflächendichte gibt an, wieviel m^ Geschoßfläche je m^ Grundstücksfläche bei den genehmigten Wohngebäuden 
entfallen. 

^) Die Grundflächendichte gibt an, wieviel m^ Grundfläche je m^ Grundstücksfläche bei den genehmigten Wohngebäuden 
entfallen. 

^) Wohneinheitsgröße nach der Baugenehmigungsstatistik für 1987 
Stellplätze nach der Baugenehmigungsstatistik für 1987 
25 m^ Freifläche je Stellplatz einschließlich Zufahrtswege 

®) Fickert/Fieseler empfehlen in ihrem Kommentar zur Baunutzimgsverordnung mindestens 10 Prozent der Wohnfläche 
zusätzlich für Nebenanlagen wie Federballplatz, Schwimmbecken u.a.m. auf dem Grundstück zu veranschlagen. Mit diesem 
Wert wurde hier gerechnet. 

Fußwege, Terrassen, Kellereingänge, Flächen für Mülleimer u. a. sind hier gemeint, die mit 10 Prozent der Grundstücksflä- 
che veranschlagt wurden. 

®) Versiegelter Anteü der Grundstücksfläche, wenn überbaute Fläche, Stellplätze, Nebenanlagen, Fußwege, Terrassen u. a. in 
der unterstellten Größe bei den genehmigten Wohngebäuden realisiert werden. 


18. Welche Erfahrungen liegen nach Kenntnis der 
Bunde sre^erung mit der Anwendung der Um- 
weltverträglichkeitsprüfung in der Bauleitplanung 
durch die Gemeinden vor? 


Nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs ist die 
Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung Be- 
standteil des Bauleitplanverfahrens. Entsprechende 
Verpflichtungen enthielt zuvor bereits das Bundesbau- 


gesetz, so daß sich die Umstellung auf das am 1. Juli 
1987 in Kraft getretene Baugesetzbuch ohne beson- 
dere Schwierigkeiten vollziehen konnte. 

Aufgrund des allgemein gestiegenen Umweltbewußt- 
seins ist allerdings die Bedeutung der Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung auch in der Bauleitplanung in den 
vergangenen Jahren spürbar gewachsen. Damit er- 
wachsen den Planungsträgern erweiterte Aufgaben 
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bei der Erhebung und Bewertung von Auswirkungen 
auf die Umwelt. 

Im Rahmen seines Forschungsprogramms „Experi- 
menteller Wohnungs- und Städtebau" fördert der Bun- 
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau in sieben Gemeinden Pilotprojekte zur Anwen- 
dung der Umweltverträglichkeitsprüfung und läßt 
diese wissenschaftlich auswerten. Die bereits vorlie- 
genden Ergebnisse lassen erkennen, daß die Prüfung 
im Rahmen von Bauleitplanverfahren andere Anforde- 
rungen stellt als z.B. die Prüfung eines Einzelvor- 
habens, da in einem Plangebiet in der Regel mehrere 
Vorhaben gleichzeitig sowohl einzeln als auch in ihrer 
Wechselwirkung zu beurteilen sind. Es zeichnet sich 
ab, daß die Planungsbehörden verstärkt auf naturwis- 
senschaftliche Erkenntnisse zur Stadtökologie und auf 
EDV-gestützte Planungsmethoden zugreifen müssen. 


19. Welchen Beitrag für einen ökologischen Städte- 
bau beabsichtigt die Bundesregierung mit der No- 
vellierung der Baunutzungsverordnung? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP (BT-Drucksache 11/3247, Antwort zu Frage 22) 
darauf hingewiesen, daß die Baunutzungsverordnung 
ebenso wie das Baugesetzbuch dem Umweltschutz 
angemessen Rechnung tragen muß. Die Änderungs- 
verordnung, die am 27. Januar 1990 in Kraft getreten 
ist, übernimmt daher nicht nur die dem Umweltschutz 
dienenden, bewährten Grundsätze des geltenden 
Rechts, sondern führt darüber hinaus - bundesrecht- 
lich erstmalig - eine Obergrenze für die Versiegelung 
der Baugrundstücke durch Nebenanlagen ein. Die 
Versiegelung von Baugrundstücken durch Garagen 
und Stellplätze mit ihren Einfahrten sowie andere 
Nebenanlagen kann jetzt - differenziert nach den ein- 
zelnen Baugebieten - so begrenzt werden, daß ein 
Mindestmaß an begrünbarer und unversiegelter Flä- 
che erhalten bleibt. Damit erhalten die Gemeinden ein 
planungsrechtliches Instrument, um die natürlichen 
Bodenfunktionen, insbesondere den Wasserkreislauf, 
auch in bebauten Gebieten zu schützen bzw. ihre Stö- 
rungen zu verringern. Der Bundesminister für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau fördert darüber 
hinaus experimentelle Forschungsvorhaben, in denen 
u. a. Modelle zur Begrenzung der Bodenversiegelung 
erprobt werden. 

Entsprechend den vom Bundeskabinett am 8. Dezem- 
ber 1987 beschlossenen Maßnahmen zum Bodenschutz 
(BT-Drucksache 11/1625 vgl. TZ 78) eröffnet die Ände- 
rungsverordnung zur Baunutzungsverordnung auch 
die Möglichkeit, für die Geschoßfläche neben dem 
Höchstmaß auch ein Mindestmaß festzusetzen. Diese 
Regelung ist erforderlich, da das zulässige Maß der 
baulichen Nutzung in der Praxis teilweise nicht ausge- 
schöpft wird. Eine bessere Ausnutzung vorhandenen 
Baulands wirkt dem Bedarf an Neuausweisungen von 
Bauflächen entgegen und entspricht damit dem Pla- 
nungsgrundsatz des sparsamen und schonenden Um- 
gangs mit Grund und Boden gemäß § 1 Abs. 5 Satz 3 
des Baugesetzbuchs. 


20. Welche Erfahrungen hegen der Bundesregierung 
vor, wie im Städtebau, insbesondere auch im Hin- 
bhck auf die Belange der Wirtschaft, ökologische 
Gesichtspunkte zur Geltung gebracht werden? 


Mit dem wachsenden Umweltbewußtsein hat sich auch 
die Erkenntnis durchgesetzt, daß im Städtebau wesent- 
liche Vorentscheidungen über die von den Bürgern in 
ihrer Wohn- und Arbeitsumgebung erfahrene Umwelt- 
qualität getroffen werden. Im Städtebau hegt deshalb 
ein wichtiges Handlungsfeld für eine langfristige Um- 
weltvorsqrge. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat im Rahmen des „Experimentellen Woh- 
mmgs- und Städtebaus" ein Forschungsfeld „Stadt- 
ökologie und umweltgerechtes Bauen" eingerichtet, in 
dem entsprechende ökologische Maßnahmen gebün- 
delt und durch begleitende Forschung Wissens chafthch 
ausgewertet werden. Nach dem gegenwärtigen Wis- 
sensstand läßt sich sagen, daß sowohl im Gebäudebe- 
stand wie auch im Neubau noch erhebhche Möghch- 
keiten zur Verbesserung des Umweltschutzes hegen. 
Vorrangig sind zu nennen die Möghchkeiten 

— der Ressourcen-Einsparung (Einsparung von Ener- 
gie und Wasser), 

— des Bodenschutzes (Schutz der Bodenfunktionen, 
Verbesserung des Wasserhaushaltes), 

— der Begrünung sowie der Verbesserung des Klein- 
klimas sowie 

— der Instalherung von umweltfreundlichen Ver- und 
Entsorgungssystemen. 

Auch im Rahmen üb ergreifender Planungsvorhaben, 
z. B. in der Verkehrsplanung sowie in der Freiraumpla- 
nung, kommen ökologische Belange zur Geltung. Die 
Einbeziehung stadtökologischer Gesichtspunkte ist für 
den Bereich der Wirtschaft, also vor allem in Industrie- 
und Gewerbegebieten, noch relativ neu. Gesicherte 
Erfahrungen liegen daher noch nicht vor. Städtebau- 
hcher Handlungsbedarf ergibt sich oft daraus, daß 
viele Betriebe einen Standort in einem neu erschlosse- 
nen Gewerbegebiet ihrem vorhandenen Standort aus 
vielerlei Gründen vorziehen. Die umweltgerechte und 
flächensparende Gestaltung neuer Gewerbegebiete ist 
deshalb besonders für die Erhaltung von Freiflächen 
von großer Bedeutung. Bei der Ausweisung derartiger 
Standorte zielen die Überlegungen darauf, 

— die Eingriffe in den Naturhaushalt und negative 
ökologische Effekte möglichst gering zu halten und 
soweit wie möglich Ausgleichsmaßnahmen wie z. B. 
Dach- und Gebäudebegrünung, Anlage von Versik- 
kerungsflächen für Oberflächengewässer zu er- 
greifen, 

— eine möglichst günstige Ausnutzung der Flächen zu 
erreichen, wobei auch der Erschließung eine beson- 
dere Bedeutung zukommt. 

Auch die vielerorts entstehenden neuen Gewerbe- und 
Technologieparks können Impulse für eine umweltge- 
rechte Gestaltung von Gewerbegebieten geben. Die in 
der Regel extensive Bebauung ermöglicht z.B. nicht 
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Überbaute Grundstücksteile systematisch zu einem 
ökologisch wirksamen Netz zu verbinden. Die hohen 
Anforderungen an die Umwelt qualität können damit 
Vorbüdcharakter für die Anlage neuer und die Umge- 
staltung vorhandener Gewerbe gebiete haben. 


21. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
kontaminierte Brachflächen unter Berücksichti- 
gung öffentlicher und privater Interessen zu revi- 
tahsieren? 


In der Bundesrepublik Deutschland sind nach Anga- 
ben der Länder derzeit 48377 Altlastenverdachtsflä- 
chen erfaßt {vgl. BT-Drucksache 11/4104), die Zahl der 
Altlastenstandorte dürfte jedoch jüngeren Schätzun- 
gen zufolge erhebüch darüber liegen, Altlastenstand- 
orte stellen einerseits einen Gefahrenherd dar; mit der 
Wiederaufbereitung dieser Flächen steht den Gemein- 
den andererseits ein nicht unerhebliches Flächen- 
potential für eine städtebauliche Entwicklung zur Ver- 
fügung. Nach einer Untersuchung des Deutschen Insti- 
tuts für Urbanistik weisen etwa zwei Drittel aller Städte 
über 50000 Einwohner Gewerbebrachen auf, wobei in 
den letzten Jahren eine Zunahme zu verzeichnen ist. 
Zum Flächenumfang der Verdachtsfälle vermittelt die 
Umfrage folgendes Büd; Rund 30 000 ha wurden von 
52 Städten und Kreisen als Verdachtsfläche ange- 
sehen, dies sind im Mittel rund 590 ha je Gebietskör- 
perschaft. Die durchschnittliche Fläche je Verdachts- 
fall liegt im Mittel bei 2,8 ha, in den Städten bei etwa 
2,9 ha und in den Kreisen bei rund 2,0 ha. 

In Relation zu den Stadtgebietsflächen gibt es, wie die 
Angaben erkennen lassen, zum Teil erhebliche Unter- 
schiede. In den kreisfreien Städten macht der Umfang 
der Verdachtsflächen im Durchschnitt rund 4,5 Prozent 
des Stadtgebiets aus, wobei der PÜächenanteü aller- 
dings in der Hälfte der Städte unter 1,4 Prozent der 
Gesamtfläche liegt. In den Großstädten und Ballungs- 
regionen bewegen sich die Flächenanteüe zwischen 
6 Prozent und 12 Prozent, der Höchstwert liegt bei 
16,5 Prozent des Stadtgebiets. 

Der Aufbereitung verunreinigter Gebiete kommt ent- 
gegen, daß 

“ sie infrastrukturell oftmals gut ausgestattet sind, so 
daß gegenüber Neuausweisung erhebliche Kosten 
eingespart werden können, und daß sie zudem zen- 
tral gelegen sind, 

— ihre Nutzung eine entsprechende Inanspruch- 
nahme von Flächen im Außenbereich vermeiden 
hüft und 

— sich mit ihrer städtebauhchen Einbindung in das 
Stadtgefüge vormals abgeschnittene Verbindungen 
zwischen Ortsteilen wiederherstellen lassen. 

Die Wiedemutzbarkeit ist damit nicht nur eine tech- 
nische, sondern auch eine stadtplanerische Herausfor- 
derung. Dabei geht es auch um planerische Lösungen, 
um Brachflächen unter Berücksichtigung einerseits des 
jeweiligen Kontaminationsgrads und andererseits der 
bestehenden rechtlichen und technischen Möglichkei- 
ten zur Beseitigung der Kontamination einer adäqua- 


ten Nutzung - z. B. als Wohn-, Gewerbe-, Grün-, Erho- 
lungs- oder als sonstige Gemeinbedarfsfläche - zuzu- 
führen. 

Im Rahmen der Forschung im „Experimentellen Woh- 
nungs- und Städtebau'" werden eine Reihe von 
Modellvorhaben zur Wiedernutzung kontaminierter 
Flächen durchgeführt. Als ein Beispiel wird die ge- 
meinsam vom Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau und Umweltbundesamt ge- 
förderte Sanierung des Altstandortes Povel in Nord- 
horn genannt. Hier ist eine innenstadtnahe Fläche 
saniert worden. Die Folgenutzung sieht hochwertige 
Wohnbebauung vor, die aufgrund der Akzeptanz der 
Maßnahmen seitens der Bevölkerung auch realisiert 
wird. Das Modellvorhaben hat gezeigt, daß es möghch 
ist, differenzierte Bodensanierungsstrategien zu ent- 
wickeln imd diese sinnvoll in städtebauliche Konzepte 
zu integrieren. Ferner ist auf Vorhaben hinzuweisen, 
die vom Bundesminister für Forschung und Technolo- 
gie im Rahmen des Förderschwerpunktes „Bodenbela- 
stung und Wasserhaushalt" gefördert werden, so z. B. 
das Projekt „Methodik eines Handlungsmodells zur 
Abschätzung und Abwehr der Gefahren aus den Alt- 
lasten einer Region" des Stadtverbandes Saarbrücken 
sowie ein Vorhaben der Deutschen Bundesbahn mit 
dem Thema „Flächeninanspruchnahme, Bodenbela- 
stung und Möglichkeiten des Flächenrückbaus bei 
Einrichtungen von Eisenbahnen in Verdichtungs- 
räumen". 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage zu Altlasten (BT-Drucksache 11/4104) 
ausführlich dargestellt, welchen Finanzierungsbeitrag 
der Bund bei der Revitalisierung kontaminierter Flä- 
chen leistet: Bei einem durchs chnittüchen Zuwen- 
dungsanteil von 50 Prozent wurden bisher rd. 180 Mio. 
DM in die Forschung und Entwicklung neuer Techno- 
logien zur Untersuchung, Bewertung, Sicherung und 
Sanierung von Altlasten sowie für Demonstrations Vor- 
haben investiert. Im Bund-Länder- Programm der 
Städtebauförderung wird im Rahmen städtebaulicher 
Sanierungs Vorhaben nach dem Baugesetzbuch, insbe- 
sondere bei der Revitaüsierung von Brachflächen im 
Rahmen städtebaulicher Gesamtmaßnahmen, auch die 
Beseitigung von Altlasten gefördert. Städtebauförde- 
rungsmittel dürfen allerdings nur subsidiär eingesetzt 
werden, nämlich soweit kein Verursacher herangezo- 
gen werden kann. 

Eine Untersuchung der in den Jahren 1985 bis 1987 
neu in das Programm aufgenommenen Sanierungsvor- 
haben ergab, daß 13 Prozent (=110) der Vorhaben - 
unter anderem - auf die Revitalisierung von gewerb- 
üchen oder industriellen Nutzungsbrachen und von 
Verkehrsbrachen abzielen und 2 Prozent {= 19) aus 
weiteren Gründen die Beseitigung von Altlasten zum 
Inhalt haben. 

Darüber hinaus kann die Wiedemutzung kontaminier- 
ter Industrie- und Gewerbeflächen nach dem Struktur- 
hüfegesetz gefördert werden (siehe § 3 Nr. 1 Buch- 
stabe b sowie § 3 Nr. 4 Buchstaben a, b, c des Struktur- 
hüfegesetzes). 

Die Gemeinden verfügen mit dem Baugesetzbuch über 
Instrumente, mit denen sich im Zusammenwirken mit 
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finanzieller Hilfe die Problemlage kontaminierter 
Standorte überwinden läßt. Die Chancen für erfolg- 
reiche Lösungen werden dadurch verbessert, daß pla- 
nungsrechthch neue Nutzungskonzepte für brachge- 
fallene Flächen erarbeitet werden, die eine wirtschaft- 
hch sinnvolle und städtebauhch wünschenswerte Bele- 
bung von kontaminierten Standorten ermögüchen. 

Ein weiteres städtebauhches Instrument wird mit der 
Wiedereinführung der städtebauhchen Entwicklungs- 
maßnahmen durch das Wohnungsbau-Erleichterungs- 
gesetz geschaffen, das mit seiner neuen Aufgabenstel- 
lung für die Reaktivierung innerstädtischer Brachflä- 
chen besonders geeignet ist. 


Städtebau und Strukturwandel 

22. Welchen Stellenwert haben nach Auffassung der 
Bundesregierung städtebauliche Maßnahmen, 
insbesondere Verbesserungen der Umgebungs- 
qualitäten des Standortes und des Arbeitsum- 
feldes bei zunehmendem Anteil des Dienstlei- 
stungsbereiches und damit verbundenem geän- 
dertem betrieblichen Standortverhalten? 

Die Ansprüche standortsuchender Unternehmen wer- 
den im Zusammenhang mit der Tertiärisierung und 
Internationalisierung steigen (s. auch Antwort auf 
Frage 4). Die Gewerbeumfeldverbesserung ist aller- 
dings eher ein neues Handlungsfeld der Städtebau- 
politik. Nach Auffassung von Städten und Gemeinden 
wird dies aber zukünftig ein wichtiger Tätigkeits- 
schwerpunkt im Rahmen der Stadtreparatur sein: Alte, 
bereits besiedelte Gewerbegebiete - dies können Ge- 
biete aus dem 19. Jahrhundert, aber auch aus den 50er 
Jahren sein - entsprechen in vielerlei Hinsicht nicht 
mehr den Standortanforderungen vieler Investoren. 
Bei einer zunehmenden Diskrepanz zwischen Stand- 
ortanforderungen und Standortbedingungen sind in 
solchen Gebieten starker Fluktuationen zunehmende 
Leerstände und allmähliche Erosionsprozesse zu beob- 
achten. Sollen derartige Gebiete in ihrer gegenwärti- 
gen Funktion erhalten werden, sind - je nach Gebiets- 
zustand - mehr oder weniger umfangreiche Aufwer- 
tungsmaßnahmen erforderlich. Dabei wird es nicht nur 
um eine bessere bauhche Gestaltung des öffenthchen 
Raums (Erschließungsstraßen) und der Firmengebäude 
selbst gehen, sondern auch um die ökologischen Be- 
lange wie Abfallbeseitigung, Abwasserentsorgung, 
Energie- und Wärmeversorgung, Begrünung. 

Entsprechende Maßnahmen werden bisher nur ver- 
einzelt vorgenommen. Gebietsübergreifende inte- 
grierte Konzepte einer umfassenden Verbesserung 
und Aufwertung befinden sich noch im Entwurfs- oder 
Umsetzungsstadium. Der Erfolg solcher Maßnahmen - 
dies ist jedoch schon absehbar - hängt entscheidend 
auch von der Mitwirkungsbereitschaft der in den je- 
weüigen Gebieten ansässigen Betriebe ab. Gewer- 
beumfeldverbesserung läßt sich erfolgreich nur durch 
ein Zusammenwirken öffentlicher und privater Maß- 
nahmen durchführen. 

Im EG -Binnenmarkt werden die Unternehmen ihre 
Standorte und die Beschäftigten ihre Arbeitsplätze frei 
wählen können. Mit seiner Vollendung 1992 wird sich 


die Stand ortkonkurrenz verschärfen und alle Regio- 
nen, Städte und Gemeinden erfassen. Diese Standort- 
konkurrenz wird entscheidend auch von städtebäu- 
hchen Voraussetzungen geprägt. So sind auf der 
Ebene des Makrostandortes die Städte und Regionen 
insbesondere im Hinblick auf die Möghchkeit, qualifi- 
zierte Beschäftigte zu gewinnen, im Vorteü, die 

— ein hochwertiges und preisgünstiges Wohnungsan- 
gebot, 

— eine gute Umweltqualität, 

— eine attraktive Landschaft, 

— einen hohen Freizeitwert, 

— ein gutes kulturelles Angebot, 

— eine eigene Identität bieten und damit eine Identifi- 
kation mit dem Standort ermögtichen. 

Der Schwerpunkt der öffenthchen Diskussion hegt 
gegenwärtig vor allem im Bereich der Wohnraumver- 
sorgung. Daneben bildet z. B. das kulturelle Angebot 
einer Stadt einen wesenthchen Faktor der Standort- 
wahl von Unternehmen. Dementsprechend investieren 
vor ahem die Metropolen im traditionellen Kulturbe- 
reich mit dem Neubau oder der Renovierung von Thea- 
ter- und Museumsbauten. Selbst wenn sich diese Maß- 
nahmen nicht direkt und unmittelbar auf unternehme- 
rische Standortentscheidungen auswirken, wird der 
Ruf der Stadt als kultureh attraktiv und engagiert ge- 
festigt und kann so über das Image eines attraktiven 
Wohnstandortes die gewünschten Effekte auf lange 
Sicht hervorrufen. 

Die Bundesrepubhk Deutschland hat im Hinblick auf 
diese europäische Dimension der Standortkonkurrenz 
eine gute Ausgangsposition. Sie bietet gegenüber an- 
deren europäischen Ländern mit wenigen zentralen 
Standorten viele gleichwertige Standorte von hoher 
Quahtät. 

Insgesamt muß der Stellenwert städtebauhcher Maß- 
nahmen zur Aufwertung und Attraktivitätssteigerung 
sowohl von Städten bzw. Regionen als auch von einzel- 
nen Standorten im Hinblick auf die damit verbundene 
Erhöhung der allgemeinen Lebenscjuatität und zur 
Verbesserung der Qualität des Arbeitsumfeldes hoch 
veranschlagt werden. 


23. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
städtebaulichen Maßnahmen zur Überwindung 
von Problemen in strukturschwachen Gebieten, 
insbesondere in monostrukturierten Zentren von 
Kohle, Eisen, Stahl und Werften und des Nord- 
Süd-Gefälles bei? 


Der gegenwärtige und künftige strukturelle Anpas- 
sungsprozeß in der Wirtschaft und in der Landwirt- 
schaft stellt die Städte und Gemeinden vor große wirt- 
schaftiiche und städtebauliche Aufgaben. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß städtebauhche Maß- 
nahmen dazu beitragen können, diese Probleme in den 
Städten und Gemeinden auszugleichen und die Stand- 
ortbedingungen der Wirtschaft zu verbessern. Stadt- 
und Dorferneuerung sind wichtige Instrumente, um 
den wirtschafthchen Strukturwandel zu unterstützen. 
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Zur Förderung städtebaulicher Maßnahmen, die insbe- 
sondere zur Überwindung von Problemen in struktur- 
schwachen Gebieten beitragen sollen, können neben 
den Mitteln der Städtebauförderung vor allem die 
Finanzhilfen des Bundes nach dem Strukturhilfegesetz 
eingesetzt werden. Der Katalog förderfähiger städte- 
baulicher Maßnahmen nach diesem Gesetz ist weit ge- 
faßt. Den Schwerpunkt bilden dabei die förmlichen 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen nach dem 
Baugesetzbuch einschließlich der städtebaulichen 
Dorferneuerung. Auf dieser Grundlage können Struk- 
tur- imd umweltpolitische Investitionen wie z. B. 
Brachflächen- und Altlastensanierung, die Verbesse- 
rung der Standortbedingungen für Gewerbeansiedlun- 
gen, Maßnahmen zur Steigerung der innerörtlichen 
Attraktivität aber auch die zur notwendigen strukturel- 
len Anpassung im ländlichen Raum erforderlichen 
Maßnahmen der Dorferneuerung gefördert werden. Zu 
den städtebauhchen Maßnahmen nüt besonderer 
strukturverbessemder Wirkung zählen - neben der 
Standortaufbereitung von Flächen zu Industrie- und 
Gewerbezwecken - innovative Projekte, die aufgrund 
ihrer Größenordnung, Modellhaftigkeit oder über- 
regionalen Bedeutung besonders geeignet sind, für 
den Anpassungsprozeß in Struktur sch wachen Gebie- 
ten besondere Impulse zu geben. In Betracht kommen 
vor allem zukunftsweisende Projekte, die in den beste- 
henden Förderprogrammen nicht berücksichtigt wer- 
den können. Dabei kann es sich um Großprojekte und 
Modellmaßnahmen zur Lösung von Strukturproblemen 
in altindustriealisierten Gebieten, Hafenstädten und im 
ländlichen Raum handeln (z. B die in Nordrhein- West- 
falen geplante „Internationale Bauausstellung Em- 
scher Park", die Hafenrandumgestaltung in Hamburg, 
Großprojekte der Brachflächensanierung und modell- 
hafte Maßnahmen der Dorferneuerung). 

Die für das Jahr 1989 vorliegende Auswertung der 
Maßnahmen nach dem Strukturhilfegesetz zeigt, daß 
die Länder, in deren Hand die Verteilung der Förder- 
mittel auf die verschiedenen Investitionsbereiche liegt, 
die Strukturverb e SS emde Wirkung städtebauhcher 
Maßnahmen erkannt und diese Bereiche zu einem 
Schwerpunkt der Strukturförderung gemacht haben 
(vgl. Antwort zu Frage 14). 

Im übrigen wird hinsichtlich der besonderen städte- 
baulichen Aufgaben bei der Erneuerung von Dörfern 
und kleineren Orten im strukturschwachen ländlichen 
Raum auf die Antwort zu Frage 11 hingewiesen. 


24. Sieht die Bundesregierung Vorteile für die städte- 
bauliche Entwicklung bei einer intensiveren Part- 
nerschaft zwischen öffentlicher Hand und priva- 
tem Engagement? 

Mit der kommunalen Selbstverwaltung verfügen die 
Städte und Gemeinden der Bundesrepubhk Deutsch- 
land über ein Organisationsprinzip, das ihnen im 
internationalen Vergleich eine positive Entwicklung 
sichern hilft. Die gute Zusammenarbeit zwischen 
öff entheben Stellen einerseits, privaten Unternehmen 
und Gruppen andererseits hat sich bewährt und die 
Quahtät stadtentwicklungspolitischer Entscheidungen 


im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung verbes- 
sert. 

Im Rahmen des strukturellen Wandels der letzten 
Jahre haben sich allerdings Gewicht, Inhalt und For- 
men öffentlich-privater Partnerschaft verändert. Die 
zunehmende Bedeutung wirtschaftlicher Fragen in der 
Stadt- und in der Städtebaupohtik hat eine Reihe offe- 
ner Fragen im Zusammenwirken zwischen öffentlicher 
und privater Seite ausgelöst. 

Das Phänomen und die Techniken öffentlich-privater 
Partnerschaft sind vor allem in den USA unter dem 
Begriff „public-private-partnership" seit längerer Zeit 
bekannt. Ähnliche Programme wie in den USA, die 
sich auf eine sehr enge Kooperation der Städte oder 
auch der Regionen der Staaten mit Gruppen und Un- 
ternehmen des privaten Sektors stützen, wurden in den 
letzten Jahren in Großbritannien, Norwegen und in 
den Niederlanden aufgebaut. Öffentlich- private Part- 
nerschaften zielen auf mehrere „Ebenen" und un- 
terschiedliche Problembereiche. Sie sollen neue Res- 
sourcen für die Lösung von Problemen erschließen, 
indem das herkömmliche Verständnis der „Rollen" des 
Privatsektors, der Betroffenen und der öff entheben 
Hand verändert wird. Die Voraussetzung für partner- 
schaftliche Aktivitäten sind Transparenz und Konsens 
darüber, wie das Gemeinwohl unter Einbeziehung der 
Ressourcen aller Beteiligten am besten erreicht werden 
kann. Der Erfolg von öffentlich- privater Partnerschaft 
hat in den USA zur Revitahsierung der Stadtzentren 
geführt und zu einer positiven wirtschaftlichen Ent- 
wicklung in den beteiligten Städten beigetragen. 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland gibt es An- 
sätze, die Kooperation zwischen öff entheben Stellen 
und privaten Akteuren zu intensivieren. So werden 
private Entwicklungsunternehmer (sog. „Developer") 
speziell bei der Vermarktung brachliegender Flächen 
und leerstehender Gebäude für die Kommunen tätig. 
Einzelne Städte, die diese Zusammenarbeit praktizie- 
ren, haben damit positive Erfahrungen gemacht. 

Inwieweit sich die in den USA und im europäischen 
Ausland praktizierten Formen der öffentlich-privaten 
Partnerschaft auf die Verhältnisse in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland übertragen lassen, ist u. a. auch 
Gegenstand einer vom Bundesministerium für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau im Rahmen des 
Ressortforschungsprogramms „Experimenteller Woh- 
nungs- und Städtebau" durchgeführten Untersuchung 
zum Thema Städtebau und Wirtschaft. 

Erste Ergebnisse zu diesem Forschungsfeld werden 
Ende 1990 vorhegen. 

Stadt und Verkehr 

25. Bei der Lösung der Verkehrsprobleme in der Stadt 
wie auch bei der Anbindung des ländlichen 
Raums kommt dem ÖPNV große Bedeutung zu. 
Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
einen deuüich größeren Teil der Verkehrsnachfra- 
ge als heute mit öffenüichen Verkehrsmitteln ab- 
zuwickeln und verfügt sie über vergleichende 
Auswertungen mit dem europäischen Ausland? 
Welche Angeb otsverbesserungen hält die Bun- 
desregierung insbesondere für ältere und behin- 
derte Bürger für notwendig? 
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Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) ist Be- 
standteil einer notwendigen Verkehrserschließung 
und eine Verkehrs-, Struktur-, energie- und umwelt- 
politisch wichtige Aufgabe. 

Seit 1967 hat der Bund mit Mitteln des Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetzes Investitionen zur Verbes- 
serung des ÖPNV mit rund 23 Mrd. DM gefördert. 

In den hochbelasteten Verdichtungsräumen konnten 
hierdurch attraktive und entlastende öffentliche Ver- 
kehrsangebote bereitgestellt werden (z. B U- und 
S-Bahnen). Die Nutzung dieser Angebote ist unter- 
schiedlich. Unter den günstigsten Rahmenbedingun- 
gen wird ein hoher Anteil am gesamten motorisierten 
Verkehr erreicht (in Einzelfällen bis zu 80 Prozent). Für 
die Akzeptanz des ÖPNV ist neben dem Angebotsstan- 
dard von Bedeutung, wie der ÖPNV mit dem Indivi- 
dualverkehr kooperiert und welche Verkehrsgestal- 
tung durch die Kommunen betrieben wird. „Park-and- 
Ride“ -Angebote, Fußgängerzonen, Wohn- und Spiel- 
straßen, Tempo-30-Zonen sowie ein gezieltes Park- 
raum-Management sind hier ebenso wichtig wie Ver- 
kehr sleit- und Informationssysteme. Je nach Erforder- 
nissen ist anhand des gegebenen Instrumentariums ein 
individuelles Programm zusammenzustellen, das für 
die unterschiedlich betroffenen Gruppen konsensfähig 
ist. 

Der ÖPNV in der Fläche und dort speziell in den länd- 
lichen Räumen unterliegt besonderen Anforderungen. 
Hierzu hat die Bundesregierung den Bericht über den 
ÖPNV in der Fläche vom 21. November 1989 (BT- 
Drucksache 11/3744) verabschiedet, der neben einer 
Analyse auch ein Bündel von Maßnahmen zur Verbes- 
serung des ÖPNV in der Fläche vorstellt. 

Die Bindung bisheriger Nutzergruppen sowie die 
Gewinnung neuer Kunden für den ÖPNV setzt voraus, 
daß dessen Attraktivität erheblich gesteigert wird. Im 
besonderen verdienen jene potentiellen Kunden Be- 
rücksichtigung, die öffentliche Verkehrsmittel bisher 
nicht bzw. nur unter Schwierigkeiten benutzen kön- 
nen. Hierbei ist an Behinderte zu denken sowie an alte 
Menschen, kleine Kinder, Personen mit Kinderwagen, 
Reisende mit schwerem Gepäck und Menschen, die 
vorübergehend an den Folgen eines Unfalls leiden. Die 
Zahl der Mobilitätsbehinderten in der Bundesrepublik 
Deutschland beträgt 5,3 Mio. Menschen. 

Für die genannten Fahrgastgruppen bringt der Einsatz 
von Niederflurfahrzeugen und eine Anhebung der 
Haltestellen wesentliche Erleichterungen, weil da- 
durch ein nahezu stufenloser Eintritt erreicht würde. 
Hier muß auch der Städtebau seinen Beitrag leisten. 
Dabei können auch die Fördermöglichkeiten des Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes genutzt wer- 
den. 

In städtischen Bereichen wird auch der Zugang zu 
U- und S-Bahnen durch Aufzüge oder Rampen wesent- 
lich verbessert. Die Beförderung mobilitätsbehinderter 
Menschen stellt hinsichtlich Ausrüstung und Infra- 
struktur wachsende Anforderungen gerade an den 
ÖPNV in der Räche, denn dort ist der Bus das domi- 
nante Verkehrsmittel. Die Verfügbarkeit von Sonder- 


fahrdiensten ist im Vergleich zu den Städten wesent- 
lich geringer. 

Im übrigen wird auf die Ausführungen zum Verkehr im 
Zweiten Bericht der Bundesregierung über die Lage 
der Behinderten und die Entwicklung der Rehabili- 
tation (BT-Drucksache 11/4455) hingewiesen. 


26. Wie beurteüt die Bundesregierung die verkehrs- 
benihigenden Maßnahmen, wie z. B. Fußgänger- 
zonen in den Innenstädten? Welche Auswirkun- 
gen haben diese Fußgängerzonen auf den öffent- 
hchen Personermahverkehr sowie auf Handel und 
Gewerbe? 

27. Welche Auswirkungen haben nach Auffassung 
der Bundesregienmg Maßnahmen der Verkehrs- 
beruhigung - wie u. a. die Tempo-30-Regelung - 
für den Wohnwert in den Städten; welche Auswir- 
kungen auf Handel und Gewerbe sind der Bun- 
desregierung bekaimt? 

Verkehrssicherheit, Umweltverträglichkeit und städte- 
bauliche Entwicklung sind - speziell in Verdichtungs- 
räumen - neben der notwendigen Absicherung der 
Mobilitätsbedürfnisse wesentliche Aufgaben im Be- 
reich Stadtverkehr. Die Verkehrsberuhigung ist in die- 
sem Zusammenhang eine wichtige kommunale Pla- 
nungsaufgabe; sie dient der Verbesserung des städti- 
schen Wohnumfeldes. Alle Analysen und Unter- 
suchungen über Wohnstandortentscheidungen zeigen, 
daß die Bürger ruhig wohnen wollen, mehr Grün- und 
Freiflächen wünschen und sich sicher im Straßenraum 
bewegen wollen. Diesen Zielen dient die Verkehrsbe- 
ruhigung. In den städtischen Kernbereichen wurden 
schon Ende der 60er und Anfang der 70er Jahre Fuß- 
gängerzonen eingerichtet. Sie gehören inzwischen 
zum Standardrepertoire kommuneiler Stadt- und Ver- 
kehrsplanung. Darüber hinaus haben zahlreiche 
Städte und Gemeinden bereits geschwindigkeitsredu- 
zierte Verkehrsbereiche eingerichtet; in anderen wer- 
den solche Maßnahmen geplant. 

Maßnahmen der Verkehrsberuhigung sind auch für 
die Entwicklung von Handel und Gewerbe in Städten 
und Dörfern von Bedeutung. Der wirtschaftliche Wan- 
del der letzten Jahre stellt insbesondere den Einzel- 
handel vor neue Aufgaben. So haben neue Betriebsfor- 
men- wie die Einkaufszentren außerhalb der gewach- 
senen Zentren und Ortsteüe - beachtliche Marktan- 
teile erobert. Dies ist für die Innenstädte eine entschei- 
dende Herausforderung. 

Diese mit dem Strukturwandel einhergehenden Aus- 
wirkungen für die Innenstädte versuchen Planer und 
Verwaltung in vielen Städten und Gemeinden mit dem 
Instrumentarium der Verkehrsberuhigung zu müdem. 
Mit der Verkehrsberuhigung wird die Erwartung ver- 
bunden, verkehrsbedingte Belastungen zu verhindern, 
die Bewegungsmöglichkeiten und damit den Erlebnis - 
wert für Fußgänger zu erhöhen und insgesamt das Ein- 
kaufsklima freundlicher zu gestalten. 

Die Einrichtung von Fußgängerzonen oder geschwin- 
digkeitsreduzierten Verkehrsbereichen auf den ÖPNV 
haben je nach Konzeption unterschiedliche Auswir- 
kungen. So führen manche Städte den ÖPNV durch 
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die Fußgängerzonen (z.B. Karlsruhe, Trier), andere 
führen ihn um die Zonen herum. 

Schon in den 70er Jahren konnten gute Erfahrungen 
mit geschwindigkeitsreduzierten Straßen gesammelt 
werden. Dies führte 1983 zu einer versuchsweisen Aus- 
weitung dieser Maßnahme auf größere Stadtgebiete, 
die nicht mehr ledighch nur Wohngebiete enthiel- 
ten (vgl. interministerielles Forschungsvorhaben „Flä- 
chenhafte Verkehrsberuhigung" in den sechs ausge- 
wählten Modellgemeinden Berlin, Buxtehude, Borgen- 
treich, Mainz, Esshngen und Ingolstadt). 1985 wurde 
die Verordnung über die versuchsweise Einführung 
der Zonengeschwindigkeitsbeschränkung erlassen. In 
einem begleitenden Modellversuch wurden u. a. die 
Auswirkungen auf die Anwohner und die anliegenden 
Betriebe untersucht und festgestellt, daß sich die 
Wohnumfeldsituation für die Anwohner wesentlich 
verbesserte und auch für die Betriebe insgesamt bis 
jetzt keine negative Beeinflussung eintrat. Öie Auswir- 
kungen auf den Betrieb des ÖPNV werden unter- 
schiedlich gewertet und hängen in erheblichem Maße 
von der bauhchen und betriebhchen Gestaltung im 
Einzelfall ab. Für die Umweltsituation, insbesondere 
die Lärmbelastung, ist durch die Einführung von 
Tempo 30 eine wesenthche Verbesserung eingetreten. 
Auch die Abgasemissionen gingen zurück. 

Die insgesamt positiven Erfahrungen mit der Tempo- 
30-Regelung haben dazu geführt, daß ab dem 1. Ja- 
nuar 1990 die Zonengeschwindigkeitsbeschränkung 
fest in der Straßenverkehrs-Ordnung verankert ist. Da- 
mit steht den Kommunen neben den Möglichkeiten 
z. B. zur Steuerung des ruhenden Verkehrs ein weite- 
res Instrument zur situationsgerechten Verkehrsgestal- 
tung zur Verfügung. 


28. Liegen der Bundesregierung bereits Erfahrungen 
vor, welche Impulse von dem neugestalteten Ver- 
kehrsfinanzierungsgesetz auf den ÖPNV ausge- 
hen? Welche Ergebnisse aus Modellversuchen- 
zum ÖPNV liegen der Bundesregierung vor? 

Mit Gesetz vom 18. Dezember 1987 wurde das Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) geändert 
und der Förderkatalog um die Förderung der Linien- 
busbeschaffung erweitert. Der „Bericht über die Ver- 
wendung der Finanzhüfen des Bundes zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden" für das 
Jahr 1988 enthält eine detaillierte Darstellung der Mit- 
telverwendung auf der Grundlage des neugestalteten 
GVFG. Darüber hinausgehende Wertungen sind zum 
jetzigen Zeitpunkt noch nicht möghch. 

Die vom Bund geförderten fünf ÖPNV-Modellvorha- 
ben (Kreis Hohenlohe, Kreis Wunsiedel, Kreis Tübin- 
gen, Kreis Lippe, Saarland) sind bis auf den Kreis 
Hohenlohe noch nicht abgeschlossen. Der Modellver- 
such Hohenlohe, der 1983 abgeschlossen werden 
konnte, wurde erfolgreich in den Dauerbetrieb über- 
führt. Generelle Erkenntnis aus dem bisherigen Ver- 
lauf der ÖPNV-Modell versuche ist, daß es neben 
einem notwendigen finanziellen Engagement auf der 
Seite der Kreise bzw. Kommunen auf die Abstimmung 
zwischen den Verkehrsunternehmen selbst und den 


politischen Ebenen „vor Ort" ankommt, um längerfri- 
stig tragfähige Lösungen zu erreichen. Dies ist nur zu 
leisten, wenn auf kommunalpolitischer Ebene der poli- 
tische Wüle zu einem guten ÖPNV-Angebot vorhan- 
den ist und die Umsetzung tatkräftig unterstützt wird. 
Nachdem im Kreis Hohenlohe auch die Erfahrung ge- 
macht wurde, daß ein sehr gutes und damit sehr teures 
ÖPNV-Angebot nicht im erwarteten Maße genutzt 
wurde, ist man dort wieder auf ein stärker nachfrage- 
orientiertes Angebot zurückgegangen, 

Baugesetzbuch 

29. Welche Erfahrungen Hegen der Bundesregierung 
über den Vollzug des am 1. Juni 1987 in Kraft 
getretenen Baugesetzbuchs vor, und hat es Pro- 
bleme bei der Umstellung vom alten auf das neue 
Recht gegeben? 

Der Vollzug des Baugesetzbuchs ist Angelgenheit der 
Länder und Gemeinden. Der Bundesregierung liegen 
hierüber nur zu Einzelfragen Berichte der Länderbau- 
ministerien und Erkenntnisse aus dem laufenden Er- 
fahrungsaustausch in der Arbeitsgemeinschaft der für 
das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zustän- 
digen Minister der Länder (ARGEBAU) sowie aus den 
Gremien der kommunalen Spitzenverbände vor. 

Danach kann zunächst festgestellt werden, daß die 
Umstellungsphase vom Bundesbaugesetz und Städte- 
bauförderungsgesetz auf das Baugesetzbuch ohne 
nennenswerte Schwierigkeiten ab gelaufen ist. 

Wesenthche Gründe hierfür waren: 

— Das Baugesetzbuch baut auf den bewährten Grund- 
lagen des bisherigen Städtebaurechts auf - auf dem 
Bundesbaugesetz und dem Städtebauförderungs- 
gesetz. 

— Die breitangelegte Beteiligung und Diskussion 
bereits im Vorfeld des Regierungsentwurfs sowie 
das Planspiel haben maßgebend zu praxisgerechten 
Lösungen beigetragen, 

— Die bisherige Paragraphenfolge wurde soweit als 
möglich beibehalten. Dies hat es der Praxis erheb - 
hch erleichtert, sich in dem Gesetzbuch zurechtzu- 
finden. 

— Die umfangreichen Neuregelungen des Baugesetz- 
buchs ordnen sich in das frühere Planungsrecht ein. 

— Das Überleitungsrecht (§§ 233 bis 245 des Bauge- 
setzbuchs) hat dafür gesorgt, daß laufende Verfah- 
ren weitgehend fortgeführt werden konnten. Dabei 
aufgetretene Fragen konnten praxisgerecht bewäl- 
tigt werden. 

— Schheßlich hat die über sechsmonatige Frist zwi- 
schen der Verkündung des Gesetzbuchs und sei- 
nem Inkrafttreten der Praxis den notwendigen Zeit- 
raum gelassen, sich auf das neue Recht einzustel- 
len. Diese Zeit wurde von Ländern und Gemeinden 
intensiv genutzt, um das Baugesetzbuch mit seinem 
Inkrafttreten vollziehen zu können. 

Von großer Bedeutung für die Umstellungsphase war 
auch der von der ARGEBAU unter Beteiligung von 
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Vertretern des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau und der kommunalen 
Spitzenverbände erarbeitete Muster-Einführungserlaß 
zum Baugesetzbuch. In den sehr eingehenden Bera- 
tungen ist es weitgehend gelungen, zu einer zwischen 
den Beteihgten abgestimmten Auslegung des Gesetz- 
buchs zu gelangen. 

Die kommunalen Spitzenverbände haben in zahlrei- 
chen Mitgliederrundschreiben und Mitteilungsnotizen 
zu für die kommunale Praxis besonders bedeutsamen 
Einzelfragen des Baugesetzbuchs Stellung genommen. 

Soweit in Ländern und Gemeinden vereinzelt Voll- 
zugsprobleme von allgemeiner Bedeutung aufgetreten 
sind, wurden sie in den Fachkommissionen der ARGE- 
BAU unter Beteüigung von Vertretern des Bundes- 
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau und der kommunalen Spitzen verbände erörtert 
und einer einvernehmlichen Lösung zugeführt. 


30. In welchem Umfang machen die Gemeinden von 
den neuen und verbesserten Instrumenten des 
Baugesetzbuchs Gebrauch? 

Aus dem laufenden Erfahrungsaustausch im Rahmen 
der ARGEBAU und den Gremien der kommunalen 
Spitzen verbände ergibt sich, daß die Gemeinden die 
neuen und verbesserten Instrumente des Baugesetz- 
buchs zweckentsprechend nutzen. Aufgrund der nur 
punktuellen Informationen läßt sich diese Aussage 
jedoch nicht bundesweit bezogen auf einzelne Instru- 
mente quantifizieren. 

So wird berichtet, daß die Gemeinden häufig auf die 
Erleichterungen bei der Bauleitplanung wie beim 
Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetz- 
buchs (BauGB) und bei der Änderung oder Ergänzung 
des Flächennutzungsplans im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 Abs. 2 BauGB zurückgreifen. Ebenso sind die 
Erfahrungen mit den materiell-rechtlichen Vorschrif- 
ten in der Bauleitplanung. So werden z. B. die erweiter- 
ten Möglichkeiten für die Darstellung oder Festsetzung 
von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 5 
Abs. 2 Nr. 10, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) zunehmend 
anstelle der Darstellung bzw. Festsetzung von Grünflä- 
chen genutzt. Über den Vollzug der in § 5 Abs. 3 Nr. 3 
und § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB normierten Kennzeich- 
nungspflichten für Flächen, deren Böden erhebüch mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, liegen der 
Bundesregierung noch keine ausreichend repräsen- 
tativen Informationen vor. Im Rahmen der in Vorberei- 
tung befindlichen Ergänzung des Umweltstatistikge- 
setzes ist insoweit eine bundesweite Erhebung vorge- 
sehen. Begrüßt wird u. a. auch die erweiterte Möglich- 
keit, Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag 
zu erheben. Sie mindern die Vorfinanzierungslast der 
Gemeinden und ermöglichen den Bauherren, den Er- 
schließungsbeitrag in die Gesamtfinanzierung des 
Bauvorhabens einzubeziehen. Im übrigen wird hin- 
sichthch einzelner Instrumente auf die Antworten zu 
Fragen 31, 32 und 33 verwiesen. 


Angesichts der geänderten Lage auf den Wohnungs- 
märkten infolge des anhaltenden Wirtschaftswachs- 
tums und des starken Zustroms an Aus- und Übersied- 
lem haben die Fraktionen der CDU/CSU und FDP im 
Deutschen Bundestag am 7. November 1989 beschlos- 
sen, ein Gesetz zur Erleichterung des Wohnungsbaus 
im Planungs- und Baurecht einzubringen, durch das 
einzelne Vorschriften des Baugesetzbuchs zur Dek- 
kung eines dringenden Wohnbedarfs auf bestimmte 
Zeit modifiziert oder ergänzt werden sollen (BT-Druck- 
sache 11/5972). 

Um den Ländern Gelegenheit zu geben, zu diesem 
Gesetzentwurf noch vor Abschluß der Ausschußbera- 
tungen im Deutschen Bundestag Stellung nehmen zu 
können und Änderungen vorzuschlagen, hat die Bun- 
desregierung den Gesetzentwurf ihrerseits gleichlau- 
tend eingebracht (BT-Drucksache 11/6508). Der Deut- 
sche Bundestag hat dem Gesetzentwurf am 15. März 
1990 in zweiter und dritter Lesung zugestimmt. Vor- 
gesehen sind: 

— Regelungen zur Erleichterung und Beschleunigung 
der Bauleitplanung 

— Erweiterung der Vorkaufsrechte der Gemeinde, um 
mehr Bauland Wohnzwecken zuführen zu können 

— Erleichterung der Zulässigkeit von Wohnungsbau- 
vorhaben 

— Verkürzung der Verfahren zur Erteilung von Bau- 
genehmigungen 

— Fortentwicklung der städtebaulichen Entwick- 
lungsmaßnahme als ein wirkungsvolles gemeind- 
liches Planungs- und Durchführungsinstrument zur 
Schaffung neuer Ortsteile und zur Wiedernutzung 
großer brachliegender Flächen 

— Baugebot wird vollzugstaugücher. 


31. In welchem Umfang machen die Gemeinden vom 
Instrument der Erhaltungssatzimg des Baugesetz- 
buchs Gebrauch? 


Nach ersten Erfahrungen, die im Rahmen einer vom 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau in Auftrag gegebenen Rechtstatsachenun- 
tersuchung gesammelt werden konnten, erfreut sich 
die Erhaltungssatzung nach § 172 des Baugesetzbuchs 
(BauGB) bei den Gemeinden einer zunehmenden Be- 
liebtheit. Die Erhaltungssatzung ist inzwischen nicht 
mehr wie in früheren Jahren ein Instrument nur für 
Großstädte, auch zahlreiche Mittelstädte haben inzwi- 
schen Erhaltungssatzungen beschlossen. Eine gewisse 
Zurückhaltung scheint nur noch bei kleineren Gemein- 
den zu bestehen. Hinsichtlich einer regional unter- 
schiedlichen Anwendungshäufigkeit ist festzustellen, 
daß die Satzung zur Erhaltung der städtebaulichen 
Eigenart des Gebiets aufgrund seiner städtebau- 
hchen Gestalt (Stadtgestalterhaltungssatzung nach 
§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB) in den Ländern sel- 
tener angewandt wird, in denen der Denkmalschutz 
rechtlich und finanziell gut ausgestattet ist und die auf 
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eine längere Tradition beim Ensembleschutz zurück- 
bhcken können. 

Nach bisher vorliegenden Informationen haben 25 von 
31 Großstädten über 200 000 Einwohnern Erhaltungs- 
satzungen erlassen. In vier Städten handelt es sich um 
sog. „Miheuschutzsatzungen'' (§ 172 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 BauGB). In 13 Städten werden mit der Satzung 
ausschheßüch stadtgestalterische Ziele und in acht 
Städten sowohl stadtgestalterische Erhaltungsziele als 
auch Milieuschutzziele verfolgt. Darüber hinaus sind 
dem Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau rund 45 weitere Gemeinden bekannt, 
die Erhaltungssatzungen erlassen haben. 

In der Einschätzung der Gemeinden hat dieses Instru- 
ment durch den zweistufigen Aufbau von Satzung und 
Einzelfallgenehmigung den Vorteil, schnell und flexi- 
bel eingesetzt werden zu können. In der kommunalen 
Praxis wird der Beschluß über die Aufstellung einer 
Erhaltungs Satzung verbunden mit der Möglichkeit, ge- 
nehmigungspflichtige Vorhaben zurückstellen zu kön- 
nen (§ 172 Abs. 2 BauGB), als umgehend einsetzbares 
Instrumentarium angesehen. Die Versagungsgründe 
müssen dann nach Erlaß der Satzung in jedem Einzel- 
fall im jeweiligen Genehmigungsverfahren geprüft 
werden. Da vor der Entscheidung über den Genehmi- 
gungsantrag die Gemeinde mit dem Eigentümer oder 
sonstigen zur Unterhaltung Verpflichteten die für die 
Entscheidung erheblichen Tatsachen zu erörtern hat 
(§ 173 Abs. 3 BauGB), wird hierdurch die Möglichkeit 
zu einem konstruktiven Dialog zwischen allen Beteilig- 
ten eröffnet, der in der überwiegenden Zahl der Fälle 
zu einvernehmlichen Lösungen führt. 


32. Hat das vereinfachte Sanierungsverfahren nach 
Kenntnis der Bundesregierung der städtebau- 
lichen Erneuerung in Stadt und Land neue Impul- 
se gegeben, und wurde die Vermutung bestätigt, 
daß vor allem kleinere Gemeinden und Dörfer 
Sanierungen im vereinfachten Verfahren durch- 
führen? 


Die Wahl des Sanierungs Verfahrens hat die Gemeinde 
im Rahmen der Sanierungssatzung zu treffen. Erfah- 
rungen mit dem vereinfachten Sanierungsverfahren 
konnten daher ganz überwiegend nur in den Gemein- 
den gesammelt werden, die neue Sanierungsmaßnah- 
men beschlossen haben. Die Verstetigung der Städte- 
bauförderung auf dem hohen Niveau von 660 Mio. DM 
Bundesfinanzhilfen im Rahmen des Bund-Länder-Pro- 
gramms auch über 1990 hinaus hat hierzu wichtige 
Anstöße gegeben. In größerem Umfang wurden Neu- 
aufnahmen in das Programm ermöglicht. Dies führte zu 
einer deuthch stärkeren Berücksichtigung kleinerer 
Gemeinden in den ländhch geprägten Räumen, worum 
die Bundesregierung die Länder gebeten hatte. Der 
Anteil der Sanierungsmaßnahmen im ländhchen Raum 
stieg von 48 Prozent im Jahre 1985 auf 54 Prozent im 
Jahr 1989. Dabei ist insbesondere der Anteil der Sanie- 
rungsmaßnahmen in Gemeinden mit weniger als 
10 000 Einwohnern besonders angestiegen; er betrug 
im Programmjahr 1989 29 Prozent gegenüber 19 Pro- 
zent im Jahre 1985. Die städtebaulichen Ziele und 
Zwecke der Maßnahmen hegen überwiegend in der 


Stärkung und Aufwertung des Ortskerns, der in vielen 
Fällen aufgrund des Strukturwandels seine Funktion 
als Ortsmittelpunkt verloren hat und die Attraktivität 
der gesamten Gemeinde beeinträchtigt. 

Die erweiterten gesetzlichen Möghchkeiten des Bau- 
gesetzbuchs, die den Gemeinden eine differenzierte, 
den örthchen Bedürfnissen angemessene Ausgestal- 
tung des Verfahrens der städtebaulichen Sanierung 
eröffnen, sind von den Gemeinden, die neu mit städte- 
baulichen Sanierungsmaßnahmen begonnen haben, 
insgesamt positiv aufgenommen worden. Bei kleineren 
Gemeinden zeichnet sich eine deutliche Tendenz für 
eine Anwendung des vereinfachten Verfahrens ab. Bei 
größeren Gemeinden ist dagegen weiterhin eine 
leichte Präferenz für das Verfahren mit den besonde- 
ren sanierungsrechthchen Vorschriften festzustellen. 
Insgesamt dürfte mit einer kontinuierhchen Zunahme 
des Anteils der Sanierungsmaßnahmen im vereinfach- 
ten Verfahren zu rechnen sein, ohne daß das Verfahren 
mit den besonderen sanierungsrechtlichen Vorschrif- 
ten in seiner Bedeutung und seinen Anwendungsmög- 
hchkeiten verdrängt wird. Die Entscheidung zugun- 
sten des vereinfachten Verfahrens wird in erster Linie 
in der Erwartung getroffen, daß die Sanierung nicht zu 
größeren Bodenwertsteigerungen führt. Bei Gemein- 
den bis zu 10 000 Einwohnern ist auch der Wunsch mit 
entscheidend, ein möglichst einfach zu handhabendes 
Verfahren anwenden zu können. Grundsätzlich wird 
aber auch das Verfahren mit den besonderen sanie- 
rungsrechthchen Vorschriften vor allem von denjeni- 
gen Gemeinden als einfach zu handhaben eingestuft, 
die mit diesem Verfahren bereits Erfahrungen sam- 
meln konnten. 


33. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
die mit dem Baugesetzbuch gestärkten Belange 
der Erhaltung und Verbesserung des städtebau- 
hchen Bestandes einschließhch des bundesrecht- 
hchen städtebauhchen Denkmalschutzes vor? 

Mit dem Inkrafttreten des Baugesetzbuchs wurde die 
Berücksichtigung des Denkmalschutzes in der Bauleit- 
planung, im Recht der Erhaltungssatzung und im 
Sanierungsrecht verbessert. Diese Möglichkeiten wer- 
den von den Gemeinden verstärkt in Anspruch genom- 
men, um die unverkennbare Stadtgestalt zu erhalten 
und behutsam fortzuentwickeln. Über den engeren 
Denkmalschutz hinaus setzt sich zunehmend die Er- 
kenntnis durch, daß zur Identität einer Gemeinde, die 
sich von anderen Gemeinden unterscheidet, vor allem 
die historisch gewachsenen bauhchen Strukturen ge- 
hören. Die Stadtgestalt, d, h. das äußere Erscheinungs- 
bild, wie es sich den Bewohnern und Besuchern prä- 
sentiert, ist heute ein wichtiger Faktor in der zuneh- 
menden Konkurrenz der Gemeinden um Betriebe und 
Arbeitsplätze. 

Gestärkt wurde das Ziel der Erhaltung und Verbesse- 
rung des städtebauhchen Bestandes in der Bauleitpla- 
nung u. a. durch die Aufnahme der Belange des Denk- 
malschutzes und der Denkmalpflege sowie der erhal- 
tenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von ge- 
schichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher 
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Bedeutung in den Katalog der zu berücksichtigenden 
Belange nach § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 5 des Baugesetz- 
buchs (BauGB). 

Daneben bestätigt die stetige Zunahme der Erhal- 
tungssatzungen zur Erhaltung der städtebaulichen 
Eigenart des Gebietes aufgrund seiner städtebaulichen 
Gestalt nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB die zu- 
nehmende Bedeutung des städtebaulichen Denkmal- 
schutzes. Zur Bedeutung der Erhaltungssatzungen 
wird auf die Antwort zu Frage 3 1 hingewiesen. 

Entscheidend ergänzt werden diese Instrumentarien 
durch die Anerkennung der Stadterneuerungsaufgabe 
als Daueraufgabe im Städtebau (s. Antwort auf Frage 
10). Durch die Verstetigung der Städtebauförderungs- 
mittel des Bundes auf hohem Niveau erweisen sich die 
Mittel der Städtebauförderung als größte öffentliche 
Finanzierungsquelle zur Erhaltung historischer Bau- 
substanz. Im Rahmen der behutsamen Stadterneue- 
rung kommen die Belange des städtebauhchen Denk- 
malschutzes verstärkt zum Tragen. Städtebauliche 
Sanierungsmaßnahmen sollen nach § 136 Abs. 4 Satz 2 
Nr. 4 BauGB dazu beitragen, daß den Erfordernissen 
des Denkmalschutzes Rechnung getragen wird und die 
Gestalt des Orts- und Landschaftsbildes verbessert 
wird. 

Neben der Förderung aus Mitteln der Städtebauförde- 
rung werden Investitionen von Eigentümern an Ge- 
bäuden in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten 
und an Baudenkmälern durch steuerliche Erleichte- 
rungen unterstützt. Der Steuerpflichtige kann nach 
§ 82 g der Einkommensteuer-Durchführungsverord- 
nung u. a. die durch Zuschüsse aus Sanierungsförder- 
mitteln nicht gedeckten Herstellungskosten für Moder- 
nisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen im Sinne 
des § 177 BauGB, die für Gebäude in einem förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet aufgewendet worden 
sind, innerhalb von zehn Jahren mit jeweils bis zu 
10 Prozent absetzen. Entsprechendes gilt bezüglich 
Herstellungskosten für Maßnahmen, die der Erhal- 
tung, Erneuerung und funktionsgerechten Verwen- 
dung eines Gebäudes dienen, das wegen seiner ge- 
schichtlichen, künstlerischen oder städtebaulichen 
Bedeutung erhalten bleiben soll, und zu deren Durch- 
führung sich der Eigentümer neben bestimmten Mo- 
demisierungsmaßnahmen gegenüber der Gemeinde 
verpflichtet hat. In gleicher Weise werden Aufwendun- 
gen für Maßnahmen an Baudenkmälern nach § 82i der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung geför- 
dert, wenn die Herstellungskosten für Baumaßnahmen 
nach Art und Umfang zur Erhaltung des Gebäudes als 
Baudenkmal und zu seiner sinnvollen Nutzung erfor- 
derlich sind und die Maßnahmen nach Abstimmung 
mit der nach Landesrecht oder von der Landesregie- 
rung bestimmten Stelle erfolgten. 

Zurückgehend auf einen Vorschlag der Koahtionsfrak- 
tionen wurde das Wohnungsbäuförderungsgesetz - 
WoBauFG - vom 22. Dezember 1989 verabschiedet, 
das die zeitlich unbeschränkte Fortführung der ge- 
nannten Abschreibungsvergünstigungen vorsieht, die 
als §§ 7 h und 7 i in das Einkommensteuergesetz (EStG) 
übernommen wurden (BGBL I S. 2408). Gleichzeitig 
wird sichergestellt, daß auch in gemeinsamer Bauträ- 


gerschaft vorgenommene Baumaßnahmen an Gebäu- 
den in förmhch festgelegten Sanierungsgebieten und 
an Baudenkmälern entsprechend der bisherigen 
steuerhchen Behandlung imter die Steuervergünsti- 
gungen fallen. In gleicher Weise werden die Steuerver- 
günstigungen für zu eigenen Wohnzwecken genutzte 
Baudenkmäler und Gebäude in Sanierungsgebieten 
und städtebaulichen Entwicklungsbereichen, die bis- 
her in § 52 Abs. 21 Satz 6 EStG enthalten sind, über den 
31. Dezember 1991 hinaus verlängert und als § 10 f 
Abs. 1 in das EStG übernommen. In Erweiterung der 
bisherigen Rechtslage kann unter bestimmten Voraus- 
setzungen auch Erhaltungsaufwand an den genannten 
eigengenutzten Gebäuden nach § lOf Abs. 2 EStG auf 
zehn Jahre verteilt wie Sonderausgaben abgezogen 
werden. 


Europäische Gemeinschaft und Internationales 

34. Welche städtebaulichen Auswirkungen des EG- 
Binnenmarktes erwartet die Bundesregierung be- 
züglich Mobilität und Wanderungsverhalten der 
Bevölkerung, der Konkurrenz um Wirtschaft und 
Arbeitsplätze, der Konkurrenz zwischen den 
Städten? 

35. Wie schätzt die Bundesregierung die städtebau- 
lichen Auswirkungen des EG -Binnenmarktes ein? 

Gesicherte und alle Bereiche abdeckende Erkennt- 
nisse über die regionalen und städtebaulichen Auswir- 
kungen, die mit dem weiteren Ausbau des EG-Binnen- 
marktes verbunden sein werden, liegen der Bundes- 
regierung nicht vor. Allerdings haben sich in jüngster 
Zeit verschiedene Institutionen und Gremien verstärkt 
ihit dieser Thematik befaßt, so u. a. die Ministerkonfe- 
renz für Raumordnung, der Beirat für Raumordnung 
sowie die kommunalen Spitzenverbände. Der Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
hat in einer Reihe von Veranstaltungen und Expertisen 
zentrale Fragen im Zusammenhang mit den räum- 
hchen und städtischen Auswirkungen des EG -Binnen- 
marktes erörtert und seine Ressortforschung in diesem 
Bereich verstärkt. 

Aus den bisher vorliegenden Informationen und 
Erkenntnissen lassen sich bezüghch der angesproche- 
nen Fragen folgende erste Einschätzungen geben: 

Generell ist bereits jetzt zu beobachten, daß die Kon- 
kurrenz zwischen Regionen und Gemeinden um quah- 
fizierte Aurbeitskräfte und Arbeitsplätze steigt. Dies gilt 
sowohl im nationalen als auch im internationalen Ver- 
gleich. Auch ist im Zuge einer Maßstabs Vergrößerung 
zu beobachten, daß zunehmend nicht mehr einzelne 
Gemeinden isohert im Wettbewerb stehen, sondern 
Wirtschaftsräume insgesamt. Insoweit ist festzustellen, 
daß durch den EG -Binnenmarkt indirekt die interkom- 
munale Zusammenarbeit in den Regionen intensiviert 
wird, da eine Reihe von Aufgaben wie Wirtschaftsför- 
derung, Flächenplanung und Baulandbereitstellung, 
Nahverkehr und Wohnungsbau sowie die Entsor- 
gungsinfrastruktur in der Regel die Leistungsfähigkeit 
einer einzelnen Gemeinde übersteigt. Investoren 
suchen zunehmend bei ihrer Standortwahl ein kompe- 
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tentes kommunales Management, das integrierte 
Lösungsmöghchkeiten anzubieten vermag. 

Die qualitativen Aspekte bei der Standortwahl gewin- 
nen im europäischen Maßstab eine immer höhere Be- 
deutung. Hier haben die bundesdeutschen Regionen 
und Gemeinden aufgrund ihrer guten bis hervorragen- 
den Infrastrukturausstattung günstige Voraussetzun- 
gen, um sich in einem verschärfenden Wettbewerb 
behaupten zu können. Dabei kommt als Standortvor- 
teil der Bundesrepubhk Deutschland insgesamt zu- 
gute, daß sich moderne Arbeitplätze und eine günstige 
Wirtschaftsentwicklung nicht nur auf einige große 
Zentren konzentrieren, sondern daß ein leistungsfähi- 
ges Netz von zentralen Orten besteht, welches am 
besten die vorhandenen Potentiale ausschöpft und ent- 
wickelt. 

Zunehmend wichtiger wird für Standortentscheidun- 
gen und für den Standortwettbewerb, welches 
„Image" und „Klima" die Regionen und Gemeinden 
aufweisen. Insofern steigt die Bedeutung der „wei- 
chen" Faktoren wie Wohnwert, Umweltqualität, Frei- 
zeit und Kulturangebot zur Kennzeichnung der kom- 
munalen Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit. 
Hierauf stellen sich die Gemeinden in ihrem Investi- 
tionsverhalten und ihrer Stadtentwicklungspohtik ver- 
stärkt ein. 

Aus Expertenbefragungen ergibt sich das Büd, daß der 
EG-Binnenmarkt besonders in den westlichen und 
südwestlichen Grenzregionen des Bundesgebietes, in 
den großen Dienstleistungszentren sowie in den Regio- 
nen und Gemeinden mit einem hohen Anteil von 
technologie- und forschungsintensiven Arbeitsplätzen 
neue wachstumsstarke Impulse auslösen wird. Inwie- 
weit durch den weiteren Ausbau des europäischen 
Binnenmarktes das Wanderungsverhalten verändert 
und die Mobihtätsrate beeinflußt wird, läßt sich zur 
Zeit noch nicht abschätzen. Allerdings ist auch hier 
begründet zu vermuten, daß sich bestehende Trends in 
der Regel verstärken. Insbesondere die Mobilität von 
besonders quahfizierten Arbeitskräften dürfte weiter 
steigen (sog. selektive Mobihtät). 

Das überproportional hohe Preisniveau in den prospe- 
rierenden Verdichtungsregionen, das besonders stark 
auf dem Wohnungsmarkt ausgeprägt ist, dürfte einem 
drastischen Anstieg der Wanderungsbewegungen in 
diese Räume jedoch tendenziell entgegenwirken. 

Ob es im Zuge der weitreichenden Freizügigkeit und 
Niederlassungsfreiheit durch die Vollendung des EG- 
Binnenmarktes zu einer verstärkten Zuwanderung von 
Arbeitskräften aus den Mitgtiedstaaten kommt, läßt 
sich gegenwärtig nicht bestimmen, da eine solche Ent- 
wicklung von zu vielen unbestimmten Faktoren ab- 
hängig ist. 


36. In welchem Umfang beteiligt sich die Bundes- 
regierung auf städtebaulichem Gebiet an der Ar- 
beit der internationalen Organisationen, und wie 
gestaltet sich die bilaterale Zusammenarbeit? 

Im Bereich des Städtebaus arbeitet die Bundesrepubhk 
Deutschland eng mit der Organisation für wirtschaft- 


hche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), der 
Wirtschaftskommission für Europa (ECE) der Verein- 
ten Nationen und der Kommission für menschtiche 
Siedlungen (HABITAT) der Vereinten Nationen zu- 
sammen; darüber hinaus bahnt sich im Rahmen der 
vorbereitenden Arbeiten der Europäischen Gemein- 
schaft an einem „Grünbuch Stadt" in jüngster Zeit eine 
Zusammenarbeit mit deren Institutionen an. 

Innerhalb der OECD ist die Bundesrepublik Deutsch- 
land in der Städtebaugruppe vertreten, die 1980 einge- 
richtet wurde, um über einen internationalen Erfah- 
rungsaustausch Lösungsansätze für die Bewältigung 
städtischer Probleme zu entwickeln und Handlungs- 
empfehlungen für die nationalen Regierungen zu erar- 
beiten. Im Rahmen des derzeitigen Arbeitsprogramms 
ist sie hier beteiligt in Projektgruppen zu den Themen 

— Verbesserung der Umweltbedingungen in Städten, 

— Städtische Inf rastrukturm aßnahmen, 

— Auswirkungen technologischer, wirtschafthcher 
und sozio demographischer Veränderungen und 

— Städtische Grundstücksmärkte. 

Bei der ECE vollzieht sich die Zusammenarbeit in 
städtebauhchen Fragen in erster Linie im Rahmen der 
Arbeitsgruppe „Stadt- und Regionalplanung und For- 
schung". Hier beteiligt sich die Bundesregierung 
regelmäßig mit eigenen Beiträgen an Projekten, Konfe- 
renzen, Seminaren und Kolloquien. Sie wirkt darüber 
hinaus intensiv mit im Ausschuß für Wohnungs-, Bau- 
und Planungs wesen der ECE, dem die Koordinierung 
und Beschlußfassung über Projekte der einzelnen Ar- 
beitsgruppen obliegt. 

Im Stadium der Entstehung befindet sich eine - zu- 
nächst - bilaterale Zusammenarbeit mit Frankreich zur 
Entwicklung eines europäischen Programms des Expe- 
rimentellen Wohnungs- und Städtebaus (EUROREX). 
Erste Arbeitsgespräche haben in organisatorischer und 
inhaltlicher Hinsicht eine Reihe Vergleichbarkeiten 
gezeigt; die französische Seite zeigt ein besonderes 
Interesse an den vom Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau bearbeiteten For- 
schungsfeldem des Experimentellen Wohnungs- und 
Städtebaus. 

Auf dem Gebiet der entwicklungspolitischen Zusam- 
menarbeit im Bereich der Siedlungsentwicklung ist die 
Bundesregierung in der von ihr mitbegründeten Kom- 
mission für menschliche Siedlungen (HABITAT) der 
Vereinten Nationen engagiert. Zu den Aufgaben von 
HABITAT zählen Forschung, Informationsverbreitung 
und Koordinierung von Maßnahmen in den Bereichen 
Siedlungswesen und Stadtplanung; Schwerpunkte lie- 
gen auf der Durchführung von Demonstrationsvorha- 
ben sowie auf Fortbildung und Beratung der Betroffe- 
nen. Unter der Zielsetzung dieser Organisation, bis 
zum Jahr 2000 die drängendsten Wohnungsprobleme 
der Dritten Welt zu lösen, hat die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen auf Vorlage von HABITAT 
1988 die „Weltweite Siedlungsstrategie 2000" be- 
schlossen. In Anknüpfung an diese Initiative hat die 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1989 einen ein- 
maligen freiwühgen Beitrag in Höhe von 950 000 DM 
an HABITAT geleistet, um mit der Finanzierung eines 
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genossenschafthchen Siedlungsprojekts in der Repu- 
blik Senegal beispielhaft aufzuzeigen, wie Selbsthilfe- 
gruppen durch kooperative Vorgehensweise im Woh- 
nungs- und Siedlungsbau erfolgreich Zusammenwir- 
ken können. 

In der bilateralen Zusammenarbeit mit Entwicklungs- 
ländern werden Stadtentwicklungsprojekte durchge- 
führt, deren Ziel es vor allem ist, durch Beratrmg imd 
umfangreiche Aus- und Weiterbildungsprogramme die 
Leistungsfähigkeit der in dem Land selbst vorhande- 
nen Potentiale zu stärken und die Planungs- und Koor- 
dinationsfähigkeit sowie die Managementkapazität 
der jeweiligen Trägerinstitutionen zu verbessern. 


Des weiteren ist die Zusammenarbeit mit einer Reihe 
osteuropäischer Staaten hervorzuheben. Sie vollzieht 
sich auf der Basis von bilateralen Vereinbarungen in 
Form von Besuchsprotokollen, Gesprächsmemoranden 
oder förmlichen Vereinbarungen. Intensive Kontakte 
auf dieser Basis gibt es derzeit mit der Tschechoslowa- 
kei, der Volksrepublik Bulgarien und der Republik 
Polen. Eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit 
im Bereich der Stadtentwicklung, des Wohnungsbaus 
und der Ausbüdung wurde kürzlich auch mit der Repu- 
blik Ungarn abgeschlossen. 
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